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BÜCHER aus dem Lebenshilfe-Verlag 

| Bundesvereinigung Lebenshilfe (Hrsg.)

Aufsichtspfl icht und Haftung 
in der Arbeit mit Menschen 
mit geistiger Behinderung
Eine Arbeitshilfe für Eltern und 
Mitarbeitende in Diensten und 
Einrichtungen.

2., aktualisierte Aufl age 2020, 17 x 24 cm, 
broschiert, 144 Seiten
ISBN: 978-3-88617-577-2 ;
Bestellnummer LEA 577
13,– Euro [D]; 16.– sFr.

Das Thema „Haftung“ ist in den letzten Jahren 
verstärkt ins öffentliche Bewusstsein gerückt und 
spielt in immer mehr Lebensbereichen eine 
große Rolle. Gerade auch Mitarbeiter(innen) 
aus den sozialen, pfl egenden und betreuenden 
Berufen spüren zunehmend Unsicherheit in 
Bezug auf die Frage, wie weit ihre Pfl ichten 
gehen und wann sie für einen entstehenden 
Schaden eintreten müssen.

Diese Broschüre gibt Ihnen einen Überblick 
über die bestehende Rechtslage, um mehr 
Handlungssicherheit beim Umgang bzw. der 
Arbeit mit Menschen mit Behinderung zu 
schaffen. Dabei liegt der Schwerpunkt auf der 
zivilrechtlichen Haftung als für die Praxis 
relevantester Bereich.

Im umfangreichen Anhang sind über 20 Fälle 
aus der Rechtsprechung der letzten Jahre 
zusammengefasst und kommentiert.

 Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. · Vertrieb · Raiffeisenstr. 18 · 35043 Marburg 
Tel.: (0 64 21) 4 91-123 · Fax: (0 64 21) 4 91-623 · E-Mail: vertrieb@lebenshilfe.de Bestellungen an:

| Christian Bernzen et al.

Werkstättenmitwirkungs-
verordnung
Kommentar für die Praxis.
Mit Erläuterungen in einfacher Sprache

1. Aufl age 2020, DIN A4, Hardcover,
252 Seiten
ISBN: 978-3-88617-224-5 ; 
Bestellnummer LBF 224
29,50 Euro [D]; 35.– sFr.

Dieser 1. Kommentar zur WMVO ist eine 
Arbeitshilfe für die Assistenzpersonen des 
Werkstattrats, Geschäftsführungen von 
Werkstätten sowie Betriebsräte und Mitar-
beitervertretungen.

Er erläutert die WMVO mit allen Neurege-
lungen durch das BTHG und zeigt die recht-
lichen Handlungsoptionen auf, die wegen der 
teilweise mit dem Betriebsverfassungsgesetz 
und den Personalvertretungsgesetzen iden-
tischen Formulierungen analog zur dortigen 
Rechtsprechung angewandt werden können.

Enthält außerdem den Gesetzestext sowie 
Zusammenfassungen der Kommentierung
der einzelnen Paragrafen in Einfacher Sprache. 
Letzteres ist eine Hilfe für die o. g. Zielgruppen, 
um Werkstatträten die WMVO erklären zu können.
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Die Positive Verhaltensunterstützung – in den USA als Posi-
tive Behavior Support bezeichnet – ist ein Konzept, das aus 
dem Umgang mit Verhaltensauffälligkeiten hervorgegangen 
ist, die bei Kindern mit Lernschwierigkeiten oder Autismus 
beklagt wurden. Sie hat Verhaltensprobleme im Blick, die 
zusätzlich zum Syndrom einer Entwicklungsstörung das Zu-
sammenleben oder die Zusammenarbeit erschweren. Das 
bedeutet zugleich, dass Verhaltensauffälligkeiten kein un-
mittelbarer Ausdruck einer intellektuellen (geistigen) Be-
hinderung sind. Vielmehr können Personen mit Lernschwie-
rigkeiten zusätzlich zu ihren kognitiven Beeinträchtigungen 
Verhaltensauffälligkeiten oder auch psychische Störungen 
entwickeln.

Diese Handreichung liefert eine konkrete Arbeitshilfe für 
die Praxis und bietet konkrete Anregungen und Anleitungen 
für ein tragfähiges pädagogisches Handlungskonzept. Sie 
beschreibt den Personenkreis und reflektiert die Begriffe 
Verhaltensauffälligkeiten, herausforderndes Verhalten und 
Problemverhalten in Abgrenzung zu psychischen Störungen. 
Ferner skizziert sie die Philosophie der positiven Verhaltens-
unterstützung, bevor ihre methodischen Schritte detailliert 
beschrieben werden. Angereichert durch Beispiele entsteht 
ein plastisches Bild über konkrete Handlungsmöglichkeiten.

Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. ©
Raiffeisenstraße 18
35043 Marburg

Tel. 06421 491-0
Fax 06421 491-167
bundesvereinigung@Lebenshilfe.de
www.lebenshilfe.de

ISBN: 978-3-88617-327-3

13,– Euro [D]; 16.– sFr. 

Heraus-
forderndes 
Verhalten

Georg Theunissen

Positive 
Verhaltensunterstützung

Eine Arbeitshilfe für den pädagogischen 
Umgang mit herausforderndem Verhalten 
bei Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen 
mit Lernschwierigkeiten, sogenannter 
geistiger oder mehrfacher Behinderung

6. aktualisierte Auflage 2020

Positive Verhaltensunterstützung Umschlag.indd   1 07.05.2020   15:30:05
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Arbeit

Christian Bernzen, Ansgar Dittmar, Kilian Ertl, Carola Veit 

Werkstätten-
mitwirkungsverordnung 

Kommentar für die Praxis

Mit Erläuterungen in einfacher Sprache
Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. ©
Raiffeisenstraße 18
35043 Marburg

Tel. 06421 491-0
Fax 06421 491-167
bundesvereinigung@Lebenshilfe.de
www.lebenshilfe.de

ISB-Nummer
978-3-88617-224-5

29,50 Euro [D]; 35.– sFr.

Dieser Kommentar zur WMVO ist eine Arbeits-
hilfe für die Assistenzpersonen des Werkstatt-
rats, Geschäftsführungen von Werkstätten so-
wie Betriebsräte und Mitarbeitervertretungen.  

Er erläutert die WMVO mit allen Neuregelungen 
durch das BTHG und zeigt die rechtlichen Hand-
lungsoptionen auf, die wegen der teilweise mit 
dem Betriebsverfassungsgesetz und den Per-
sonalvertretungsgesetzen identischen Formu-
lierungen analog zur dortigen Rechtsprechung 
angewandt werden können. Er wendet sich 
gleichermaßen an Fachkräfte aus der Sozialen 
Arbeit wie an Juristinnen und Juristen.

Enthält außerdem den Gesetzestext sowie 
Zusammenfassungen der Kommentierung der 
einzelnen Paragrafen in Einfacher Sprache. 
Werkstatträte können so diesen Kommentar als 
Ergänzung zu dem Text der WMVO in Leichter 
Sprache nutzen.

|  Georg Theunissen

Positive Verhaltens-
unterstützung
Eine Arbeitshilfe für den päda-
gogischen Umgang mit heraus-
forderndem Verhalten bei Kindern, 
Jugendlichen und Erwachsenen mit 
Lernschwierigkeiten, sogenannter 
geistiger oder mehrfacher Behinderung 

6., aktualisierte Aufl age 2020, 17 x 24 cm, 
broschiert, 120 Seiten,
ISBN: 978-3-88617-327-3 ; 
Bestellnummer LBS 327
13,– Euro [D]; 22.– sFr. 

Die Positive Verhaltensunterstützung – in den 
USA als Positive Behavior Support bezeichnet – 
ist ein Konzept, das aus dem Umgang mit 
Verhaltensauffälligkeiten hervorgegangen ist, 
die bei Kindern mit Lernschwierigkeiten oder 
Entwicklungsstörungen beklagt wurden.
Sie hat Verhaltensprobleme im Blick, die 
zusätzlich zum Syndrom einer Entwicklungs-
störung das Zusammenleben oder die Zusam-
menarbeit erschweren.

Diese Handreichung liefert eine konkrete 
Arbeitshilfe für die Praxis und bietet konkrete 
Anregungen und Anleitungen für ein trag-
fähiges pädagogisches Handlungskonzept.
Sie beschreibt den Personenkreis und refl ektiert 
die Begriffe Verhaltensauffälligkeiten, heraus-
forderndes Verhalten und Problemverhalten in 
Abgrenzung zu psychischen Störungen.

Werkstattwahlen 2021

Alle Preise sind in Euro u. brutto inkl. MwSt. zzgl. Versandkosten. Änderungen & Irrtümer vorbehalten.
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„Mein Kiez als Wohnzimmer“ – 
Wohntrends für alle?

wir befinden uns in Zeiten eines tiefgrei- 
fenden Wandels. Dieser Umbruch hat 
Auswirkungen auf alle Lebensbereiche 
und das Potenzial, Veränderungen im 
Wohnen für Menschen mit Beeinträch-
tigung zu befördern. Die Coronakrise 
wird in der Zukunft zeigen, ob wir „ver-
wandelt“ – im Sinne von Erkenntnisge-
winn und Entwicklung – aus der Krise 
hervorgehen. Denn Gesellschaften und 
Menschen können aus Krisen lernen.

In dem Artikel „Die Welt nach Corona“ 
gelang Matthias HORX, einem Trend- 
und Zukunftsforscher, bereits Anfang 
März 2020 eine viel beachtete Corona-
Rückwärts-Prognose (HORX 2021a, 
o. S.). Er führt darin den Begriff der 
Re-Gnose als ein Instrument der Zu-
kunftsbetrachtung ein, in dem es um 
Veränderungen im Wahrnehmen und 
Denken geht. Re-Gnose bedeutet, dass 
wir uns als Menschen durch die Krise 
selbst verwandeln (vgl. HORX 2021b, 
o. S.). Im Gegensatz zur Prognose 
schaut man nicht in die Zukunft, son-
dern von der Zukunft aus zurück ins 
Heute und fragt nach den Gelingens-
bedingungen für die Entwicklung der 
neuen Welt. Das Ziel ist, eine nach-
haltige Vision für die Gesellschaft zu 
entwickeln. Wie wäre es also mit einem 
Gedankenexperiment, angeregt durch 
die Methode der Re-Gnose: Wohnen 
im Sommer 2041? Der Versuch, eine 
Vorstellung davon zu entwickeln, wie 
das Wohnen in 20 Jahren aussehen kön- 
nte und aus dieser angenommenen Zu-
kunft auf das Heute zurückzuschauen? 

Persönliche Zukunftsplanung 
als Katalysator für Wohnwünsche

Verändern sich 2041 Wohnvorstel-
lungen eines Menschen mit Beein-
trächtigung, kann er ein Ressourcen-
Coaching in Anspruch nehmen und 
Klarheit über Lösungsmöglichkeiten 
für eine Verbesserung seiner Wohn-
situation sowie die nächsten Schritte 
entwickeln. Rückblickend erstaunt 
es, dass Coaching-Angebote in 2021 
vor allem nur Mitarbeitenden in Ein-
richtungen zur Verfügung standen. 
Inzwischen haben sich alle Bundes-
länder in einem mehrjährigen Diskurs 

mit Leistungsberechtigten und Leis-
tungserbringern auf ein einheitliches 
Bedarfsfeststellunginstrument, ausge-
richtet an der Idee von Lebensqualität 
und den Methoden der Persönlichen 
Zukunftsplanung, geeinigt. Man 
wundert sich über die Diversität von 
Bedarfsfeststellungsinstrumenten, die 
vor 20 Jahren in Deutschland herrsch-
ten, und darüber, dass eine wirkliche 
Beteiligung von Leistungsberechtigten 
nur fragmentarisch erfolgte. Menschen 
mit Beeinträchtigung entscheiden 2041 
selbst darüber, wie sie wohnen und le-
ben. Für Menschen mit hohem Unter-
stützungsbedarf ist die Beteiligung an 
Gesamtplankonferenzen normal. Sie 
bringen mit entsprechender Assistenz 
eigene Vorstellungen von einem guten 
Leben ein. Die Ergänzenden Unabhän-
gigen Teilhabeberatungsstellen (EUTB) 
sind inzwischen mobile Praxisbera-
tungsteams im Sozialraum. Sie bieten 
kostenfrei die Erhebung u. a. von 
Wohnwünschen und Zielen in Vor-
bereitung auf Gesamtplankonferenzen 
für Menschen mit Beeinträchtigung 
unter Einbezug eines Unterstützer-
kreises aus Freund*innen und Nach-
bar*innen an. Leistungserbringer und 
Leistungsträger verstehen Personen-
zentrierung als Empowerment-Ansatz 
und orientieren sich am Willen und 
den Wohnvorstellungen der betroffe-
nen Person. Der Artikel von EMRICH 
und KEMME in dieser Ausgabe zur 
Weiterentwicklung des Bedarfsfest-
stellungsinstruments BENi-Bremen 
löste Resonanz im Fachdiskurs aus 
und wurde Motor für Veränderungen 
im eigenen Alltagshandeln. Er gab 
Anstoß zur Haltungsänderung: Bei der 
Bedarfsfeststellung geht es nicht um 
rehabilitatives Denken, sondern um 
Lebensqualität von Menschen mit Be-
einträchtigung, die in einem partizipa-
tiven Prozess mit allen Akteur*innen 
konkretisiert wird. Anknüpfend an 
das neue Verständnis von Personen 
Zentrierung erfolgt nach der Bedarfs-
erhebung die Assistenzplanung und 
Leistungsdokumentation bis hin zur 
Beurteilung der Qualität und Wirkung 
von Leistungen eines Leistungserbrin-
gers in einem gemeinsamen Prozess 
mit Menschen mit Beeinträchtigung.

Liebe*r Leser*in,
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Auswirkungen von Wohntrends 
auf Menschen mit Beeinträchtigung

Das Wohnen 2041 ist divers, sozial, 
smart vernetzt und multifunktional. 
Es gibt flächendeckend mitwachsende 
Technologielösungen (u. a. indivi-
duelle Smart-Home-Lösungen), die 
es auch Menschen mit Beeinträchti-
gung ermöglichen, selbstbestimmt zu 
leben. Die im Jahr 2021 entstandenen 
Haus- und Hofgemeinschaften von 
Wohn:Sinn entwickelten sich zu Co-
working Spaces als Wohnraum. Wohn-
Sharing ist üblich und bietet Wahlmög-
lichkeiten für jeden, eine Wohnung zu 
tauschen, die zum aktuellen Lebensstil 
passt. Menschen mit Beeinträchtigung 
leben in „Co-Living-Konzepten“, d. h. 
in Mikroapartments, die durch halb 
öffentliche Wohnbereiche mit Küche, 
Wohnzimmer, Waschkeller, Sport- und 
Freizeitbereichen sowie durch Be-
gegnungsräume ergänzt wurden (vgl. 
MENZL 2021, 10 ff.). Rückblickend 
erstaunt es, dass vor 20 Jahren  
Menschen mit Beeinträchtigung  
noch teilweise in Wohnstätten wenig 
vernetzt im Kiez lebten.

2041 sind Familien selbstverständ-
licher Bestandteil von allgemeiner 
Sozialplanung und Sozialraument-
wicklung. Menschen mit Beeinträchti-
gung wohnen vermehrt – sofern sie das 
wünschen – mit ihren Herkunftsfami-
lien. Diese erfahren Entlastung durch 
ein regionales Netzwerk von Beratung, 
offenen Hilfen und familienunterstüt-
zenden Diensten. Die Finanzierung als 
Nachteilsausgleich stellt keine Zu-
gangsbarriere mehr dar (vgl. REICH, 
SCHÄFERS in dieser Ausgabe). 

Auch Menschen mit hohem Unter-
stützungsbedarf können sich jetzt eine 
Wohnung mit einer nichtbehinderten 
Person teilen. Der oder die Mitbe-
wohner*in kann entscheiden, Unter-
stützungsleistungen gegen Bezahlung 
zu übernehmen, z. B. als Teilzeitkraft 
eines sozialen Dienstes. Diese Wohn-
form findet auch Resonanz unter Ge-
schwistern mit behinderten Angehöri-
gen. Gemeinschaftliche Wohnformen 
wurden entsprechend der Wohntrends 
in Kalifornien und British Columbia in 
unabhängige Miniwohngemeinschaften 
transformiert, denen bei Bedarf ein 
Assistenz- und Krisendienst im Sozial-
raum rund um die Uhr zur Verfügung 
steht. Es erstaunt, dass 2021 noch  
keine „Microboards“ existierten, die als 
Familien- und Freundschaftsnetzwerke 
in Kooperation mit den EUTB an der 
Koordinierung von fachlichen und 
privat organisierten Assistenzangeboten 
mitwirkten (vgl. THEUNISSEN in 
dieser Ausgabe).

Haltung als wichtigster Wirkfaktor 
für ein menschengerechtes Wohnen

Die durch das BTHG angestoßene per-
sonenzentrierte Leistungserbringung 
beförderte Organisationsentwicklungs-
prozesse. Menschen mit Beeinträch-
tigung wurden zu Kund*innen und 
Betreuer*innen zu Assistent*innen 
(vgl. VOLKMANN, MUNDE in dieser 
Ausgabe). Mitbestimmungsmöglichkei-
ten für alle führten in Organisationen 
zu einer systematischen Veränderung 
des professionellen Selbstverständ-
nisses und der Fachkonzepte. Rückbli-
ckend erstaunt es, dass die fachlichen 
Standards der Deutschen Heilpädago-
gischen Gesellschaft (DHG 2021, o. S.) 
2021 noch keine festen Leitplanken in 
Landesrahmenverträgen waren und nicht 
mit Expert*innen in eigener Sache 
evaluiert und weiterentwickelt wurden. 
2041 sind Mitarbeitende „Brückenbauer 
zu inklusiven Erfahrungsräumen“ 
(VOLKMANN, MUNDE in dieser 
Ausgabe), die interdisziplinär vernetzt 
gemeinsam mit Menschen mit Be-
einträchtigung lernen. Sie haben so er-
fahren, dass Abgabe von (struktureller) 
Macht einen Zugewinn an Freiheiten 
der eigenen Arbeitsorganisation und 
mehr Mitgestaltungsmöglichkeiten 
bedeuten kann. Die vor 20 Jahren an-
gestoßene partizipative Organisations-
entwicklung hat soziale Unternehmen 
durch flache Hierarchien und eine 
Führungskultur der Selbstorganisation 
zu fluiden Organisationen verwandelt, 
in denen alle Beteiligten ihre Stärken 
einbringen und selbstverantwortlich 
flexible Lösungen für Veränderungen 
finden (LALOUX 2015). Dieses Um-
denken wurde durch den Artikel von 
VOLKMANN und MUNDE (in dieser 
Ausgabe) befördert. Eine Auseinander-
setzung mit den drei Verstehensmo-
dellen von Personenzentrierung hat 
den Blick geweitet, um Selbstbestim-
mung und Teilhabe im Sinne von  
Vielfalt zu leben.

Resümee

Haltungsänderung ist ein kontinuier-
licher Prozess, der am ehesten durch 
eine partizipative Zusammenarbeit 
entsteht. Dabei ist das Verständnis von 
Personenzentrierung ein entscheiden-
der Schlüssel. „Erlauben“ wir es, dass 
Menschen mit Beeinträchtigung bei 
ihren Vorstellungen von einem guten 
Leben beteiligt sind, gar mitbestimmen 
dürfen? Oder sind wir von ihrer Selbst-
wirksamkeit überzeugt und denken 
radikal vom Menschen aus? Verstehen 
wir unter Personenzentrierung eher 
Personsteuerung, bei der der betroffe-
ne Mensch selbst entscheidet, wie er 
oder sie in Zukunft wohnen und leben 

möchte? Entsprechend des capability 
approach (NUSSBAUM 2010) geht 
es um individuelle Handlungs- und 
Gestaltungsspielräume, über die ein 
Mensch verfügen muss, damit er sein 
Leben erfolgreich gestalten kann. Pra-
xiserfahrungen in dem Projekt „Index 
für Partizipation“ des Bundesverban-
des evangelische Behindertenhilfe e. V. 
haben gezeigt, dass es für Organisa-
tionen wichtig ist, einfach mit der Um-
setzung anzufangen. Menschen mit Be-
einträchtigung haben in der Regel ein 
großes Interesse daran, gefragt zu wer-
den und sich einzubringen. Durch den 
ersten Schritt wird Beteiligung immer 
selbstverständlicher und anfängliche 
Alltagsthemen bekommen eine breitere 
Relevanz (vgl. GRÜBER 2021, 14). Die 
partizipative Zusammenarbeit braucht 
Zeit und Ressourcen, Unterstützung 
von Leitungskräften und Empower-
ment-Überzeugungstäter. Darin zu 
investieren lohnt, weil Beteiligung die 
Haltung aller Akteur*innen verändert 
und Bewusstseinsbildung angestoßen 
wird. Zukunft kommt nicht auf uns zu, 
sondern wird durch uns selbst, durch 
unsere Haltung, unsere Entscheidungen 
und Handlungen geformt.

Claudia Niehoff, Berlin
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Stand der Forschung

Viele Menschen mit Behinderungen, die 
ins Erwachsenenalter kommen, bleiben 
in ihren Herkunftsfamilien wohnen. 
Insgesamt ist über die Lebenssituatio-
nen dieser Personen und ihrer Familien 
wenig bekannt (vgl. BMAS 2016, 88). 
Regionale Erhebungen (vgl. STAMM 
2008; BURTSCHER, HEYBERGER & 
SCHMIDT 2015) zeigen, dass etwa die 
Hälfte der Menschen mit (vor allem 
geistiger) Behinderung, die eine Werk-
statt für behinderte Menschen (WfbM) 
besuchen, auch noch im fortgeschrittenen 
Alter im Familienverbund leben, in der 
Regel bei den Eltern. Die Hauptbetreuung
in den Familien wird hauptsächlich von
den Müttern übernommen (vgl. STAMM
2008, 9 f.; BURTSCHER, HEYBER-
GER & SCHMIDT 2015, 28). In der 
Studie von STAMM (vgl. 2009, 258) 
aus dem Kreis Minden-Lübecke gaben 
40 % der Hauptbetreuungspersonen an, 
ambulante Unterstützung in Anspruch 
zu nehmen; dennoch überwiegt die 

Meinung, dass professionelle Hilfen 
nur im Notfall beansprucht werden 
sollten. Knapp die Hälfte der Befragten 
fühlt sich über Unterstützungsangebote 
nicht ausreichend informiert. Der An-
teil derer, die sich unzureichend infor-
miert fühlen, ist bei den Familien, die 
keine Unterstützung in Anspruch neh-
men, besonders hoch (70 %). Etwa 40 % 
der Befragten äußerten, dass sie auf-
grund der Kosten keine professionelle 
Hilfe in Anspruch nehmen würden. Ein 
Viertel der Befragten wünscht sich auf 
den individuellen Bedarf zugeschnit-
tene Hilfen, mehr als die Hälfte mehr 
Unterstützung innerhalb der Familie. 
Die Frage, wie das Familienmitglied mit 
Behinderung in Zukunft wohnen soll, 
wurde uneinheitlich beantwortet. Ein 
Drittel der Befragten wünscht sich ein 
Arrangement außerhalb der Familie mit 
professioneller Betreuung, ein weiteres 
Drittel ein Arrangement innerhalb der 
Familie. Gruppenangebote wurden der
eigenen Wohnung vorgezogen. Es konnte
festgestellt werden, dass die Familien, 
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die zum Befragungszeitpunkt bereits 
Hilfen in Anspruch nahmen, sich eher 
für ein Wohnangebot außerhalb der Fa-
milie aussprachen (vgl. ebd., 259).

Die Berliner Studie, die im Rahmen 
des Projekts Älter werdende Eltern 
und erwachsene Familienmitglieder 
mit Behinderung zu Hause (ElFamBe) 
durchgeführt wurde, zeigt, dass Unter-
stützungsleistungen hauptsächlich im 
engeren Familienkreis in Anspruch ge-
nommen werden (vgl. BURTSCHER, 
HEYBERGER & SCHMIDT 2015). 
48 % der befragten Eltern gaben an, nicht 
ausreichend Unterstützung zu erhalten, 
und bemängelten die fehlende Unter-
stützung hauptsächlich im Bereich der 
Freizeitgestaltung, der Beratung sowie der 
Pflege und Betreuung (ebd., 35). Bezüg-
lich der Zukunft äußerten 67 % der Be-
fragten, dass ein Auszug des Kindes mit 
Behinderung in den nächsten fünf Jahren 
nicht vorgesehen sei (vgl. ebd., 32).

Eigene Forschungsarbeiten zu diesem 
Thema (vgl. SCHÄFERS, WANSING 
2009; SCHÄFERS 2018) verdeutlichen 
die Belastungen, die mit der Betreuung 
und Pflege des behinderten Familien-
mitglieds einhergehen können: psychi-
sche, gesundheitliche und soziale Be-
lastungen sowie Einschränkungen der 
Lebensplanung und -führung. Sie steigen 
z. B. mit der Pflegebedürftigkeit und 
dem zeitlichen Unterstützungsumfang 
deutlich an (vgl. SCHÄFERS, WANSING 
2009, 126).

Gleichzeitig deutet die Forschung dar-
auf hin, dass gerade die hochbelasteten 
Familien dazu neigen, alles eigenständig 
machen zu wollen und keine außer-
familiäre Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen (vgl. ebd.; DRILLER et al. 2008). 
Diese Familien zeigen auch die Tendenz, 
sich kaum mit der Frage auseinander-
zusetzen, wie die Betreuung des behin-
derten Familienangehörigen zukünftig 
sichergestellt werden kann – obwohl 
dies, objektiv betrachtet, gerade bei die-
sen Familien dringend erforderlich er-
scheint (vgl. SCHÄFERS 2018).

Familien mit erwachsenen Kindern 
mit Behinderung unterlagen lange Zeit 
dem Vorurteil, die Ablösung verpasst 
zu haben, wenn ein Auszug aus dem 
Elternhaus nicht erfolgte. Erst in den 
letzten Jahren wird der Familienver-
bund in der Fachliteratur als Ressource 
erkannt und rückt damit in den Fokus 
(vgl. FAßBENDER, ISKENIUS-EMM-
LER 2012, 345). Bezüglich des richtigen 
Zeitpunkts des Auszugs herrscht bei den 
Eltern oft Unsicherheit vor (vgl. SCHULTZ 
2009, 69). Die Gefahr bei diesem Lebens- 
modell ist jedoch, dass der Ablöseprozess 
bzw. die Neudefinition wechselseitiger 

Rollenerwartungen und  -ausgestaltun-
gen für alle im Alter immer schwieriger 
wird. Es kann durch Krankheit oder 
Tod zu einem plötzlichen Wohnort-
wechsel kommen, der zwangsläufig mit 

einem krisenhaften Einschnitt verbun-
den ist. Wohnheime und ambulante 
Dienste der Behindertenhilfe berichten 
in informellen Gesprächen immer wie-
der von Fällen, bei denen von einem 
Tag auf den anderen eine Versorgung 
für Menschen mit Behinderungen im 
höheren Lebensalter organisiert werden 
muss, weil deren Eltern sich nicht mehr 
um sie kümmern können – sei es wegen 
eigener Krankheit, Pflegebedürftigkeit, 
Unfällen wie Stürzen, anderen Krisen 
oder weil ein Elternteil verstirbt. Das 
stellt diese Anbieter vor große Probleme:  
einerseits, weil kurzfristig, ohne großen 
Vorlauf, Betreuungskapazität geschaffen 
werden muss, andererseits, weil der 
Wechsel der Wohnform für die betrof-
fenen Menschen mit Behinderungen in 
einer Krisensituation als traumatisch er-
lebt werden kann – insbesondere bei ei-
nem Personenkreis, der jahrzehntelang 
keine Erfahrungen mit professionellen 
Hilfen gesammelt hat. Anpassungspro-
bleme und ein hoher Unterstützungs- 
bedarf bei solchen ungeordneten Über-
gängen vom Elternhaus in betreute Wohn-
formen sind eher die Regel als die Aus-
nahme. Deshalb kommt Angeboten, die 
Familien in ihrem Alltag unterstützen, und 
auch jenen, die alternative Lebensformen 
vorbereiten, ein erhöhtes Interesse zu.

Die qualitative Befragung von FAß-
BENDER und ISKENIUS-EMMLER 
(2012) von Eltern mit erwachsenen Kin-
dern mit Behinderung im Raum Köln-
Aachen ergab, dass in etwa ein Drittel 
der Eltern einem Wechsel der Wohn-
situation eher skeptisch entgegensteht. 
Als Grund hierfür wurden noch fehlende 
notwendige Entwicklungsvorausset- 
zungen beim Kind genannt sowie die 
Angst nach unzureichender Versorgung 
außerhalb der Familie. Diese Befürch-
tung nimmt mit dem Grad der kommu- 
nikativen Beeinträchtigung des Kindes 
zu (vgl. ebd., 347). Die Angst wird ver-
stärkt, wenn belastende Vorerfahrungen 
z. B. mit Pflegeeinrichtungen bestehen 
(vgl. FISCHER 2008, 181). Familien, 
in denen erwachsene Kinder mit Behin-
derung leben, erleben einen Ambiva- 
lenzkonflikt zwischen dem Wunsch, 
dass ihre Lebenssituation so lange wie 

möglich bestehen bleibt, und der Ein-
sicht, dass diese Lebensform aufgrund 
des eigenen Alters begrenzt sein wird 
(vgl. FAßBENDER, ISKENIUS-EMM-
LER 2012, 347).

Bestehenden Unterstützungsangeboten 
fehlt es bisher an Transparenz. Es gibt 
Zugangsschwierigkeiten, die aufgrund 
von räumlichen Entfernungen (vgl. ebd., 
347) oder aufgrund bürokratischer Hin- 
dernisse (BURTSCHER, HEYBERGER 
& SCHMIDT 2015, 119) entstehen kön-
nen. Weitere Schwierigkeiten stellen be- 
schränkte Leistungsumfänge und un-
gesicherte Finanzierungsleistungen dar 
(vgl. CLAS 2014, 72). Die in der Studie 
von STAMM (vgl. 2009, 259) befragten 
Familien äußerten die Angst vor ent-
stehenden Kosten bei der Inanspruch-
nahme von Unterstützungsleistungen. 
Da Familien mit erwachsenen Angehö-
rigen mit Behinderung in ihrem Alltag 
zum Teil hoch belastet sind, lassen sich 
die Komplexität und die Vielfalt unter-
schiedlicher bestehender Angebote oft 
nicht mit dem Familienalltag überein 
bringen (vgl. CLAS 2014, 70).

Dass das gemeinschaftliche Zusam-
menleben als Lebensform gewählt wurde, 
hat jedoch nicht allein mit fehlenden 
Ablöseprozessen zu tun, sondern auch 
mit ungünstigen Rahmenbedingungen 
innerhalb der Gesellschaft (vgl. THEU-
NISSEN 2001, 182). Die Übernahme der 
Pflege und Betreuung durch die Familie 
führt zu Kostenersparnissen bei den Leis-
tungsträgern. Es ist anzunehmen, dass 
Angebote zum Übergang vielleicht auch 
deshalb mancherorts noch unzureichend 
ausgebaut sind. MÜLLER-FEHLING 
(2010, 127) konstatiert, dass es in den 
Regelungen der Sozialgesetzbücher zu 
Zuordnungs- und Abgrenzungsprob- 
lematiken gerade in Übergangssitua-
tionen kommt: So stehen die Angebote 
für Menschen mit Behinderung sozial-
rechtlich isoliert. Komplexleistungen 
und Mischfinanzierung wären notwen-
dig, sind aber oftmals nicht vorhanden 
(ebd.). Bezog sich MÜLLER-FEHLING 
in seinen Forderungen hauptsächlich 
auf die Übergangsprobleme zwischen 
Jugend- und Behindertenhilfe, folgern 
HELLMANN et al. (2007) auf Grund-
lage der Ergebnisse ihrer Befragung dies 
auch für die Schnittstelle der Alten- mit 
der Behindertenhilfe. Sie schlagen die 
Erprobung von gemeinsamen Betreu-
ungs- und Unterstützungsangeboten für 

Familien, in denen erwachsene Kinder mit Behinderung 
leben, erleben einen Ambivalenzkonflikt. 
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Eltern und ihre erwachsenen schwerbe-
hinderten Kinder vor, was eine sozial-
rechtliche Schnittstellenlösung jedoch 
unabdingbar machen würde (ebd., 18).

Bislang fehlt es an tragfähigen Kon-
zepten, die Lösungen für derartige Pro-
bleme an der Schnittstelle Familie und  
professionelles Hilfesystem bereitstellen. 
Das liegt zum einen daran, dass wenig 
systematisches Wissen darüber vorliegt, 
wann, in welchen Fällen und warum 
Familien mit behinderten Angehörigen 
Hilfen von außen in Anspruch nehmen – 
und vor allem: nicht in Anspruch neh-
men. Dieses Wissen ist aber dringend 
notwendig, um Konzepte der Lebens-
planung,  -begleitung und Übergangs-
gestaltung für diese Familien zu ent-
wickeln, die mit und nicht gegen die 
Wünsche und Vorstellungen der Fami-
lien arbeiten.

Zum anderen spielen Familien mit 
behinderten Angehörigen in den re- 
gionalen Sozialplanungen keine große 
Rolle. Welch besondere Bedeutung und 
Funktion die Familie als Sozialsystem 
im Leben von Menschen mit (geistiger) 
Behinderung hat und dass diese Fa-
milien zu stärken, zu entlasten und zu 
begleiten sind, ist allenfalls ein sozial-
politisches Randthema. Viel Aufmerk-
samkeit wird im Moment im Kontext der 
Reform des Teilhaberechts (Bundesteil-
habegesetz) eher darauf gelegt, wie pro- 
fessionelle ambulante und stationäre  
Angebote der Behindertenhilfe entwi-
ckelt werden können (vgl. SCHÄFERS 
2017).

Vor diesem Hintergrund wurde das 
Forschungsprojekt „Familien.Stärken“ 
dazu konzipiert, die Familie als Lebens- 
ort und Ressource wieder in das Blick-
feld der Sozialplanung zu rücken und 
(sozialräumliche) Konzepte der Lebens- 
planung und -begleitung zu entwi-
ckeln. Die Familie bildet einen wesent-
lichen Faktor der Lebensqualität für 
Menschen, die aufgrund einer Behin-
derung auf Unterstützung angewiesen 
sind.

Forschungsdesign und Methodik

Die Lebenslagen der Familien mit ei-
nem behinderten Angehörigen im Er-
wachsenenalter wurden mittels einer 
schriftlichen standardisierten Befragung 
der Hauptbetreuungspersonen in der 
Familie erhoben. Der Zugang zu den 
Familien erfolgte über sechs Werkstätten 
für behinderte Menschen (WfbM) in 
Mittel- und Nordhessen. Als Koopera-
tionspartner konnten der Lebenshilfe 
Landesverband Hessen e. V. und die 
Bundesvereinigung Lebenshilfe e. V. 
gewonnen werden. Die Datenerhebung 
fand im Zeitraum zwischen November 
2019 und Ende Februar 2020 statt. Ins-
gesamt wurden von den beteiligten 
WfbM rund 1.300 in Familien wohnende 
Werkstattbeschäftigte identifiziert, 1.226 
Fragebögen wurden verteilt. Der Rück-
lauf betrug 20,5 %. Insgesamt erwiesen 
sich 245 Fragebögen als verwertbar.

Ergebnisse der Befragungsstudie

Im Folgenden werden die Ergebnisse 
der Befragungsstudie dargestellt.

Hauptbetreuungspersonen

Der Fragebogen der Studie „Familien.
Stärken“ richtete sich an die Haupt-
betreuungspersonen des Familienmit- 
glieds mit Behinderung. Wie auch schon 
in anderen Studien (vgl. SCHÄFERS, 
WANSING 2009, 58; STAMM 2009, 259)  
sind die Hauptbetreuungspersonen in 
den Familien die Mütter. In der vorliegen-
den Studie verantworten sie die Haupt-
betreuung mit rund 70 % gefolgt von 
den Vätern (15 %) und Geschwistern 
(7 %). 8 % der Hauptbetreuungspersonen 
sind andere Personen. Dazu zählen ge- 
setzliche Betreuer*innen, Schwager bzw. 
Schwägerin, Stiefvater bzw. -mutter und 
Großeltern. Den größten Anteil der an-
deren Personen stellen Pflegemütter dar.

Das Durchschnittsalter der Hauptbe-
treuungspersonen liegt bei 61 Jahren. 
Die jüngste Hauptbetreuungsperson ist 
24 Jahre, die älteste 84 Jahre alt. Den 

größten Anteil, rund 41 %, nimmt die 
Altersgruppe zwischen 50 und 59 Jahren 
ein. Nur 12 % der Hauptbetreuungs-
personen ist unter 50 Jahre alt, fast die 
Hälfte der Personen über 60. Nimmt man 
als Renteneintrittsalter 65 Jahre an, so 
ergibt sich, dass knapp ein Drittel der 
Hauptbetreuungspersonen das Renten-
eintrittsalter bereits erreicht haben.

Mehr als die Hälfte der Hauptbetreu-
ungspersonen (58 %) ist nicht oder nicht 
mehr erwerbstätig. Von den nicht erwerbs-
tätigen Personen gaben rund 60 % an, 
Rentner*in zu sein; 27 % sind Hausfrau 
bzw. -mann. 18 % der Befragten gaben 
an, teilzeiterwerbstätig sein; vollzeiter-
werbstätig sind 14%. Über die Hälfte 
der Hauptbetreuungspersonen berich-
tete, wegen der Betreuung ihres Fami-
lienmitglieds mit Behinderung ihre Er-
werbstätigkeit aufgegeben (23 %) oder 
eingeschränkt (33 %) zu haben.

Die Einkommenssituation wird von 
über einem Viertel (28 %) als nicht aus-
reichend bewertet; ein Drittel der Fami-
lien bewertet ihr Familieneinkommen 
als genauso viel wie nötig. Diese sub-
jektive Bewertung spiegelt sich auch im 
Haushaltseinkommen wider (Abb. 1). 
Fast zwei Drittel der Familien (64 %) 
verfügen lediglich über ein monatliches 
äquivalenzgewichtetes Nettoeinkommen 
von 1.500 Euro oder weniger. Darunter 
versteht man das Pro-Kopf-Einkommen 
eines Familienmitglieds, das durch das 
Teilen des gesamten Familieneinkommens 
durch die Anzahl der Familienmitglieder 
nach einer Gewichtungsskala entsteht. 
Hintergrund ist die Überlegung, dass ein 
Mehrpersonenhaushalt anders wirtschaf-
ten kann als ein Einpersonenhaushalt.

Von relativer Armut sind 30,9 % der 
Familien betroffen, d. h. deren bedarfsge-
wichtetes Nettoäquivalenzeinkommen 
liegt unter der Armutsrisikoschwelle. 
Die subjektive Bewertung des Haus-
haltseinkommens korreliert stark posi-
tiv mit dem äquivalenzgewichteten Net-
toeinkommen (r = 0,58, p < 0,001). Die 
Armutsrisikoquote der Familien, in denen 
ein Familienmitglied mit Behinderung 
lebt, ist mit 30,9 % fast doppelt so hoch 
wie in der Allgemeinbevölkerung mit 
einer Armutsrisikoquote von 15,9 % 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2020).

Familienmitglieder mit Behinderung

Von den Familienmitgliedern mit Behin- 
derung sind 59 % männlich und 41 % 
weiblich. Das durchschnittliche Alter 
der Familienmitglieder mit Behinderung 
liegt bei 35 Jahren. Das jüngste Familien- 
mitglied mit Behinderung ist 18 Jahre, 
das älteste 64 Jahre. Die Altersspanne 
ergibt sich aus dem Zugang zur Befra-

2500 Euro und mehr

1500 bis unter 2000 Euro

500 bis unter 1000 Euro

2000 bis unter 2500 Euro

1000 bis unter 1500 Euro

bis 500 Euro

3%

9%

25%

34%

25%

5%

Abb. 1: Äqivalenzgewichtetes Nettoeinkommen in Euro (N = 194)
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gungsgruppe über die WfbM. Etwas mehr 
als ein Drittel (36 %) der Familienmit-
glieder mit Behinderung ist zwischen 
20 und 29 Jahre alt. Zwei Drittel der 
Familienmitglieder mit Behinderung 
(67 %) sind unter 40 Jahre alt. Auffäl-
lig ist, dass im Vergleich zu früheren 
Untersuchungen (vgl. SCHÄFERS, WAN-
SING 2009, 67) der Anteil der Familien-
mitglieder mit Behinderung, die über 50 
Jahre alt sind, in dieser Untersuchung 
dreimal so hoch ist und bei 17 % liegt.

Die befragten Hauptbetreuungsper-
sonen gaben als häufigste vorrangige 
Behinderungsart ihres Familienmit-
glieds mit Behinderung eine geistige 
Behinderung (57 %) an, gefolgt von einer 
körperlichen Behinderung (13 %), Lern-
behinderung (6 %), seelischen Behinde-
rung (5 %), Sinnesbehinderung (2 %) 
bzw. sonstigen Behinderung (7 %). Un-
ter den sonstigen Behinderungen wur-
den Epilepsie und Autismus am häu-
figsten genannt.

Rund 85 % der Befragten gaben an, 
dass für den Angehörigen mit Behinde-
rung ein Pflegegrad nach der Pflegever-
sicherung festgestellt wurde. Am häu-
figsten wurde der Pflegegrad 4 (26 %) 
angegeben, gefolgt von Pflegegrad 3 
(25  %). 16 % der Familien betreuen Fa-
milienangehörige mit einem sehr hohen 
Pflegebedarf (Pflegegrad 5).

Die Betreuung der Familienmitglieder 
mit Behinderung kann, entsprechend 
der angegebenen Pflegegrade, als auf-
wändig beschrieben werden, variiert 
jedoch stark im von den Hauptbetreu-
ungspersonen eingeschätzten zeitlichen 
Umfang unter der Woche und am Wo-
chenende. Diese Variation kann eben-
falls damit erklärt werden, dass die 
Familien über die WfbM akquiriert 
wurden, sodass die Familienmitglieder  
mit Behinderung werktags einer außer-
familialen Beschäftigung nachgehen. 
Die meisten Familienmitglieder mit Be-
hinderung (33 %) benötigen an Werkta-
gen 2–5 Stunden Unterstützung. Jeweils 
etwas weniger als ein Viertel benötigt 
werktags unter 2 Stunden (21 %) bzw. 
über 10 Stunden Unterstützung (22 %). 
Am Wochenende überwiegt der Anteil 
der Personen (37 %), die über 10 Stun-
den Unterstützung benötigen, gefolgt 
von 2–5 Stunden (24 %) und 5–10 
Stunden (19 %). 40 % der Familien-
mitglieder mit Behinderung benötigen 
auch nachts Betreuung.

Unterstützungsressourcen

Drei Viertel (75 %) der Familien gaben an, 
regelmäßig Unterstützung innerhalb der 
Familie zu erhalten. Durchschnittlich 
sind es in den Familien zwei Personen, 

die das Familienmitglied mit Behinderung 
unterstützen. In das Unterstützungs-
arrangement eingebunden sind neben 
der Mutter (84 %) in über der Hälfte  
der Fälle der Vater. Jeweils in etwa ei-
nem Viertel der Fälle unterstützt die 
Schwester oder eine sonstige verwandte 
Person. Der Bruder wurde von 17 % 
der befragten Familien benannt. Bei 
den sonstigen Verwandten wurden am 
häufigsten die Großeltern des Familien-
mitglieds mit Behinderung genannt, vor 
Tante bzw. Onkel und Cousinen. Wäh-
rend die Unterstützung im familiären Um-
feld meist gegeben ist, wird Unterstüt-
zung im sozialen Umfeld nur von 17 % 
der Familien wahrgenommen.

Auch wenn viele Familien Unterstüt-
zung im familiären Umfeld erhalten, so 
ist es besonders hervorzuheben, dass 
ein Viertel der Hauptbetreuungspersonen  
angibt, allein innerhalb der Familie für 
die Betreuung des Familienmitglieds mit 
Behinderung zuständig zu sein. Das ist 
insbesondere der Fall, wenn die Mutter 
die Hauptbetreuungsperson ist. Von 
diesen 23 % nimmt nur etwa die Hälfte 
eine regelmäßige Begleitung, Assistenz 
oder Pflege in Anspruch. Die andere 
Hälfte ist ohne Unterstützung.

Auch die Nutzung von Angeboten 
kann zu den Unterstützungsressourcen 
gezählt werden (Abb. 2). Drei Viertel 
der Familien nehmen Angebote zur Ent-
lastung wahr.

Am häufigsten werden regelmäßige 
Angebote für die Begleitung und Assis-
tenz bzw. Pflege des Familienmitglieds 
mit Behinderung genutzt, gefolgt von 
Freizeit-, Sport- und Ferienangeboten. 
Deutlich seltener werden Kurzzeitange-
bote und Angebote der Selbsthilfe ge-
nannt. Den größten Vorteil dieser Ange-
bote sehen die Familien in der sozialen 

Integration des Familienmitglieds mit 
Behinderung, da regelmäßige Kontakte 
außerhalb der Familie wahrgenommen 
werden können, sowie in der eigenen 
Entlastung. Die Nutzung der Angebote 
schafft Zeit für die Hauptbetreuungs-
person selbst und für andere Aufgaben.

Doch auch hier zeigt sich, dass ein 
Viertel der Familien keine Angebote 
wahrnimmt. Die Gründe hierfür werden 
von den Familien sehr unterschiedlich 
benannt. Am häufigsten wird die Nicht-
nutzung damit begründet, dass alle not-
wendigen Hilfen innerhalb der Familie 
erbracht werden.

Belastungen der familiären 
Betreuungspersonen

Ein Augenmerk im Rahmen der Befra-
gung des Projekts „Familien.Stärken“ 
wurde auf die Belastungen der Familien 
gelegt. Das Interesse lag dabei auf dem 
Ausmaß an psychischen Belastungen, 
sozialen Belastungen sowie Einschrän-
kungen der Lebensführung. Die Belas-
tungen, die mit der Unterstützung von 
Familienmitgliedern mit Behinderung 
einhergehen können, wurden mithilfe 
von zehn Items erhoben und zu einem 
Belastungsindex zusammengefasst. Die 
Belastungen zeigen ein differenziertes 
Bild der Familien. Während die eine 
Hälfte der befragten Hauptbetreuungs-
personen sehr geringe bzw. geringe Be-
lastungen zeigt, weist die andere Hälfte  
hohe bis sehr hohe Belastungssymptome 
auf. Das Ausmaß der Belastungen kor-
reliert moderat negativ mit der Ein-
schätzung des Gesundheitszustands (r = 
-0,44, p < 0,01, N = 222), d. h., mit 
höheren Belastungen geht tendenziell 
ein schlechterer Gesundheitszustand 
einher. Schließlich stellt sich die Frage, 
womit die Belastungen zusammenhän-
gen. Im Rahmen der Befragung konnte 

Betreuung durch FuD/FeD/Offene Hilfen

Assistenzleistungen/ambulant betreutes Wohnen

Einzel- oder Gruppenreisen

Pflegedienst/Übernahme von Pflegemaßnahmen

Haushaltshilfe

Trainingswohnen

Freizeitangebote

Ferienbetreuung

Kurzzeitpflege/-wohnen/-betreuung

Selbsthilfegruppen/-angebote

Beratungsangebote

Sonstige

Gar keine

42%

7%

28%

6%

26%

5%

17%

2%

10%

0,4%

7%

6%

25%

Abb. 2: Nutzung von Angeboten (Mehrfachantworten, N = 236; 427 Nennungen)
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kein Zusammenhang zwischen dem Aus-
maß der Belastungen und dem Alter der 
Hauptbetreuungspersonen oder ihrem 
Bewältigungsverhalten festgestellt wer-
den. Dahingegen zeigte sich ein deut-
licher Zusammenhang der Belastungen 
mit dem Pflege- und Betreuungsauf-
wand. Mit höherem Pflegebedarf des 
Familienmitglieds mit Behinderung stei-
gen die Belastungen der Hauptbetreu-
ungsperson. Das gleiche Bild zeichnet 
sich beim Ausmaß des Unterstützungs-
bedarfs ab: Je höher der tägliche Unter-
stützungsbedarf ist, desto höher ist die 
Ausprägung der Belastungssymptome.

Schließlich korrelieren die Belastun-
gen auch stark mit der subjektiven Ein-
schätzung der gesellschaftlichen Zu-
gehörigkeit der Familien (Korrelation 
nach Spearman, r = -0,63, p < 0,001). 
Dazu wurden die Hauptbetreuungsper-
sonen gebeten, anhand der bildlichen 
Darstellung eines Fischschwarms die 
gesellschaftliche Position der Familie 
zu verorten: mittendrin, am Rand oder 
außerhalb. 47 % der befragten Familien 
verorten sich selbst am Rand bzw. 13 % 
außerhalb der Gesellschaft. Je größer 
das Empfinden an gesellschaftlicher Aus-
geschlossenheit, desto höher der Anteil 
an belasteten Familien. So sind 93 % 
der Familien, die sich selbst am Rande 
der Gesellschaft sehen, belastet bzw. 
hochbelastet.

Familiales Bewältigungsverhalten

Des Weiteren wurde das Bewältigungs-
verhalten der Familie in den Blick ge-
nommen: Orientieren sich die Familien 
bei der Alltagsbewältigung eher nach 
innen (auf den Zusammenhalt inner-
halb der Familie) oder nach außen (auf 
die Nutzung außerfamilialer Unterstüt-
zung)? Das Bewältigungsverhalten der 
innerfamilialen Orientierung wurde durch 
acht Items erhoben und zu einem Index 
der Innerfamilialen Orientierung zu-
sammengefasst.

Im Ergebnis konnte festgestellt werden, 
dass die innerfamiliale Orientierung in 
den Familien ausgeprägt ist, bei 27 % 
der Befragten ist sie als „sehr hoch“ zu 
bezeichnen. Das heißt, diese Familien 
orientieren sich bei der Bewältigung  
ihrer Belastungen hauptsächlich inner-
halb der Familie und versuchen, Prob-
leme auch dort zu lösen, anstatt außer-
familiale Unterstützung zu nutzen. 
Die innerfamiliale Orientierung steigt 
tendenziell mit dem Alter der Hauptbe-
treuungsperson an.

Vorstellung der zukünftigen 
Wohn- und Betreuungssituation

Einen der Kernpunkte der Untersuchung 
stellt die Frage nach den Zukunftsper-
spektiven der Familien dar. Nach der 

Auszugsplanung gefragt, gibt ein Fünftel 
der Familien an, dass ein Auszug des 
Familienmitglieds mit Behinderung „nie 
erfolgen wird“, bei etwa der Hälfte der 
Familien liegt ein Auszug „in weiter 
Ferne“. 29 % geben Planungsperspek-
tiven „in absehbarer Zeit“ an. Für 40 % 
ist ein dauerhaftes Wohnen außerhalb 
der Familie nicht oder gar nicht vor-
stellbar. Je höher der Pflege- und Unter-
stützungsbedarf ist, desto schlechter 
ist ein Wohnen außerhalb vorstellbar: 
Die Einstellung, das Familienmitglied 
so lange betreuen zu wollen, wie es 
irgendwie möglich ist, ist dann an-
steigend. Auch die Art der familialen 
Orientierung scheint hierbei eine Rolle 
zu spielen. Nur 18 % der Familien, bei 
denen die innerfamiliale Orientierung 
stark ausgeprägt ist, haben schon kon-
krete Auszugspläne. Das gleiche Bild 
zeichnet sich ab, wenn die Auszugs-
planung mit der Inanspruchnahme von 
Angeboten für Begleitung, Pflege und 
Assistenz in Bezug gesetzt wird. Nur 18 % 
der Familien, die keine dieser Hilfen in 
Anspruch nehmen, haben schon kon-
krete Auszugspläne.

Wenn das Familienmitglied mit Be-
hinderung im jüngeren Erwachsenen-
alter ist (unter 30 Jahre), ist der Anteil 
der Familien mit Umzugsplänen höher 
als im mittleren und höheren Erwach-
senenalter. Auf der anderen Seite führen 
ältere Hauptbetreuungspersonen häu-
figer Gespräche mit dem Familienmit-
glied mit Behinderung über das Wohnen 
außerhalb der Familie. Allerdings steigt 
der Anteil derer, die noch zu keiner Lö-
sung gekommen sind, mit dem Alter der 
Hauptbetreuungsperson.

Des Weiteren scheint das Bildungs-
niveau der Hauptbetreuungsperson einen  
Einfluss auf die Planungen der zukünfti-
gen Wohn- und Betreuungssituation zu 
nehmen. Während 41 % der Hauptbe-
treuungspersonen mit einem hohen Bil-
dungsabschluss schon Pläne für einen 
künftigen Auszug haben, sind dies bei 
Hauptbetreuungspersonen, die entweder 
keinen oder einen Förderabschluss be-
sitzen, nur 17 %.

Die Frage nach dem Wohnwunsch, 
also wo das Familienmitglied lang-
fristig (in zehn Jahren) wohnen soll, 
sollten die Hauptbetreuungspersonen 
aus ihrer eigenen Perspektive und der 
des Familienmitglieds mit Behinderung 
beantworten.

Die Familienmitglieder mit Behin- 
derung wünschten sich, nach Einschät-
zung ihrer Hauptbetreuungspersonen, 
mit Abstand am häufigsten den Ver-
bleib im Elternhaus (Abb. 3).

Wohnheim der Behindertenhilfe

noch keine Lösung

WG mit Unterstützung

Geschwister

Alten-/Pflegeheim

eigene Wohnung (alleine/mit Partner*in) 
mit Unterstützung

noch keine Gedanken gemacht

Elternhaus

Sonstige

22%

15%

4%

20%

18%

14%

5%

1%

1%

Elternhaus

noch keine feste Meinung

WG mit Unterstützung

Geschwister

eigene Wohnung (alleine/mit Partner*in) 
mit Unterstützung

noch nie Thema

Wohnheim

Sonstige

41%

15%

4%

11%

7%

7%

1%

13%

Abb. 4: Wohnwunsch der Hauptbetreuungspersonen (N = 240)

Abb. 3: Wohnwunsch der Familienmitglieder mit Behinderung (N = 176)
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Die Antworten der Hauptbetreuungs-
personen sind im Vergleich diverser: Zu 
fast gleichen Teilen werden das Wohn-
heim (22 %), die unterstützte Wohnge-
meinschaft (20 %) und der Verbleib im 
Elternhaus (18 %) genannt (Abb. 4).

Wird lediglich zwischen familialen 
Arrangements und professioneller Be-
treuung unterschieden, so bevorzugen 
57 % der Hauptbetreuungspersonen eine 
professionell betreute Wohn- und Un-
terstützungsform und nur ca. 24 % die 
Familie. Bei den Familienmitgliedern mit 
Behinderung zeigt sich ein umgekehrtes 
Bild. Hier überwiegt das familiale Ar-
rangement, das für 48 % der Familien-
mitglieder mit Behinderung angegeben 
wurde, während nur 31 % ein profes-
sionelles Arrangement präferierten.

Die Erwartungen, die mit dem Aus-
zug in ein dauerhaftes Wohnen außer-
halb der Familie angegeben werden, 
sind größtenteils positiv. Fast die Hälfte 
der befragten Familien verbindet mit 
dem Wohnen außerhalb der Familie 
eine Entlastung im familialen Alltag so-
wie eine größere Selbstständigkeit des 
Familienmitglieds mit Behinderung.

Ein weiterer Punkt, der in der Be-
fragung eine Rolle spielte, waren die 

Wohnformen, die aus Sicht der Haupt-
betreuungspersonen nicht in Frage 
kämen. Hierbei wurde mit 37 % am 
häufi gsten das Alten- und Pfl egeheim 
genannt. Als Gründe hierfür wurden die 
nicht altersentsprechende Betreuung, 
die mangelnde Qualität der Betreuung 
sowie die Überversorgung genannt. Für 
immerhin 32 % der Hauptbetreuungs-
personen kommt auch das Wohnheim 
als zukünftige Wohnform nicht in Frage. 
Dies ist aus dem Grunde erstaunlich, 
weil es gleichzeitig die meistgenannte 
präferierte Wohnform der Hauptbetreu-
ungspersonen darstellt. Salopp gesagt: 
Am Wohnheim scheiden sich die Geister.
Neben Ängsten in Bezug auf die pas-
sende Betreuung und die fehlende Selbst-
bestimmung bzw. den fehlenden fami-
liären Charakter wurden hier auch 
schlechte Erfahrungen und das Ar-
gument der nicht mehr zeitgemäßen 
Wohnform genannt. Gleich hinter dem 
Wohnheim nannten 29 % der Haupt-
betreuungspersonen das Wohnen in 
einer eigenen Wohnung als Wohnform, 
die nicht in Frage käme. Als Argument 
gegen diese Wohnform wurden die 
fehlende Selbstständigkeit des Familien-
mitglieds mit Behinderung und die Ge-
fahr der Vereinsamung genannt. Beacht-
licherweise gaben bei den nicht in Frage 
kommenden Wohnformen nur 4 % der 

Hauptbetreuungspersonen ein Wohnen 
im elterlichen Haushalt an.

Fazit und Perspektiven des Projekts

Das gemeinsame Zusammenleben im 
Erwachsenenalter scheint bei einem 
großen Teil der Familien zu einem festen
Bestandteil des Lebensentwurfs gewor-
den zu sein. Je älter die Hauptbetreu-
ungspersonen sind und je höher der 
Unterstützungsbedarf des Familienmit-
glieds mit Behinderung ist, desto stärker 
ausgeprägt ist die innerfamiliale Orien-
tierung.

Nur ein kleiner Teil der Familien plant 
konkret einen Auszug (eher bei Famili-
enmitgliedern im jüngeren Erwachse-
nenalter). Während sich die Familien-
mitglieder mit Behinderung nach Ein-
schätzung der befragten Hauptbetreu-
ungspersonen häufi g den Verbleib im 
Elternhaus wünschen, überwiegt bei den 
Hauptbetreuungspersonen der Wunsch 
nach professioneller Unterstützung. 
Dabei bevorzugen die Hauptbetreu-
ungspersonen von jüngeren Familien-
mitgliedern mit Behinderung ambulante 
bzw. neue und alternative Settings, die 
Hauptbetreuungspersonen von älteren 
Familienmitgliedern hingegen stationäre 
Wohnformen.
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Die älteren Hauptbetreuungspersonen 
beschäftigen sich durchaus mit dem 
Wohnen außerhalb der Familie, kommen 
aber vermehrt zu keiner Lösung. Als 
mögliche Gründe zeigen sich die 
fehlende Übereinstimmung der Wohn- 
wünsche mit dem Familienmitglied mit 
Behinderung, die fehlende Verfügbarkeit 
von passenden Angeboten vor Ort, Warte- 
listen auf stationäre Plätze, ökonomi-
sche Aspekte sowie innere Ambivalen-
zen. Das weist auf Beratungsbedarfe 
und Erfordernisse der Sozialraument-
wicklung hin.

Der Verbleib im Elternhaus fungiert 
somit häufig als Auffanglösung bzw. 
kleinster gemeinsamer Nenner: So ist 
es innerfamilial betrachtet die Wohn-
form mit den geringsten Vorbehalten 
und dem geringsten Konfliktpotenzial. 
Jedoch ist der Verbleib im familialen 
Haushalt für einen großen Teil der Fa-
milien mit erheblichen objektiven Ri-
siken (Aufgabe der Erwerbstätigkeit, 
Armutsrisiko) und subjektiven Belas-
tungen (gesundheitlich und psycho-
sozial) verbunden. Insbesondere das 
deutlich erhöhte Armutsrisiko der Fa-
milien ist auffällig und gehört dringend 
auf die sozialpolitische Agenda.

Die von den Familien in Anspruch 
genommenen Angebote (vor allem Of-
fene Hilfen sowie familienunterstützende 
und familienentlastende Dienste) wirken 
deutlich in Richtung Entlastung der Fa-
milien und Teilhabeförderung des Fa-
milienmitglieds. Die Nichtnutzung von 
Angeboten verweist in der Regel nicht 
auf ungedeckte Bedarfe, sondern ist im 
Wesentlichen darauf zurückzuführen, 
dass die Familien selbst keinen Bedarf 
sehen. Zum Teil ist dies als Ausdruck 
innerfamilialer Orientierung zu werten, 
also der Tendenz, Herausforderungen 
innerhalb der Familie zu lösen.

In jedem Fall gilt es, Beratungs- und 
Entlastungsangebote im Sozialraum auch 
für jene Familien auszubauen, die die 
Ursprungsfamilie als geeignetes Wohn-
arrangement gewählt haben. Diese zu 
stärken, gefährdende Belastungen zu 
reduzieren, und bei der Entwicklung von  
Zukunftsperspektiven zu begleiten, sollte 
das Ziel der Angebote sein. Da viele 
Familien den Unterstützungsbedarf von 
sich aus nicht unbedingt sehen, erscheint 
ein proaktives Anbieten dieser Unter-
stützung und ein niedrigschwelliger, 
aufsuchender Charakter der Angebote  
sinnvoll. Offen bleibt die Frage, wie 
insbesondere bei den Nichtnutzer*in-
nen von professionellen Beratungs- und  
Betreuungsangeboten rechtzeitig ein  
Handlungsbedarf erkannt werden kann, 
um zukünftige Krisensituationen und 
Notunterbringungen zu vermeiden.
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Georg Theunissen

 | Teilhabe 3/2021, Jg. 60, S. 108 – 114

 | KURZFASSUNG Viele Leistungsträger und Leistungserbringer suchen ebenso wie Mitar-
beiter*innen in der Praxis nach geeigneten Unterstützungsmöglichkeiten für Menschen mit 
Lernschwierigkeiten oder komplexen Beeinträchtigungen und herausforderndem Verhalten. 
Dabei stellen vor allem schwere Formen an Verhaltensauffälligkeiten eine große Herausforde-
rung dar. Um zu tragfähigen Unterstützungssystemen zu gelangen, lohnt sich der Blick auf
Kalifornien und British Columbia. Beide Länder imponieren mit breit angelegten Konzepten,
die nicht nur präventiver Hinsicht bedeutsam sind, sondern neben dem Abbau herausfor-
dernder Verhaltensweisen gleichfalls zu mehr Lebensqualität und Teilhabe am gesellschaft-
lichen Leben beitragen können. Damit bieten sie wichtige Impulse für eine Best Practice.

 | ABSTRACT Concepts and Experiences of Handling with Challenging Behaviors 
Based on the Examples of California and British Columbia – Results of a Re-
search Project. Many public funder and service providers as well as staff are looking for 
appropriate supports for people with intellectual and developmental disabilities and chal-
lenging behaviors. At this, severe behavior problems signify a great responsibility. In order 
to reach acceptable service systems and supports it is worth taking a look at California 
and British Columbia. Both federal states impress with comprehensive models that are 
not only important from a preventive point of view, but can also contribute to a better 
quality of life and community participation, in addition to reduce challenging behaviors. 
In doing so, they offer important impulses for “best practice”.

Einleitung

Im Jahr 2015 beschloss der Kommunal-
verband für Jugend und Soziales Ba-
den-Württemberg ein landesweites For-
schungsprojekt zur Situation der Erwach-
senen mit sogenannter geistiger oder 
mehrfacher Behinderung und schwer-
wiegendem herausforderndem Verhalten 
in Einrichtungen der Behindertenhilfe. 
Diese Untersuchung, die von 2016 bis 
2019 von einer Forschungsgruppe der 
Martin-Luther-Universität Halle-Witten-
berg durchgeführt wurde, bezog sich auf 
vier Schwerpunkte:

1. auf eine landesweite, quantitative Er-
hebung (per Fragebogen) zur aktuellen
Wohn-, Lebens- und Unterstützungs-
situation der genannten Personen-
gruppe in Regel- und Sonderwohn-
gruppen (therapeutisches und lang-
zeitintensiv betreutes Wohnen);

2. auf eine Auswertung, komparative
Dokumentenanalyse und Aufberei-
tung von Entwicklungsverläufen, 
Lebenssituationen, Unterstützungs-
maßnahmen und Normanwendungs-
prozessen anhand von Dokumenten 
(Akten) von insgesamt 60 Personen 
aus fünf ausgewählten Regionen und

unter Einbeziehung von Gesprächen
und Hospitationen aller Einrichtungen
mit Sonderwohngruppen;

3. auf eine tiefgreifende qualitative Un-
tersuchung (Dokumenten- und bio-
grafi sche Einzelfallanalyse) zur Ent-
stehung herausfordernder Verhaltens-
weisen, zu deren Verlauf sowie zur 
„Karriere“ betreffender Erwachsener 
durch acht narrative Interviews von 
Eltern oder Betroffenen;

4. auf eine Recherche und Auswertung 
von Erkenntnissen in anderen Bun-
desländern und vor allem im inter-
nationalen Raum zur Lebenssitua-
tion und zum Umgang mit heraus-
forderndem Verhalten bei der ge-
nannten Personengruppe.

Ausgehend von den Befunden dieser 
groß angelegten Untersuchung wurden 
Hinweise zu fachlichen Standards und 
Empfehlungen für einen angemessenen 
Umgang mit herausforderndem Verhal-
ten bei sogenannten geistig oder mehr-
fach behinderten Erwachsenen formu-
liert (vgl. THEUNISSEN, KULIG 2019; 
THEUNISSEN 2021, 198 ff.).

Die folgenden Ausführungen bezie-
hen sich auf die Zusammenfassung 
von Ergebnissen, die aus dem vierten 
Forschungsschwerpunkt stammen. Dies-
bezüglich wurden unter anderem Kon-
zepte des Umgangs mit herausfordern-
dem Verhalten bei Erwachsenen mit 
komplexen Beeinträchtigungen1 in Groß-
britannien, Schweden, USA (Kalifor-
nien) und Kanada (British Columbia) 
durch eine umfassende Literaturrecher-
che und durch Fachgespräche und Hos-
pitationen vor Ort in den Blick genom-
men. Die Befunde lassen den Schluss 
zu, dass vor allem in Kalifornien und 
in British Columbia bemerkenswerte 
Ansätze verfolgt werden, die Erfolg 
versprechend sind und an denen sich 
andere Länder (z. B. aus dem anglo-
amerikanischen oder skandinavischen 
Sprachraum) orientieren. Aus Sicht der 
Forschung können diese Ansätze eben-
so für Deutschland anregend sein, wes-
halb es lohnenswert ist, sie näher zu be-
trachten und zu diskutieren.

Kalifornien (USA)

Bis vor wenigen Jahrzehnten war es welt-
weit, so auch in Kalifornien, Gepfl ogen-
heit, Menschen mit DD in großen In-
stitutionen zu unterzubringen. Diese 
Praxis stand bereits seit den späten 
1950er Jahren im Kreuzfeuer der Kritik, 
die vor allem von Eltern behinderter 

Konzepte und Erfahrungen im Umgang 
mit herausforderndem Verhalten 
am Beispiel von Kalifornien und 
British Columbia
Ergebnisse aus einem Forschungsprojekt

1 Dafür stehen im Folgenden die Kürzel ID und DD, abgeleitet von den Bezeichnungen Intellectual Disabilities und Developmental Disabilities.
Unter Menschen mit Intellectual Disabilities werden alle diejenigen gefasst, die verminderte kognitive Fähigkeiten (mit einem IQ unter 70) und
eingeschränkte sozial-adaptive Fähigkeiten aufweisen; unter Menschen mit Developmental Disabilities werden in Nordamerika Personen gefasst,
die eine organisch bedingte ID, schwere mehrfache Beeinträchtigungen und/oder Autismus aufweisen. 
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Kinder artikuliert wurde. Der Protest 
fand politisches Gehör, als 1969 mit 
dem Lanterman Developmental Di-
sabilities Services Act der Beschluss 
gefasst wurde, zukünftig von einer Un-
terbringung von Menschen mit DD in  
Institutionen abzusehen, schrittweise 
die staatlichen Behindertenanstalten auf- 
zulösen und ein gemeindenahes Woh-
nen und Leben zu fördern. Um diese 
Reform  auf den Weg zu bringen, wur- 
den nach einem Pilotprojekt in Los An-
geles und San Francisco landesweit 21 
sogenannte Regional Centers geschaf-
fen (vgl. THEUNISSEN 2014, 19 ff.). 
Hierbei handelt es sich um staatlich 
finanzierte Non-profit-Systeme in der 
Funktion von Leistungsträgern, die ein 
breites Aufgabenspektrum aufweisen, 
zum Beispiel

	> Beratung und Psychoedukation von 
Eltern oder Familien mit einem Kind 
mit Behinderung,

	> Beratung von Erwachsenen mit DD,
	> Durchführung eines Assessments zur 

Bestimmung der Behinderung (DD)  
sowie eines personenzentrierten Plans 
für Serviceleistungen,

	> Festlegung, Koordination und Finan- 
zierung individualisierter Unterstüt-
zungsangebote,

	> Förderung und Unterstützung von 
Selbstvertretungsgruppen,

	> Überprüfung und Evaluation der ver- 
einbarten Dienstleistungsangebote,

	> Weiterentwicklung der Behinderten-
arbeit im Sinne von Empowerment 
und Inklusion sowie

	> Öffentlichkeitsarbeit.

Dieses kalifornische System der Re-
gional Center ist bislang in den USA 
einmalig und wird von nicht wenigen 
Fachleuten als vorbildlich eingeschätzt. 
Es kann allerdings nur von Menschen 
mit anerkannter DD in Anspruch ge-
nommen werden. Personen mit sozial 
bedingter ID (z. B. Menschen, die hier-
zulande als lernbehindert bezeichnet 
werden, als milieugeschädigt oder sozial 
benachteiligt gelten) profitieren nicht 
von diesem Angebot und müssen sich 
weithin selbst helfen.

Eine genaue Anzahl an Menschen 
mit ID und DD liegt für Kalifornien 
nicht vor. Geschätzt wird eine Präva-
lenz von etwa 1,5 %, die sich aber nur 
auf DD erstreckt. Das betrifft eine Zahl 
von ungefähr 550.000 Personen, von 
denen etwa 280.000 durch die Regional 
Center unterstützt werden. Davon sind 
vermutlich ungefähr 120.000 im Er-
wachsenenalter (vgl. Central Valley Re-
gional Center [CVRC] 2018; Frank D. 

Lanterman Regional Center [FDLRC] 
2018). Was die Prävalenz von Menschen 
mit DD und herausfordernden Verhal- 
tensweisen (challenging behaviors)2 be- 
trifft, so gibt es hier gleichfalls keine 
genauen Daten. In Orientierung an 
Forschungsstudien aus dem angloame-
rikanischen Sprachraum und Annah-
men aus der Praxis wird mit Blick auf 
die Gesamtzahl aller Personen mit DD 
von einer Prävalenz zwischen 10 % und 
19 % ausgegangen (vgl. CVRC 2018; 
FDLRC 2016; JNCS 2017).

Zur gegenwärtigen Wohnsituation

Was das Wohnen von Erwachsenen mit 
DD betrifft, so zeichnet sich seit 10 Jah-
ren in Kalifornien folgender Trend ab: 
Erstens ist die Anzahl an Betroffenen, 
die noch in ihren Herkunftsfamilien 
oder bei Angehörigen leben, angestie-
gen, geschätzt wird mittlerweile ein 
Wert von über 70 %. Zweitens hat die 
Zahl an Personen im sogenannten un-
abhängigen oder unterstützten Wohnen 
leicht zugenommen, geschätzt wird hier 
ein Anteil zwischen 17 % und 18 %. 
Drittens ist der Anteil an Personen im 
Gruppenwohnen leicht rückläufig, ge-
schätzt wird, dass 10 % der Betroffe-
nen in Wohngruppen mit vier bis sechs 
Plätzen leben. Viertens hat sich die 
Zahl an Plätzen in privaten Pflegeein-
richtungen und in staatlichen Großein-
richtungen (developmental centers) 
verringert. Der Anteil der dort lebenden 
Erwachsenen mit DD liegt inzwischen 
unter 0,7 %, und dies betrifft fast aus-
schließlich Betroffene mit schwerwie-
gendem herausforderndem Verhalten 
und/oder ausgeprägten psychosozialen 
Beeinträchtigungen (vgl. CVRC 2018; 
FDLRC 2016; 2018; THEUNISSEN 
2014, 24 f.).

Die Zunahme an Erwachsenen mit 
DD, die noch in Herkunftsfamilien le-
ben, ist in erster Linie der Schwierigkeit 
geschuldet, vor allem in den Großräumen 
von Los Angeles und San Francisco eine 
bezahlbare Wohnung zu finden. Da eine 
Unterbringung in abseits gelegenen In-
stitutionen keine Option darstellt, hält 
Kalifornien, ausgehend von den Inter-
essen der Selbstvertretungsbewegungen 
und dem Recht behinderter Menschen, 
auf ein selbstbestimmtes Wohnen an dem 
vom Lanterman Act eingeleiteten Weg  
fest (vgl. THEUNISSEN 2021, 147). Prio- 
risiert werden mittlerweile nur noch 
kleine Wohngruppen mit maximal vier 
Plätzen, unabhängige Wohnmöglich-
keiten, die dezentral in einem Gemein-
wesen oder im Rahmen einer gemeinde- 
integrierten Wohnanlage mit 16 bis 20 

Apartments und einer Assistenzzentrale 
angeboten werden, sowie unterstützte 
Wohnformen innerhalb einer Gemeinde.

Im Gegensatz zum unabhängigen  Woh- 
nen bietet das unterstützte Wohnen um-
fangreichere assistierende Hilfen, die bis 
zu einem 24-Stunden-Dienst reichen 
können. Neben dem Einzelwohnen gibt 
es für Betroffene die Möglichkeit, sich 
zusammen mit einer nichtbehinderten 
Person (roommate) die Wohnung zu 
teilen, die zur Untermiete wohnt und 
der es darüber hinaus freigestellt ist, eine 
bezahlte Unterstützung (z. B. Teilzeit- 
arbeit an Wochenenden oder zu bestimm-
ten Tageszeiten) als Angestellte*r einer 
Dienstleistungsorganisation zu überneh-
men. Dieses Modell findet immer mehr 
Zuspruch und wird von einer wachsen-
den Zahl an Menschen mit DD dem 
Gruppenwohnen vorgezogen.

Bemerkenswert ist, dass es auch für 
Erwachsene mit zusätzlichen heraus- 
fordernden Verhaltensweisen eine Op-
tion darstellt. Untersuchungen zum 
Leben in einem Gemeinwesen und Er-
fahrungsberichte aus der Praxis lassen 
den Schluss zu, dass das unterstützte 
Wohnen gegenüber dem Leben in einer 
Institution zu einer deutlichen Verringe-
rung herausfordernden Verhaltens bei-
trägt, sofern es mit einem breit angeleg-
ten und empirisch gestützten Konzept 
verknüpft ist, das neben alltäglicher ak-
tivierender Unterstützung (active sup-
port) Positive Verhaltensunterstützung 
(positive behavioral supports) anbietet 
(vgl. THEUNISSEN 2014; 2021, 229 ff.).

Gleichwohl lassen sich nicht alle 
schwerwiegenden Verhaltensprobleme  
in den regulären Wohnformen bewältigen. 
Dies gilt insbesondere für Betroffene, die  
derzeit im Rahmen der Auflösung der  
staatlichen Großeinrichtungen ins Ge- 
meinwesen integriert werden (vgl. THEU-
NISSEN 2021, 146). Daher gibt es seit 
2016 jenseits der priorisierten Wohn-
möglichkeiten unter der Bezeichnung 
Enhanced Behavioral Supports Homes 
besonders intensiv unterstützte Wohn-
gruppen mit jeweils vier Plätzen und 
sogenannte Delay Egress Group Homes. 
Hierbei handelt es sich um Spezial-
gruppen mit maximal vier „Forensik-
Plätzen“. Insgesamt wohnen etwa 200 
Erwachsene mit DD, schwerwiegendem 
herausforderndem Verhalten oder auch 
massiven psychosozialen Problemen in 
diesen Sonderwohngruppen, die unter 
Sicherheitsgesichtspunkten konzipiert  
und eingerichtet sind. Zugleich wird aber 
ebenso auf eine wohnliche Atmosphäre  
zur Erhöhung von Lebensqualität ge-

2 �Für diesen Begriff werden in Nordamerika in Abgrenzung zu psychischen Störungen oder Erkrankungen auch Bezeichnungen wie Problemverhalten 
oder Verhaltensprobleme benutzt. Hierzulande hat sich der Begriff der Verhaltensauffälligkeiten als Parallelbezeichnung etabliert. 
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achtet – wohl wissend, dass ein stationä-
res Wohnmilieu einer psychischen Ge-
nesung (recovery) wenig zuträglich ist. 
Konzeptionell wird nach Grundsätzen 
der angewandten Verhaltensanalyse und 
positiven Verhaltensunterstützung ge-
arbeitet. Angesichts des fehlenden und 
bezahlbaren Wohnraums in den Groß-
städten befinden sich die Sonderwohn-
gruppen überwiegend in ländlichen Ge-
meinden, nicht selten in den Bezirken 
der sich auflösenden Großeinrichtungen.

Zum Umgang mit 
herausforderndem Verhalten

Wie zuvor schon angedeutet, sollen  Men-
schen mit DD und herausforderndem 
Verhalten möglichst in der von ihnen 
favorisierten Wohnform und Lebens-
welt unterstützt werden. Im Folgenden 
soll hierzu mit Avenues Supported Li-
ving Services (ASLS) ein prominenter 
Dienstleister aus dem Großraum Los 
Angeles anhand zweier Beispiele aus 
der Praxis kurz vorgestellt werden (siehe 
Kasten auf dieser Seite).

Mit diesen beiden Beispielen soll das 
sozialraumorientierte Unterstützungs-
programm (supported and community 

living) vor Augen geführt werden, dem 
sich die 1997 gegründete Dienstleis-
tungsorganisation ASLS verschrieben 
hat. Ihr erklärtes Ziel ist es, Empower-
mentprozesse von Menschen mit DD zu 
unterstützen und ihnen als aktive und 
sozial verantwortungsvolle Mitbürger*in-
nen einer Gemeinde ein selbstbestimm-
tes und sinnerfülltes Wohnen, Arbeiten 
und Leben zu ermöglichen (vgl. THEU-
NISSEN 2014, 68 ff.; 2021, 161 ff.).

Im Hinblick auf herausforderndes Ver-
halten werden auf der Grundlage der 
positiven Verhaltensunterstützung fünf 
Schwerpunkte gesetzt:

1.	 haltgebende Beziehungsgestaltung,
2.	 Stärkenorientierung und Ressourcen- 

aktivierung,
3.	 verstehende Problembetrachtung 

(funktionales Assessment),
4.	 „non-aversive“ (nichtbestrafende, 

deeskalierende) Interventionen und
5.	 gute Formen der Zusammenarbeit 

im Team, mit Angehörigen, sozialen 
Netzwerken und der Bezugswelt im 
Gemeinwesen.

Hierzu werden alle Mitarbeiter*innen 
vom Leistungserbringer geschult. Die-

jenigen, die im Wohnalltag, als Job Coa- 
ches oder in der Freizeit Unterstützungs-
leistungen anbieten, sind keine fach-
lich ausgebildeten Mitarbeiter*innen. 
Um dennoch eine hochwertige Arbeit 
sicherstellen zu können, erhalten sie 
neben regelmäßigen Fortbildungen eine 
praxisbegleitende Beratung (Coaching) 
durch Fachkräfte (Sozialarbeit, spezielle 
Pädagogik, Psychologie) auf der Bereichs- 
leitungsebene (Wohnen, Arbeit) von ASLS.

Dieser Ansatz hat sich in Verbindung 
mit geeigneten Wohnformen im Gemein-
wesen bewährt. Das bestätigen auch an- 
dere Dienstleistungsorganisationen wie 
zum Beispiel Jay Nolan Community 
Services, die durch den Abbau des Grup- 
penwohnens zugunsten des unterstützten 
Wohnens (mit oder ohne Mitbewoh-
ner*in) in Kombination mit der positiven 
Verhaltensunterstützung (schwere) her-
ausfordernde Verhaltensweisen erheb-
lich verringern konnten (vgl. THEU-
NISSEN 2014, 75 ff.; 2021, 163 f.).

Erschweren zusätzliche psychische 
Störungen die pädagogische Arbeit,  
werden  medizinisch-psychiatrische Kon- 
siliardienste aufgesucht und in das Unter-
stützungskonzept eingebunden. Darüber 

Avenues Supported Living Services (ASLS)

T. B.

T. B. lebte bis zum Zeitpunkt der Pubertät zu Hause und wurde dann aufgrund schwerer tätlicher Auseinandersetzungen in einem 
staatlichen psychiatrischen Krankenhaus untergebracht. Im Jahr 2007 nahm er an einem Deinstitutionalisierungsprogramm 
teil. Ein vom zuständigen Regional Center veranlasstes Assessment erbrachte die Diagnose DD (Autismus). Auf der Grundlage 
seines individuellen Serviceplans wurde T. B. ein vom Regional Center finanziertes unterstütztes Einzelwohnen unter der Regie 
von ASLS ermöglicht. Da innerhalb des ersten Jahres durch die zunächst fast ständige Unterstützung eines Mitarbeiters und ein 
prozessbegleitendes Coaching eine deutliche Verringerung seiner schwerwiegenden sozialen Auffälligkeiten erreicht werden 
konnte, wurden in der Folgezeit die intensiven assistierenden Hilfen nach und nach zurückgenommen und in nur noch aufsu-
chenden Unterstützungsleistungen überführt.

Heute benötigt T. B. keine Wohnassistenz mehr, wohl aber kann er sich jederzeit mit Lebensfragen, bei Problemen oder in 
kritischen Situationen an eine Vertrauensperson (Coach) von ASLS wenden, die ihm psychischen Halt und Sicherheit bietet. Auf-
grund seiner Neigung zu gewaltsamen Auseinandersetzungen war es schwierig, eine geeignete Tätigkeit in einem Betrieb zu 
finden. Da es sein Wunsch war, im Freien zu arbeiten, wo er viel Bewegungsraum hat, kam die Idee des Jobs als Flaschen- und 
Dosensammler auf. Seit nunmehr 13 Jahren sammelt T. B. tagsüber auf öffentlichen Plätzen und in Parkanlagen in Santa Clarita 
Flaschen und Dosen ein, die er dann in Supermärkten oder in einem Recyclinghof gegen Geld einlöst, das er für seinen alltäg-
lichen Bedarf verwendet. Auch hierbei wurde T. B. anfangs durch einen Mitarbeiter von ASLS begleitet, dessen Aufgabe darin 
bestand, ihn zu motivieren und bei Konflikten mit anderen Bürger*innen zu vermitteln.

St. S.

St. S. (nichtsprechend, schwere DD, Autismus mit Anfallsleiden und zusätzlichem Problemverhalten) benötigt tagsüber eine perma-
nente Unterstützung durch eine*n Mitarbeiter*in von ASLS. Seit 1995 lebt er in einem Apartment im Großraum LA zusammen 
mit einem nichtbehinderten Mann, der ihn auf Honorarbasis zeitweise unterstützt. Beide teilen sich die Miete. Zuvor lebte St. S. 
viele Jahre in einer Wohngruppe, in der er massive herausfordernde Verhaltensweisen durch Fremdaggressionen zeigte. Diese 
haben sich heute im Rahmen des unterstützten Wohnens deutlich gelegt. St. S. geht keiner Erwerbsarbeit, wohl aber drei Mal 
wöchentlich unter assistierender Hilfe einer Freiwilligentätigkeit nach, indem er in einem Altenheim Bewohner*innen Blumen 
oder Besucher*innen in einem Park an einem Weiher Vogelfutter überreicht. Dies wird von den nichtbehinderten Mitbürger*innen 
geschätzt. Darauf ist er sehr stolz. Ferner partizipiert er an einem Freizeitprogramm (Bewegung, Gymnastik bei YMCA, Angeln, 
Wandern, Schwimmen) von ASLS.
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hinaus gibt es noch weitere komplemen-
täre Angebote für den Umgang mit her-
ausforderndem Verhalten in einem Ge-
meinwesen.

Komplementäre Angebote 
im Gemeinwesen

Neben den Enhanced Behavioral Sup-
ports Homes gewinnt in Kalifornien 
der flächendeckende Aufbau eines ge-
meindenahen Unterstützungsdienstes 
und Sicherheitsnetzwerkes (Commu-
nity Supports and Safety Net Services) 
an Bedeutung (vgl. Department of De-
velopmental Services [DDS] 2017). 
Dieses Konzept sieht unter anderem 
Krisenwohnplätze in einem Gemein-
wesen vor, die eigens für Menschen mit 
DD und mit schwerwiegenden heraus-
fordernden Verhaltensweisen, psychi-
schen Störungen sowie forensischem 
Hintergrund vorgesehen sind, um eine 
womöglich langfristige Unterbringung 
in einer psychiatrischen Institution zu 
vermeiden. Zuständig für dieses Krisen- 
angebot ist ein multiprofessionelles Team  
mit psychiatrischem, verhaltenstherapeu- 
tischem und pädagogischem Know-how.

Ferner wird insbesondere aufgrund 
der wachsenden Zahl an Erwachse-
nen mit DD in ihrer Herkunftsfamilie 
der Ausbau an familienunterstützenden 
Diensten in den städtischen Großräu-
men als wichtig erachtet, um nicht nur 
Familienmitgliedern mit Behinderung 
die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
(vgl. dazu THEUNISSEN 2014, 80 ff.), 
sondern gleichfalls einen Zugang zu 
Unterstützungsressourcen (u. a. Be-
ratung, assistierende Hilfen) im Um-
gang mit herausforderndem Verhalten 
zu ermöglichen (vgl. FDLRC 2018).

Einige Leistungserbringer haben sich 
auf solche Angebote spezialisiert, z. B. 
das Institute for Applied Behavior Ana-
lysis (IABA) in Los Angeles, das Fami-
lien und Dienstleistungsorganisationen 
der Behindertenhilfe mobile Praxisbera-
tung, positive Verhaltensunterstützung, 
Coaching sowie Schulungen im Umgang 
mit herausforderndem Verhalten anbie-
tet. Die Inanspruchnahme eines solchen 
Angebots durch ein Beratungsinstitut 
wird von den Regional Center größten-
teils über ein klienten- und fallorientier-
tes Budget finanziert. Zugleich ist IABA 
im Bereich der Forschung tätig. Diesbe-
züglich hat es den Nachweis der Wirk-
samkeit nichtaversiver Interventionen 
als Bestandteil eines umfassenden Kon-
zepts nach positiver Verhaltensunter-
stützung (positive behavioral support 
multi-element model) erbracht (vgl. LA 
VIGNA, WILLIS 2012; LIBERMAN, 
LA VIGNA 2015) und dadurch interna-
tionale Anerkennung gefunden.

British Columbia (Kanada)

Schätzungen zufolge beträgt in British 
Columbia die Prävalenz von Menschen 
mit ID/DD mindestens 1 %. Das be-
trifft eine Zahl von ungefähr 50.000 
Personen. Da es keine genauen Daten 
gibt, wird in Orientierung an Untersu-
chungsbefunden aus Großbritannien und 
den USA bei schwerwiegendem heraus-
forderndem Verhalten von einer Präva-
lenz von 5 bis 15 % ausgegangen (vgl. 
STAINTON 2017).

Jahrzehntelang wurde dieser Perso-
nenkreis, wie in vielen anderen Län-
dern, in großen Institutionen unterge-
bracht und betreut. Dagegen richtete 
sich in British Columbia im Unterschied 
zu anderen kanadischen Provinzen 
schon vor etwa 50 Jahren massive Kritik. 
So war British Columbia die erste Pro-
vinz in Kanada, in der bereits 1996 alle 
größeren Einrichtungen für Menschen 
ID/DD geschlossen wurden.

Da die neu entstandenen Wohn- und 
Dienstleistungssysteme noch kein Garant 
für selbstbestimmte, bedürfnis- und be-
darfsgerechte Angebote waren, wurde 
im Jahr 2005 im Auftrag der kanadi-
schen Provinzregierung British Colum-
bia die Gesellschaft Community Living 
British Columbia (CLBC) gegründet. 
Dieser Gesellschaft kommt ähnlich wie 
den Regional Center in Kalifornien eine 
Schlüsselfunktion zu, da sie staatliche 
finanzielle Unterstützung erhält und ge-
mäß des Community Living Authority 
Act (vergleichbar dem Lanterman Act 
in Kalifornien) mit dem Mandat aus-
gestattet ist, eine zeitgemäße Behinder-
tenarbeit im Lichte von Empowerment 
und gesellschaftlicher Inklusion zu etab-
lieren (vgl. CLBC 2013; 2015; CBI Con-
sultants 2017; STAINTON 2017).

Wurden zuvor Erwachsenen mit ID/
DD Dienstleistungssysteme im Sinne 
einer Top-down-Praxis oftmals aufge- 
zwungen, geht es nunmehr um ein Bot-
tom-up-Konzept, das mehr Mitsprache-
rechte betroffener Personen und Zu-
sammenarbeitsformen mit der CLBC 
vorsieht, um zu einem bedürfnis- und 
bedarfsgerechten Wohnen zu gelangen, 
das mehr Autonomie und Lebensqua-
lität innerhalb des Gemeinwesens er-
möglichen soll.

Zur gegenwärtigen Wohnsituation

Zum heutigen Zeitpunkt kann davon 
ausgegangen werden, dass in British 
Columbia ungefähr 50 % aller Erwach-
senen mit ID/DD noch in ihren Her- 
kunftsfamilien wohnen. Etwa 14 % der 
Erwachsenen mit ID/DD leben in 
Wohngruppen mit vier bis sechs Plätzen, 

ungefähr 8 % im sogenannten unab-
hängigen oder unterstützten Wohnen 
und etwa 25 % im sogenannten home 
sharing (vgl. CBI Consultants 2018; 
auch STAINTON 2017). Hierbei han-
delt es sich um eine Wohnform, in der 
maximal zwei Personen mit ID/DD 
sich den Haushalt mit einer anderen 
nichtbehinderten Person oder einer 
Familie (nicht die eigene, Herkunfts- 
oder Adoptivfamilie) teilen. Über die-
ses Modell, das dem hiesigen Konzept 
des Betreuten Wohnens behinderter 
Menschen in Familien (BWF) ähnelt, 
wurde 2018 in der Zeitschrift Teilhabe 
ausführlich berichtet (vgl. THEUNIS- 
SEN, FESCHIN 2018). Dem Anschein 
nach wird das home sharing von vie-
len Erwachsenen mit ID/DD dem 
Leben in einer Wohngruppe vorge- 
zogen. Neben Beratungsangeboten sieht 
es – ebenso wie die unterstützten Wohn-
formen – personenzentrierte Assistenz- 
leistungen durch sogenannte community 
connectors und microboards vor.

Community Connectors am Beispiel 
von Planned Lifetime Advocacy 
Network (PLAN)

Als Begleitmaßnahme der Deinstitutio-
nalisierung wurde 1989 in Vancouver 
von Familien und Angehörigen PLAN 
gegründet, um für Menschen mit ID/
DD Unterstützungs- und Beziehungs-
netzwerke im privaten Bereich (Nach-
barschaften, Freundschaften, Bekannt-
schaften, Selbstvertretungsgruppen) 
aufzubauen. Angeregt durch die dama-
lige Empowermentbewegung behinder-
ter Menschen sollte im Rahmen dieser 
Netzwerkförderung zugleich die Posi-
tion der Betroffenen bei der Gestaltung 
ihrer Unterstützungs- und Beziehungs-
netzwerke durch die Erschließung und 
Vernetzung von persönlichen Ressour-
cen und Interessen mit den entspre-
chenden Ressourcen im Gemeinwesen 
(z. B. öffentlichen Dienstleistungen,  
Bibliotheken, Nachbarschaften, Vereine, 
Theater etc.) gestärkt werden. Zur Um- 
setzung dieses Programms wurden Stel- 
len für community connectors geschaf-
fen (vgl. STAINTON 2016, 6 f.), denen  
bis heute die Aufgabe obliegt, soge- 
nannte Patenschaften (mentoring) zwi-
schen Personen mit ID/DD und nicht-
behinderten Menschen zu initiieren 
sowie die Begleitung und die Quali-
fizierung der Paten-Tandems zu über-
nehmen. Dabei soll die Patenschaft die 
Basis für möglichst lang anhaltende 
persönliche Begegnungen sein, um vor 
allem auch Menschen mit ID/DD und 
herausforderndem Verhalten stärker in 
das Gemeinwesen einzubinden (wie im 
Beispiel von St. S. auf Seite 110) und 
Wertschätzung zu vermitteln (vgl. CBI 
Consultants 2018).
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Microboards am Beispiel von VELA

Ein weiteres Modell regionaler Unter-
stützungsnetzwerke für Menschen mit 
ID/DD sind die 1990 in British Columbia 
ins Leben gerufenen microboards, die 
bei der Koordinierung von formalen und 
informellen Unterstützungsangeboten 
im Rahmen der personenzentrierten Pla-
nung (person-centered planning) mit-
wirken. Microboards sind familiäre 
und freundschaftliche Netzwerke, die 
aus mindestens fünf Personen bestehen 
und von der betroffenen Person ausge-
wählt werden. Als non-profit society 
bilden microboards eine eigene, auf eh-
renamtlicher Basis operierende Rechts-
form, die die personenzentrierte Unter-
stützung organisiert und die Sicherheit 
sowie die Qualität der Dienstleistungen 
überwacht. Ähnlich wie die community 
connectors unterstützen sie auch den 
Beziehungsaufbau im Gemeinwesen  
(vgl. STAINTON 2016, 7 f.). Die größte 
Dienstleistungsorganisation, die gegen-
wärtig etwa 900 microboards unter-
stützt und berät, ist VELA. Sie finan-
ziert sich zu etwa zwei Drittel durch 
Förderprogramme der CLBC sowie zu 
etwa einem Drittel aus gemeinnützig 
betriebenem Glücksspiel. Die Service-
leistungen von VELA sind kostenfrei. 
Nach Beobachtungen und Erfahrungen 
aus der Praxis scheinen auch Erwach-
sene mit ID/DD und herausfordernden 
Verhaltensweisen von microboards zu 
profitieren (vgl. CBI Consultants 2017; 
MALETTE 2002). Dieser Personenkreis 
lebt allerdings seltener im home sha-
ring, im unabhängigen oder unterstütz-
ten Wohnen, sondern überwiegend in 
kleinen, gemeindenahen Wohngruppen 
mit maximal vier Plätzen. Solche Le-
bensbedingungen sollen zur Prävention 
von Verhaltensauffälligkeiten beitragen 
und können eine Verringerung oder gar 
Auflösung herausfordernden Verhaltens 
befördern, wenn sie mit einem passenden 
Unterstützungskonzept Hand in Hand 
gehen (vgl. MALETTE 2018; MALETTE, 
WILDGOOSE 2016).

Zum Umgang mit 
herausforderndem Verhalten

Um zu einem solchen Konzept zu ge-
langen, wurde von CLBC (2016) der 
Leitfaden Behaviour Support & Safety 
Planning entwickelt, der drei Arbeits-
ebenen vorsieht:

1.	 Arbeitsebene in Bezug auf Men-
schen mit leichten Formen heraus- 
fordernder Verhaltensweisen: Von 
leichten Formen herausfordernder 
Verhaltensweisen wird gesprochen, 
wenn zum Beispiel durch Verstöße 
gegen Konventionen oder Absprachen,
Hänseleien, verbale Provokationen 

oder Streitigkeiten, emotionale Ver-
stimmungen, Konflikte mit Mitbe-
wohner*innen, irritierendes oder un- 
gehaltenes Auftreten in der Öffent-
lichkeit die Inklusion im Gemein-
wesen und gesellschaftliche Teilhabe- 
möglichkeiten erschwert werden. In 
dem Fall wird zunächst eine personen- 
zentrierte Planung durchgeführt, die 
mit einer gezielten Netzwerkför-
derung verknüpft wird. Das betrifft 
die communtiy connectors und micro- 
boards. Die Erarbeitung dieses Pro-
gramms erfolgt im Rahmen eines 
Unterstützungskreises (wraparound 
team) bestehend aus Dienstleistungs-
vertreter*innen, Familienmitgliedern, 
CLBC-Koordinator*innen, einer Fach- 
kraft für Praxisberatung und der be-
troffenen Person.

2.	 Arbeitsebene in Bezug auf Menschen 
mit schwereren Formen herausfor-
dernder Verhaltensweisen: Unter 
schweren Formen herausfordernder 
Verhaltensweisen werden selbstver-
letzendes Verhalten, Aggressionen ge- 
genüber Personen oder Sachbeschä-
digungen gefasst, die das alltägliche 
Zusammenleben sowie die Partizi-
pation am Gemeinwesen erheblich 
erschweren und darüber hinaus das 
Eigen- oder Fremdwohl gefährden 
können. In dem Fall soll zusätzlich 
zur personenzentrierten Planung ein 
individueller Unterstützungsplan (be- 
havioral support plan)  erarbeitet 
werden, der sich an den Grundzügen 
der positiven Verhaltensunterstützung 
orientieren soll. Angesichts ihrer 
empirisch gestützten Wirksamkeit 
wird wie in Kalifornien die positive 
Verhaltensunterstützung gegenüber 
anderen Ansätzen priorisiert (vgl. 
LUCYSHYN et al. 2018; MALETTE, 
WILDGOOSE 2016; MALETTE 
2018). Für die Entwicklung dieses 
Plans bekommen die Dienstleistungs- 
organisationen Unterstützung durch 
externe Beratungsinstitute, die zu- 
gleich auch das Personal im Hinblick 
auf die positive Verhaltensunter- 
stützung schulen.

3.	 Arbeitsebene in Bezug auf Menschen 
mit besonders kritischen Formen 
herausfordernder  Verhaltensweisen: 
Bei besonders kritischen Formen 
herausfordernden Verhaltens, wie 
zum Beispiel bei schweren selbst-
verletzenden oder fremdaggressiven 
Verhaltensweisen von  hoher Inten- 
sität, Häufigkeit und Dauer, sowie 
mit starker Selbst- und Fremdge- 
fährdung soll zusätzlich zum per- 
sonenzentrierten Plan und Pro-
gramm der positiven Verhaltens- 
unterstützung ein Sicherheitsplan 
(safety plan) erstellt werden. Die Um- 

setzung eines Sicherheitsplans er- 
fordert die Zustimmung der betrof-
fenen Person beziehungsweise ihres 
gesetzlichen Betreuers. Die Aus- 
arbeitung und Abstimmung der 
Pläne auf dieser dritten Ebene erfolgt 
durch die Fachkraft für Praxis-
beratung, eine medizinische Fach- 
kraft (Psychiater*in), CLBC-Ver-
treter*innen sowie Vertreter*innen 
der Dienstleistungsorganisationen. 
Durch die Bündelung interdiszi-
plinärer Fachkompetenzen sollen 
das System und die Struktur schein-
bar festgefahrener Situationen zwi- 
schen der betroffenen Person und 
ihrem Umfeld (inkl. Bezugspersonen) 
beleuchtet werden, um strukturelle 
und personelle Veränderungspoten-
ziale zu ermitteln. Ein Sicherheitsplan, 
der im Unterschied zum Programm der 
positiven Verhaltensunterstützung 
die Anwendung restriktiver Inter- 
ventionen (freiheitseinschränkende 
Maßnahmen, Timeout, Fixierungen) 
gestattet, ist lediglich als letztes Mittel 
zu verstehen, wenn durch den per-
sonenzentrierten Plan und die posi- 
tive Verhaltensunterstützung keine 
nachhaltige Verbesserung der Situa- 
tion erreicht werden kann und weiter- 
hin ein hohes Risiko für Eigen- oder 
Fremdgefährdungen besteht. Grund-
sätzlich darf der Sicherheitsplan 
weder die personenzentrierte Pla- 
nung, noch die positive Verhaltens-
unterstützung ersetzen, vielmehr ist 
er nur in Verbindung dieser beiden 
Arbeitsformen zulässig (vgl. CLBC 
2016, 11, 26). Ferner muss seine Auf- 
rechterhaltung alle sechs Monate 
überprüft werden und er unterliegt 
wie die beiden anderen Leistungs-
angebote ebenfalls einer Dokumen-
tationspflicht.

Mit Hilfe dieses dreischrittigen Kon-
zepts (personenzentrierte Planung, posi-
tive Verhaltensunterstützung und Si-
cherheitsplan) erhofft sich CLBC, eine 
Einweisung von Erwachsenen mit ID/
DD und schwerwiegendem herausfor-
derndem Verhalten in psychiatrische 
(Spezial-)Kliniken zu vermeiden und 
ein Wohnen und Leben im Gemeinwe-
sen sicherzustellen.

Zur Ausarbeitung des Konzepts griff 
CLBC auf die Expertise des Beratungs-
instituts CBI Consultants zurück, das 
eine der größten und renommiertesten 
Unterstützungsagenturen für Menschen 
mit ID/DD in British Columbia ist und 
sich auf den Umgang mit herausfor-
derndem Verhalten spezialisiert hat 
(s. dazu www.cbiconsultants.com). Dienst- 
leistungsorganisationen, die an der Un-
terstützung von Menschen mit ID/DD 
und herausforderndem Verhalten inte-

http://www.cbiconsultants.com
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ressiert sind oder diese Aufgabe über-
nommen haben, sind dazu verpflichtet, 
gemeinsam mit CBI Consultants oder 
anderen anerkannten Unterstützungs-
agenturen an der Entwicklung und Im-
plementierung der erforderlichen Pläne 
zu arbeiten. Neben der Schulung in po-
sitiver Verhaltensunterstützung werden 
von CBI Consultants alle zuständigen 
Mitarbeiter*innen der Dienstleistungs-
organisationen und auch freiwillige Hel-
fer*innen praxisbezogen beraten. Ein 
solches Coaching gilt für eine erfolg-
reiche, zumeist langfristige Arbeit nach 
der positiven Verhaltensunterstützung 
als unabdingbar (vgl. CLBC 2016, 5).

Diskussion

Die vorausgegangenen Ausführungen 
lassen den Schluss zu, dass sowohl in 
Kalifornien als auch in British Colum-
bia ein Ansatz zum Umgang mit heraus-
forderndem Verhalten verfolgt wird, der 
betroffenen Personen mit DD ein größt-
mögliches selbstbestimmtes und in- 
klusives Leben, Wohnen und Arbeiten 
in einem vertrauten Gemeinwesen so-
wie Teilhabeprozesse ermöglichen soll. 
Dieses Ziel steht im Einklang mit der 
UN-Behindertenrechtskonvention und 
dem hiesigen Bundesteilhabegesetz.

Gleichwohl gibt es deutliche Unter-
schiede in der Umsetzung dieser Ziel-
setzung zwischen den beiden vorgestell-
ten Ländern und Deutschland. So wird 
international (und dazu zählen neben 
den englischsprachigen Ländern auch 
die skandinavischen) das gemeindebe-
zogene Wohnen bereits als Bestandteil 
eines Konzepts zum Umgang mit her-
ausforderndem Verhalten betrachtet. 
Damit geht die Erkenntnis einher, dass 
Wohn- und Lebensbedingungen auf die 
Entwicklung und das Verhalten eines 
Menschen Einfluss nehmen und dass 
kleinste Wohnformen mit dem höchsten 
Grad an Selbstbestimmungsmöglich-
keiten am ehesten zur Prävention, zum 
Abbau und zur Auflösung von heraus-
forderndem Verhalten beitragen kön-
nen. Diese Erkenntnis wird empirisch 
gestützt, ist aber an geeignete Unter-
stützungsleistungen gebunden. Das be- 
trifft ein breit angelegtes Unterstützungs-
konzept, das Grundzüge des Modells der 
aktiven Unterstützung (vgl. dazu THEU-
NISSEN 2021, 229 ff.) mit der positiven 

Verhaltensunterstützung und sozialen 
Netzwerkarbeit verknüpft und durch 
Praxisberatung begleitet werden soll.

Einem solchen Konzept begegnen 
wir in Deutschland eher ansatzweise. 
Stattdessen mehren sich nahezu bun-
desweit Stimmen der Leistungsträger 
und Leistungserbringer, Menschen mit 
komplexen Beeinträchtigungen und 
schwerwiegendem Verhalten nicht in 
regulären Wohnformen, sondern wie 
in Baden-Württemberg in therapeuti-
schen oder langfristig intensiv betreuten 
Wohngruppen unterzubringen. Solche  
Sonderwohngruppen haben sich hier-

zulande bis auf spezielle Ausrichtungen 
(z. B. Prader-Willi-Gruppen; Demenz-
Gruppen) nicht bewährt (vgl. DIECK-
MANN, GIOVIS 2007; THEUNISSEN, 
KULIG 2019). Dies betrifft vor allem 
ihre Größe und eine reaktive (Krisen-)
Interventionspraxis, die eine (durch die 
Zusammenlegung vieler betroffener 
Personen bedingte) Zunahme an zu-
sätzlichen Verhaltensauffälligkeiten nicht 
zu verhindern mag. Solche Probleme 
sind in Kalifornien und British Colum-
bia erkannt und eingestanden worden. 
Daher werden dort auch intensive 
Unterstützungsleistungen (24-Stunden-
Dienste) im regulären Wohnen finan-
ziert und nur als letzter Schritt kleine, 
intensiv unterstützte Sonderwohngrup-
pen gebildet. Ferner werden anstelle 
einer reaktiven Praxis (Interventionen 
bei herausforderndem Verhalten) so-
genannte proaktive (an Stärken orien-
tierte) Methoden und nichtaversive Um- 
gangsformen auf der Grundlage indivi-
dualisierter Unterstützungs- und Teil-
habepläne fokussiert.

Der Forschungsstudie aus Baden-Würt-
temberg ist zu entnehmen, dass die 
hiesige Priorisierung einer reaktiven 
Interventionspraxis keinen wirksamen 
Beitrag zum Abbau von schwerwie-
gendem herausforderndem Verhalten 
leistet und dass auf langfristig angelegte 
Unterstützungskonzepte kaum zurück-
gegriffen wird (vgl. THEUNISSEN, KU-
LIG 2019, 20, 23 ff.). Begründet wird 
dies unter anderem mit unzureichenden 
Rahmenbedingungen und fehlendem 
Fachpersonal. In der Tat werden die Un-
terstützungsleistungen für Menschen 
mit DD und schwerwiegendem heraus-

forderndem Verhalten in Kalifornien 
oder British Columbia umfänglicher als 
in den meisten Bundesländern finan-
ziert (vgl. ebd., 53).

Hinzu kommt, dass die „Stimme“ der 
betroffenen Person (Empowerment) 
bei der Konzeptplanung eine zentrale 
Rolle spielt und eine (fremdbestimmte) 
Top-down-Praxis vermieden wird. Wenn 
möglich sollen sich betroffene Personen 
ihre Assistent*innen selbst aussuchen 
können. Da es sich in der Regel nicht 
um Fachkräfte handelt, stellt sich die 
Frage nach der Qualität der Unterstüt-
zung. Diese wird in den untersuchten 
Ländern durch passgenaue Schulungen 
und Praxisberatung sichergestellt. Wich-
tiger als eine Fachkraftquote gilt aus 
Sicht der Dienstleistungsorganisatio-
nen ASLS, JNCS oder CBI Consultants 
die Verpflichtung aller Mitarbeiter*in-
nen, nach einem empirisch gestützten 
Konzept zu arbeiten, das nicht nur zur 
Verringerung herausfordernden Verhal-
tens und zu mehr Lebensqualität bei-
tragen kann, sondern auch von einer 
betroffenen Person angenommen und 
positiv bewertet wird.

Bemerkenswert sind die Bemühungen, 
durch gezielte Netzwerkarbeit soziale 
Teilhabeprozesse und Win-win-Situa-
tionen zu fördern, so dass ein inklusives 
Miteinander in einem Gemeinwesen 
gelebt werden kann. Eine solche Kul-
tur wird auch hierzulande angestrebt, 
steckt aber vielerorts angesichts der 
weit verbreiteten Institutionalisierung  
von Erwachsenen mit DD und (massi-
vem) Problemverhalten in großen Be- 
hinderteneinrichtungen noch in den 
Anfängen. Das gilt ebenso für die Imple-
mentierung von lokalen Krisendiensten 
und Beratungsangeboten. Diesbezüg- 
lich besteht jedoch auch in Kalifornien 
noch ein erheblicher Nachholbedarf. 
Vergleichbar mit den Instituten für Be-
ratung (z. B. IABA, CBI Consultants) 
sind hierzulande Konsulentendienste, 
wie sie sich beispielsweise im Rhein-
land (unter Trägerschaft des LVR) oder 
in Hessen durch mobile Praxisberatung 
bei Fragen des Umgangs mit heraus-
forderndem Verhalten für Leistungs-
erbringer der Behindertenhilfe (z. B. 
Wohngruppen) bewährt haben (vgl. 
THEUNISSEN 2021, 199 ff.). Daher wird 
der flächendeckende Ausbau dieses An-
gebots empfohlen, das über Systeme 
der Behindertenhilfe hinaus auch für 
allgemeine (inklusive) Erziehungs- und 
Bildungseinrichtungen sowie für Eltern 
behinderter Kinder mit Verhaltensauf-
fälligkeiten eine Anlaufstelle sein sollte. 
Der Wert eines solchen Beratungs- 
angebots sollte auch unter präventiven 
Aspekten nicht unterschätzt werden: 
Denn je eher eine Beratung und Psycho- 

Wichtig ist ein empirisch gestütztes Konzept, dass von 
den betroffenen Personen angenommen und positiv 
bewertet wird.
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edukation im frühen Alter eines betroffe-
nen Kindes erfolgt, desto größer sind die 
Chancen, dass ein kritischer Lebensver-
lauf mit schwerwiegendem herausfordern-
dem Verhalten vermieden werden kann.

Alles in allem kann somit der Umgang 
mit herausforderndem Verhalten in den
beiden vorgestellten Ländern als rich-
tungsweisend für eine Best Practice
betrachtet werden, wenngleich der Aus-
schluss von Personen mit sozial beding-
ter ID aus dem Regional-Center-Unter-
stützungssystem in Kalifornien kritisch 
gesehen werden muss. An dieser Stelle 
gibt es hierzulande mehr Möglichkeiten 
der Unterstützung aller Personen mit 
kognitiven Beeinträchtigungen.
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PRAXIS UND 
MANAGEMENT

Neues Bedarfsermittlungsinstrument 
im Land Bremen

Das Land Bremen hat sich im Frühjahr 
2019 für die Anwendung des Instruments 
BedarfsErmittlung Niedersachsen (B.E.Ni.)
in einer für das Land Bremen geänder-
ten Version entschieden. Hierzu wurde 
zwischen Niedersachsen und Bremen 
vereinbart, dass Bremen B.E.Ni. modi-
fizieren und mit dem Namen „BENi-
Bremen“ anwenden wird.

Als wichtigste Fragestellungen der 
fachlichen Weiterentwicklung für BENi-
Bremen wurden der Einsatz als dialo-
gischer Gesprächsleitfaden sowie die 
Beteiligung der leistungsberechtigten 
Personen mit unterschiedlichen Beein-
trächtigungen an ihrer Bedarfsermitt-
lung gesehen. Im Land Bremen soll zu-
künftig ein Instrument für leistungsbe-
rechtigte Personen mit kognitiven, see-
lischen, körperlichen und/oder Sinnes-

beeinträchtigungen eingesetzt werden,
das an die kommunikativen Anforde-
rungen je nach individuellen Fähigkei-
ten und Beeinträchtigungen angepasst 
werden kann. So sollen zum einen die 
Anwendung der ICF (Internationale 
Klassifi kation der Funktionsfähigkeit, 
Behinderung und Gesundheit) in einer
einfachen, allgemein verständlichen und 
lebensweltorientierten Sprache erfolgen
und zum anderen vorhandene Methoden 
der Gesprächsführung mit Menschen mit
Beeinträchtigung genutzt werden, z. B. 
Elemente und Mini-Methoden aus dem 
Bereich der Persönlichen Zukunftspla-
nung (www.persoenliche-zukunftspla-
nung.eu/) oder der Teilhabekiste (www.
personenzentrierte-hilfen.de/).

Die Ideen der Persönlichen
Zukunftsplanung

Hinter dem Begriff Persönliche Zu-
kunftsplanung verbirgt sich ein Konzept 
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 | KURZFASSUNG Das SGB IX sieht in der Gesamtplanung den Einsatz eines Bedarfs-
ermittlungsinstruments vor, um Teilhabewünsche und individuelle Bedarfe von Menschen 
mit Beeinträchtigungen festzustellen. Diese Vorgabe bietet eine große Chance, gleich-
berechtigte Teilhabe zu verwirklichen. Dazu braucht es Konzepte, um den Ansprüchen 
von Menschen mit unterschiedlichen Beeinträchtigungen (auch methodisch) gerecht zu 
werden. In der Erprobung des neuen Bedarfsermittlungsinstruments im Land Bremen 
wurden vorhandene Ideen und Mini-Methoden der Persönlichen Zukunftsplanung genutzt, 
um Partizipation bestmöglich zu gewährleisten. Der folgende Beitrag gibt einen Einblick 
zu den Erfahrungen und Herausforderungen.

 | ABSTRACT „Most Important is the Attitude. It´s the Alpha and Omega” – An As-
sessment Tool for the Identifi cation of Needs Meets Ideas of Person-Centered 
Planning. The SGB IX intends for overall planning the use of an assessment tool for the 
identifi cation of needs to determine wishes of participation and individual needs of people 
with disabilities. This requirement offers a great opportunity to realize equal participation. 
For this, it needs concepts to fulfi ll the needs of people with disabilities (also methodolo-
gically). In the testing of the new assessment tool in the state of Bremen, existing ideas 
and mini-methods of Personal Future Planning were used to ensure participation in the best 
possible way. The following article provides an insight into the experiences and challenges.

„Das Wichtigste ist die Haltung.
Das ist das A und O“
Bedarfsermittlung trifft Ideen der Persönlichen
Zukunftsplanung

Carolin Emrich Martina Kemme

http://www.persoenliche-zukunftsplanung.eu/
http://www.personenzentrierte-hilfen.de/
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(vgl. DOOSE 2020), bei dem es darum 
geht, Menschen zu bestärken, ihr Leben 
selbstbestimmt zu gestalten, wichtige 
Entscheidungen selbst zu treffen und 
(wieder oder überhaupt) Regiekompe-
tenz in ihrem Leben zu übernehmen.

So begibt sich die Person bei der Pla- 
nung ihrer Zukunft auf eine Entdeckungs-
reise. In der Grundannahme, dass jeder 
Mensch nach Autonomie und Selbstbe-
stimmung strebt, gilt es dabei prozess-
haft zu erkunden:

	> Wer bin ich?
	> Was kann ich gut?
	> Was sind meine Ideen? Und welche 

Träume habe ich für mein Leben?
	> Wie sieht ein gutes, passendes 

Leben für mich aus?
	> Was will ich mir konkret 

vornehmen, damit es so wird?

Große Fragen wie diese brauchen Raum 
und Zeit. Manch einem mag es leicht-
fallen, sich mit sich und den eigenen 
Ideen auseinanderzusetzen, für viele  
andere ist es ungewohnt oder schwer. 
Gerade dann tut es gut, nicht gleich nach 
dem Zukünftigen zu fragen und damit 
zu beginnen, einen Plan zu schmieden, 
sondern der Person im ersten Schritt 
die Möglichkeit zu geben, sich ihrer 
selbst bewusst zu werden und ein kom-
pletteres Bild von sich selbst zu gewin-
nen. Das ist eine wesentliche Voraus-
setzung dafür, auch anderen sagen zu 
können, wer man ist und was man mag 
oder nicht mag. Auf dieser Basis kön-
nen Ideen für das eigene Leben ent-
wickelt und verschiedene Möglichkei-
ten in den Blick genommen werden. 

So wertvoll die Auseinandersetzung 
mit diesen Fragen an sich bereits sein 
kann, trägt dieser Prozess den Auffor-
derungscharakter zum Handeln in sich. 
Dem Planen folgt mit dem Ausloten von 
Möglichkeiten und der Realisierung der 
entwickelten Vorstellungen konsequent 
der nächste Schritt. Das Planen umfasst, 
mehr in einem zirkulären und weniger  
in einem linearen Verständnis, also glei-
chermaßen Selbsterforschung und Selbst-
erkenntnis, Ideenentwicklung und Um-
setzung.

In den im Rahmen der Persönlichen 
Zukunftsplanung unbedingt freiwilli-
gen Prozess des Nachdenkens, Ideen-
Schmiedens und Umsetzens bezieht die 

planende Person andere, ihr wichtige 
Menschen, ihren sogenannten Unter-
stützer*innenkreis, ein. Der gemeinsame 
Fokus liegt dabei stets auf der Suche 
nach Stärken und Fähigkeiten sowie 
nach Möglichkeiten im Sozialraum. Der 
Prozess wird von einer unabhängigen, 
in Persönlicher Zukunftsplanung ge-
schulten Person moderiert, die sich da- 
zu kreativer, lustvoller Methoden bedient.

Persönliche Zukunftsplanung erfordert 
Ernsthaftigkeit und Mut. Denn Men-
schen personenzentriert auf ihrem Weg 
zu begleiten, ist vor allem eine Frage der  
Haltung, die methodisch untermauert wird. 
Es bedeutet, der Person wertschätzend 
zu begegnen und sie zu ermutigen, sich 
mit sich selbst und den eigenen Bedürf-
nissen und Vorstellungen auseinanderzu-
setzen. In der Begleitung erfordert dies,

	> aufmerksam zu sein,
	> Fragen zu stellen, ohne schnelle Ant- 

worten zu erwarten,
	> Aussagen der Person ernst zu nehmen, 

ohne sie umzudeuten und anzupassen,
	> offen zu sein für Neues und sich ein-

zulassen, ohne vorab die Lösung zu 
kennen,

	> die Person als Expert*in in eigener 
Sache anzuerkennen und eigene Vor- 
stellungen zurück zu stellen,

	> sich auf die Suche zu begeben und 
mit der Person relevante Informa-
tionen einzuholen, damit sie ihre Ent- 
scheidung(en) fundiert treffen kann 
und

	> getroffene Entscheidungen der Person 
ggf. auch auszuhalten.

Diese Art zu planen erfordert die Be-
reitschaft, gewohnte Routinen zu verän- 
dern. Im Einlassen auf diesen Prozess 
wandeln sich die Rollen. Der Mensch 
im Mittelpunkt gewinnt idealerweise 
Selbstbewusstsein und ein Stück mehr an 
Lebensqualität. Die Menschen im Umfeld 
werden von Wissenden zu Fragenden.

Ausgehend von der Überzeugung, 
dass jeder Mensch etwas zum gesell-
schaftlichen Leben beitragen kann 
und möchte, ist mit Persönlicher Zu-
kunftsplanung die Leitidee von selbst-
bestimmter Teilhabe am Leben in einer 
inklusiven Gesellschaft verknüpft. So 
folgt dem Erkunden von individuellen 
Interessen, Fähigkeiten und Talenten 

die Suche danach, wie und wo die Per-
son ihre Stärken besonders gut entfal-
ten und gewinnbringend in die soziale 
Umwelt einbringen möchte. Es ergibt 
sich ein wertvoller Rollenwechsel, in-
dem man im Planungsprozess der Frage 
nachgeht, wo die Person zu einer Ge-
benden werden und eine wertgeschätzte 
Rolle in der Gesellschaft einnehmen 
möchte, sich respektiert und zugehörig 
fühlen kann.

Sind Zukunftsplanung und Teilhabe-/
Gesamtplanung das Gleiche?

Persönliche Zukunftsplanung und Teil-
habe-/Gesamtplanung können nicht 
gleichgesetzt werden. Sie haben einen 
unterschiedlichen Fokus, der sich be-
reits in den Rollenbezeichnungen be-
merkbar macht. So wird die Person in 
der Bedarfsermittlung als leistungsbe-
rechtigte Person und in der Zukunfts-
planung als planende Person bezeichnet. 
DOOSE (2019) verweist darauf, dass die 
Planung des Leistungsträgers im Kon-
text eines vorgeschriebenen, leistungs- 
rechtlichen Verfahrens der Beantragung 
von Leistungen der Eingliederungshilfe 
steht. Persönliche Zukunftsplanung ist 
im Gegensatz dazu freiwillig und die 
einladende Person bestimmt die Themen, 
die Regeln und die Teilnehmenden (vgl. 
ebd., 177). Anlass und Charakter bei-
der Planungssettings variieren stark. Je 
nach individueller Ausgangssituation 
kann „eine Persönliche Zukunftsplanung 
[…] wiederum eine hervorragende Vor-
bereitung auf die Bedarfsermittlung im 
Rahmen einer offiziellen Teilhabe-, Hilfe-, 
Gesamt- oder Berufswegeplanung sein“ 
(DOOSE 2020, 47). Hier eröffnet § 78 
im Sozialgesetzbuch (SGB) IX mit der 
Assistenz bei der persönlichen Lebens-
planung Möglichkeiten, um diese fach-
lich anspruchsvoll mit Methoden der 
Persönlichen Zukunftsplanung zu ge-
stalten (vgl. ebd.).

Damit Menschen im Rahmen ihrer 
Teilhabe-/Gesamtplanung tatsächlich 
Planende sind und nicht zu Geplanten 
werden, braucht es echte Partizipations- 
möglichkeiten. Diese müssen hinsicht-
lich der Haltung wie auch in der Me-
thodik konsequent im Bedarfsermitt-
lungsverfahren angelegt sein. ENGEL 
und BECK (2018) formulieren als An-
forderungen für die Bedarfsermittlung 
die Sicherstellung der Partizipation und 
aktiven Beteiligung der leistungsbe-
rechtigten Person sowie den Einsatz ge-
eigneter Verfahren und Methoden, „die 
eine aktive Mitgestaltung (z. B. zur Ent-
wicklung eigener Ziele/Zielvorstellun-
gen) fördern, bei der Information über 
das Verfahren beginnen und auch die 
Kommunikation bei der Gestaltung der 
Gesprächssituation betreffen“ (ebd., 9).

Teilhabe- und Gesamtplanung erfordern  
ein Denken in Möglichkeiten
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Die dem Konzept der Persönlichen Zu- 
kunftsplanung zugrunde liegende  Hal- 
tung und manche kleinen Methoden kön-
nen dazu hilfreiche Anregungen geben. 
Dabei muss stets das Bewusstsein vor-
handen sein, dass die Bedarfsermittlung 
lediglich bestimmte Elemente der Persön-
lichen Zukunftsplanung nutzt und nicht 
Persönliche Zukunftsplanung ersetzt.

Entwicklung und Erprobung 
von BENi-Bremen als dialogisches 
Bedarfsermittlungsinstrument

Nach Fertigstellung eines ersten Entwurfs 
von BENi-Bremen als Bedarfsermitt-
lungsinstrument und der Entwicklung 
fachlicher Standards für den Einsatz 
des Instruments hat im Sommer 2019 
die erste Erprobung stattgefunden. Die 
fachlichen Standards für die Bedarfs-
ermittlung mit BENi-Bremen sind, dass

	> die leistungsberechtigte Person an 
allen Verfahrensschritten zu betei- 
ligen ist,

	> der Ort des Gesprächs von den Leis-
tungsberechtigten gewählt wird,

	> die Leistungsberechtigten über die 
Teilnahme einer oder mehrerer Ver-
trauenspersonen entscheiden,

	> die Wünsche vor der Ermittlung der 
Bedarfe erfragt werden, da sie die 
Basis für die individuelle personen-
zentrierte Bedarfsermittlung bilden,

	> BENi-Bremen als offener dialogi-

scher Gesprächsleitfaden dient, der 
sich an der Sinnstruktur der Themen 
orientiert, die sich im Gesprächs-
verlauf ergeben,

	> eine einfache lebensweltorientierte 
Sprache ohne Fachbegriffe der ICF 
im Gespräch verwandt wird.

Insgesamt wurden in Bremen und Bre- 
merhaven 18 Erprobungen mit Men-
schen mit unterschiedlichen Beeinträch- 
tigungen durchgeführt. Zwölf Teilhabe-
planer*innen der zuständigen Ämter 
und beauftragten Dienste haben mit den 
Proband*innen, die sich freiwillig für 
die Erprobung zur Verfügung gestellt 
haben und im Folgenden als Teilneh-
mende bezeichnet werden, Gespräche 
geführt. Darunter waren sieben Perso-
nen mit einer psychischen Beeinträch-
tigung, drei Personen mit einer Sucht- 
erkrankung, sechs Personen mit einer 
kognitiven Beeinträchtigung sowie eine 
Person mit einer körperlichen Beein- 
trächtigung. In fünf Erprobungen war 
es gewünscht, dass eine Vertrauens-
person an den Gesprächen teilnimmt. 
Diese waren selbst gewählte Bezugsper-
sonen unterschiedlicher Wohnformen.

Um die Beteiligung von Personen zu 
erproben, für die es möglicherweise 
schwierig ist, sich verbal auszutauschen, 
wurden Fortbildungen von Carolin Em-
rich in Grundlagen und ausgewähl-
ten Mini-Methoden der Persönlichen 

Zukunftsplanung (vgl. DOOSE, EMRICH 
2020) für die Teilhabeplaner*innen an-
geboten und die Bedarfsermittlungsge-
spräche hinsichtlich der gezielten An-
wendung verschiedener Methoden mit 
ihr vorbereitet. Zudem wurden Informa- 
tionsmaterialien in Leichter Sprache 
zur Bedarfsermittlung mit BENi-Bremen 
und zur Erprobung erstellt.

Für die Vorbereitung auf die Bedarfs-
ermittlungsgespräche wurden teilweise 
folgende Materialien aus der Persönli-
chen Zukunftsplanung an die Teilneh-
menden versandt:

	> Die Waage – Was ist der Person wichtig 
– für die Person wichtig (siehe Abb. 1)

	> Eine Seite über mich (siehe Abb. 2)

Im Gespräch wurden eingesetzt:

	> Hutkarten (vgl. DOOSE 2020, 65),
	> Traumkarten (vgl. ebd., 73),
	> Kartenset aus: „Gut Leben. Persön-

liche Zukunftsplanung realisieren“  
(EMRICH, GROMANN & NIEHOFF 
2017).

Ergebnisse der Erprobung

Die Auswertung erfolgte zum einen auf 
Basis von Fragebögen, die von den Teil-
nehmenden, den Vertrauenspersonen 
und den Teilhabeplaner*innen ausgefüllt 
wurden. Der Rücklauf umfasste zehn 
Fragebögen von Teilnehmenden, fünf 
Fragebögen von Vertrauenspersonen 
sowie zwölf Fragebögen von Teilhabe-
planer*innen. Zudem wurde in zwei 
Reflexionsworkshops mit den Teilhabe- 
planer*innen ausgewertet, ob die Be-
teiligung der Leistungsberechtigten sowie  
die dialogische Anwendung des Instru- 
ments umgesetzt werden konnten. In Er- 
gänzung dazu wurden die erforderli-
chen Rahmenbedingungen für die Be-
darfsermittlung diskutiert. Ein weiteres 
Reflexionsgespräch hat zur Anwen-
dung der Mini-Methoden stattgefunden. 
Aufgrund der vergleichsweise geringen 
Anzahl der Erprobungen sowie des Rück-
laufs sind die Erkenntnisse nicht ver-
allgemeinerbar. Zielsetzung der Erpro-
bung war es, erste Anpassungsbedarfe 
für BENi-Bremen aus den Erfahrungen 
abzuleiten und bei der Weiterentwick-
lung des Instruments zu berücksichtigten.

Rückmeldungen der Teilnehmenden

Den Rückmeldungen der Teilnehmen-
den in den Fragebögen war zu entneh-
men, dass sie sich in der Gesprächs-
situation wohl bzw. sehr wohl gefühlt 
haben und die Gelegenheit, ihre Wün-
sche zu äußern, als positiv bzw. sehr po-
sitiv wahrgenommen haben. Ebenfalls 
positiv erlebt wurde von einer Person 

Was ist der Person wichtig?

Was müssen wir 
noch erkunden?

Was ist für die Person wichtig, 
um gesund und sicher zu sein?

Die Waage

Abb. 1: Die Waage: Was ist der Person wichtig – für die Person wichtig?  
(angelehnt an DOOSE, EMRICH 2020, 66)
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das aufsuchende Gespräch, von einer  
anderen die Anmeldung des Gesprächs 
und die Pünktlichkeit des*der Teil-
habeplaner*in sowie in einer weiteren 
Erprobung das Angebot von Kaffee. 
Als kritische Rückmeldungen wurde von 
einer Person geäußert, dass das Ge-
spräch zu lange gedauert habe und dass 
sich der*die Teilhabeplaner*in teilweise 
zu kompliziert ausgedrückt habe. Zu-
dem sei die Teilnahme der Vertrauens-
person dienstplanerisch nicht möglich 
gewesen. Eine weitere Person merkte 
an, dass die Abstände zwischen den 
Gesprächen zu lang waren. Die vier 
Gespräche waren in zwei- bis drei-
wöchigem Abstand geführt worden.  
In einer Rückmeldung wurde Kritik 
an Nachfragen zu einem Thema, das 
nicht besprochen werden sollte, geäu-
ßert. Eine weitere Anmerkung eines*r 
Teilnehmenden war, dass die Fragen 
nach Wünschen möglicherweise Illu-
sionen und Erwartungen schaffen, die 
nicht realistisch seien und dass gewisse 
Themen, wie Beziehungsstatus, Familie 
und sexuelle Orientierung, nicht erfragt 
werden sollten.

Rückmeldungen 
der Vertrauenspersonen

Die Vertrauenspersonen gaben über-
wiegend an, dass sie die Gesprächs-
atmosphäre und die Fragen nach den 
Wünschen des*r Teilnehmenden als 
positiv erlebt haben. Auch der Einsatz 
der Mini-Methoden der Persönlichen 
Zukunftsplanung wurde positiv gewer-
tet. Die Anzahl eingesetzter Bildkarten 
solle jedoch an die Konzentrationsfähig-
keit der jeweiligen Person angepasst 
werden. Kritisch wurde jeweils einmal 
geäußert, dass die Fragen nach den 
Wünschen zum einen Erwartungen 
schaffen können, die nicht realistisch 
seien, und dass es für Menschen, die 
lange in einem Unterstützungssystem 
leben, schwierig sein könne, Wünsche 
zu äußern. Skepsis wurde zudem da-
hingehend geäußert, dass die Darstel-
lung des Unterstützungsbedarfs mit 
dem Instrument schwierig sein könne, 
vor allem, wenn der Fokus auf die Stär-
ken gerichtet werde.

Rückmeldungen 
der Teilhabeplaner*innen

Für die Teilhabeplaner*innen gab es Er-
kenntnisse hinsichtlich der Dauer und 
der Uhrzeit der Gespräche. Leistungs-
berechtigte sollten über Optionen der 
Freistellung von der Arbeit informiert 
werden, da die Gespräche nach Feier- 
abend als sehr anstrengend erlebt werden 
könnten. Hinsichtlich der Beteiligung 
der gewünschten Vertrauenspersonen 
sei auf die Rahmenbedingungen, wie 

beispielsweise die Planung im Dienst- 
plan, zu achten. Als Schwierigkeit in 
einem Gespräch wurde benannt, dass 
der*die Teilnehmende die Erwartung 
hatte, dass mit der neuen Bedarfser-
mittlung alle Probleme gelöst werden.

Bezüglich der Rahmenbedingungen 
spielten die zeitlichen Ressourcen für 
die Teilhabeplaner*innen eine große 
Rolle, da teilweise auch drei bis vier 
aufsuchende Gespräche geführt wurden, 
beispielsweise wenn die Mini-Metho-
den der Persönlichen Zukunftsplanung 
Anwendung fanden. Die Dauer der ein- 
zelnen Gespräche variierte zwischen einer 
halben und zwei Stunden. Hinsichtlich 
der Besprechungsorte wurde die Bedeu-
tung störungsfreier und ausreichend 
großer Räumlichkeiten betont. Zur Visu- 
alisierung und Dokumentation  von Ge-
sprächsergebnissen wurden das Material 
der Persönlichen Zukunftsplanung, Fo-
tokameras und Farbkopierer/-drucker 
als sinnvolle Ausstattung angesehen.

Erkenntnisse hinsichtlich 
der Gesprächsführung und der 
Anwendung der Mini-Methoden

In den Reflexionen mit den Teilhabe-
planer*innen wurde deutlich, dass das 
Instrument der Orientierung in einem  
dialogischen Gespräch mit der leis-
tungsberechtigten Person dient und 
die Anwendung des biopsychosozia-
len Modells der ICF strukturiert. Die 
BENi-Bremen-Bögen wurden weni-
ger zur konkreten Gesprächsführung, 
sondern zu Dokumentationszwecken 
der Gesprächsergebnisse eingesetzt. 

Der Fokus der Teilhabeplaner*innen ist 
im Gespräch darauf zu setzen, sensibel  
mit dem Gegenüber zur persönlichen  
Lebenssituation und -planung in den  
Austausch zu kommen und mit Grenzen 
bzw. Grenzsetzungen zu Gesprächsthemen 
respektvoll umzugehen. Kontaktfähig-
keit, eine sichere Gesprächsführung sowie 
Rollenklarheit sind bei konflikthaften 
und schwierigen Themen, die einen As-
sistenzbedarf auslösen (können), oder 
unterschiedlichen Ansichten der Be-
teiligten unerlässlich. Eine hohe Fach-
lichkeit ist daneben für die Anwendung 
des biopsychosozialen Modells der ICF 
in einer einfachen und allgemein ver-
ständlichen Sprache erforderlich.

Bezogen auf genutzte Mini-Metho-
den aus dem Bereich der Persönlichen 
Zukunftsplanung meldeten die Teil-
habeplaner*innen wie auch ein Teil-
nehmer zurück, dass der Einsatz von 
Kartensets hilfreich sei, da man leicht 
zu anderen Themen miteinander ins 
Gespräch komme, über die man sonst 
nicht gesprochen hätte. Es würden The-
men angeregt, die weniger besprechbar 
erschienen oder die sonst kein Thema 
würden, wie persönliche Vorlieben und 
Eigenheiten. Auch die Erfahrung, nicht 
ausgefragt zu werden, sondern miteinan-
der im Dialog zu sein, wurde als wert-
voll beschrieben.

Zum Teil wurden Materialien wie 
z. B. die „Seite über mich“ bereits vor 
einem Gespräch oder zwischen zwei 
Gesprächsterminen an Teilnehmende 
übermittelt, was von den Beteiligten als 
hilfreiche Vorbereitung erlebt wurde. 

Name:
...........................................

Was mir wichtig ist...
Wie man mich am besten 
unterstützen kann...

Was andere an mir 
mögen und bewundern...

Platz für ein Foto

Abb. 2: Eine Seite über mich (DOOSE, EMRICH 2020, 69)
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Als wichtig wurde hier angesehen, dass 
die leistungsberechtigte Person beim 
Bearbeiten auf Wunsch von einer Ver-
trauensperson unterstützt wird.

Insgesamt, so die Feststellung der be-
teiligten Personen, helfe der Einsatz  krea-
tiver Methoden, den Kern des Wunsches 
und Willens der leistungsberechtigten 
Person herauszufi nden. Die Methoden 
seien ein wesentliches Werkzeug in der 
konkreten Gesprächsführung – als „A 
und O“ wurde jedoch die Haltung be-
zeichnet, die sich vor allem im respekt-
vollen Umgang auf Augenhöhe und in 
der Anerkennung des Gegenübers als 
Expert*in in eigener Sache ausdrücke.

Aspekte zur Bedarfsermittlung mit 
Menschen mit starken kommunikativen 
Beeinträchtigungen und komplexen 
Unterstützungsbedarfen

Die Beteiligung von Personen, die sich 
verbal oder mit alternativen Kommu-
nikationsmitteln nicht äußern können,
hat in der Erprobung noch nicht statt-
gefunden. Dieser Personenkreis soll in
die nächste Erprobungsphase einbezogen
werden. In Vorbereitung darauf wurden
in den Refl exionsworkshops mit den Teil-
habeplaner*innen die nachfolgenden 
Aspekte zur Vorbereitung und Durchfüh-
rung eines Bedarfsermittlungsgesprächs
mit stark kommunikativ beeinträch-
tigten Menschen erarbeitet und dabei 
ebenfalls wesentliche Grundsätze der Per-
sönlichen Zukunftsplanung entliehen.

Kernfragen sind:

> Wie können wir Wünsche, Bedarfe 
und Teilhabeziele erheben?

> Wie soll das Treffen gestaltet werden, 
damit es für die leistungsberechtigte 
Person angenehm ist?

> Wie gelingt es, dass die leistungs-
berechtigte Person im Mittelpunkt 
steht?

Zur Vorbereitung sollte(n) die wich-
tigste(n) Bezugs-/Vertrauensperson(en) 
kontaktiert werden, um das Gespräch 
hinsichtlich des Ortes, der Kommuni-
kationshilfen und der einzuladenden 
Personen zu planen. Um vielfältige Ideen 
und Sichtweisen zu erhalten, sollten 
mehrere vertraute Personen eingeladen 
werden, die möglichst unterschiedliche 
Blickwinkel einbringen (z. B. Assistenz-
kräfte, Familienangehörige, Freund*in-
nen, Arbeitskontakte – darunter auch 
Personen im gleichen Alter). Ein erster 
Termin zum Kennenlernen ist sinnvoll, 
um sich vorzustellen und aus der Rolle 
der Teilhabeplaner*in Ideen für die Ge-
staltung des Gesprächs entwickeln zu 
können.

Im Bedarfsermittlungsgespräch sollte 
die leistungsberechtigte Person anwe-
send sein und direkt angesprochen wer-
den. Jemand sollte sie unterstützen und 
ihre Äußerungen und Bedürfnisse, wie 
Essen, Trinken, Lagern, im Blick behal-
ten. Ist eine Anwesenheit der leistungs-
berechtigten Person im Ausnahmefall 
nicht möglich, sollte eine aktive Stell-
vertretung für sie teilnehmen.

Es sollte über zentrale Lebensthemen 
gesprochen werden, die die Interessen, 
Fähigkeiten sowie das Lebensalter der 
Person berücksichtigen und nicht nur 
Fragen von Gesundheit und Sicherheit 
betreffen. Es kann hilfreich sein, mit 
Symbolen für verschiedene Themen zu
arbeiten und auch der Frage nachzu-
gehen, wie die Person ein wichtiger 
Mensch für andere sein kann. Nonver-
bale Reaktionen (Mimik/Körperhaltung) 
der leistungsberechtigten Person können, 

auch beim späteren Ausprobieren, ggf. 
Hinweise geben, ob das Geplante für 
die Person stimmig ist.

Ausblick auf die Weiterentwicklung 
von BENi-Bremen

Im Jahr 2020 hat die Weiterentwicklung 
von BENi-Bremen stattgefunden. Nach 
der Einarbeitung der Änderungen, die 
sich aus der Erprobung ergeben haben, 
wurde ein vollständiges Teilhabe-/Ge-
samtplaninstrument entwickelt. Die zweite
Erprobungsphase hatte im Oktober 2020 
begonnen, musste jedoch Corona-bedingt 
unterbrochen werden. Sie soll im Juni 
2021 fortgesetzt werden. Wenn sich 
aufgrund der Pandemie keine weiteren 
Verzögerungen ergeben, wird BENi-
Bremen zum 1. Januar 2022 eingeführt.

Resümee und fachliche Folgerungen
für den weiteren Prozess

Vermutlich fällt es den meisten Men-
schen schwer, auf Anhieb im Rahmen 
eines Bedarfsermittlungsgesprächs ihre
Wünsche, Bedarfe und Ziele zu be-
nennen. Traditionell haben in der Ver-
gangenheit häufi g andere Personen für
Menschen mit Behinderungen Entschei-
dungen getroffen. Eigene Entschei-
dungen  zu treffen, will geübt und ge-
lernt sein. Es braucht Raum, Zeit und 
einen vertrauten Rahmen, um sich 
seiner eigenen Belange bewusst zu 
werden, sie zu formulieren und zu ver-
treten. So beginnt der Prozess der Be-
darfsermittlung also  deutlich vor einem 
festgelegten Gesprächstermin. Die Aus-
einandersetzung mit Fragen wie „Wer 
bin ich? Was sind meine Vorstellungen 
für mein Leben? Was brauche ich, um 
diese umzusetzen?“ erfordert Platz im 
Alltag und Personen, die dazu in einem 
ermutigenden Dialog bleiben.
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Was wäre wenn,

> die leistungsberechtigte Person sich 
mit Menschen in ihrem sozialen Um-
feld, mit Peer-Berater*innen in Er-
gänzenden Unabhängigen Teilhabe-
beratungsstellen (EUTB), mit den Teil-
habenplaner*innen des Leistungs-
trägers und/oder mit professionellen 
Unterstützer*innen auf Seiten der
Leistungserbringer mit ihren drän-
genden Themen und Fragen ausein-
andersetzen würde?

> die entsprechenden Stellen in der
Nutzung geeigneter Mini-Methoden
aus der Persönlichen Zukunftsplanung
erfahren wären und die Person damit in 
ihrem Auseinandersetzungsprozess 
unterstützen könnten?

> die erarbeiteten Erkenntnisse durch-
lässig sowohl in den Bedarfsermitt-
lungsprozess mit dem Leistungsträger 
als auch bei der Planung mit dem  Leis-
tungserbringer einfl ießen würden?

> die leistungsberechtigte Person mehr
und mehr in die Rolle käme, ihre indivi-
duellen Interessen und Anliegen selbst-
bewusst und selbstbestimmt zu vertre-
ten und die von ihr vereinbarten Teil-
habeziele mit den beteiligten  Unterstüt-
zungsstellen aktiv zu verwirklichen?

Die Teilhabe-/Gesamtplanung hätte
die Chance, drängende Anliegen in den
Blick zu nehmen und ein Gewinn für 
die Person zu werden. So würde die 
Planung keine bürokratische Verpfl ich-
tung sein, sondern sie würde dazu bei-
tragen, individuell und im Sinne ge-
sellschaftlicher Teilhabe und Teilgabe 
einen merklichen Unterschied im all-
täglichen Leben der Person zu machen. 
Sie wäre bestmöglich personenzentriert.

Personenzentriert zu planen kann mit-
unter anstrengend sein und die Person 
selbst wie auch die anderen Beteiligten 
herausfordern. Wenn wir uns ernsthaft 
und mutig auf personenzentrierte Pla-
nungsprozesse einlassen und uns mit 
größtmöglicher Leichtigkeit auf diese 
Entdeckungsreise begeben, stellen wir 
bald fest: Personenzentriert zu planen 
macht Spaß!

Im Rahmen der Erprobung wurde 
deutlich, dass das Ergebnis der Planung 
nicht von der Behinderung abhängt, 
sondern davon, ob es eine Kultur und 
tragfähige Verfahren der Partizipation 
und ein Denken in Möglichkeiten gibt, 
ob der Mensch mit seiner Individualität 
in den Mittelpunkt gestellt wird und 
ob eingefahrene Denkwege verlassen 
sowie positive Vorstellungen für das 
zukünftige Leben entwickelt werden.
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w/fi les/aktuelles/senias-vorstudie-ab
schlussbericht.pdf (abgerufen am 
10.05.2021).
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 | Teilhabe 3/2021, Jg. 60, S. 122 – 127

 | KURZFASSUNG Während das Konzept der Personenzentrierung im Zentrum der aktu-
ellen Reformprozesse für den Teilhabebereich Wohnen steht, bleibt das Bundesteilhabe-
gesetz in den Vorgaben zur konkreten Ausgestaltung eher vage. Dies führt zu kreativen 
und konstruktiven Lösungen ebenso wie zu Verunsicherung bei denjenigen, die für die 
Umsetzung verantwortlich sind. Im Rahmen einer wissenschaftlichen Begleitung wurde 
der Umsetzung der Reformprozesse aus Sicht der Fachkräfte nachgegangen. Im Ergebnis 
stehen drei Verstehensmodelle von Personenzentrierung und entsprechende Einfl uss-
faktoren, die für die weitere Ausgestaltung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) hilfreiche 
Anstöße geben.

 | ABSTRACT Person-Centeredness – Models of Comprehension of Direct Support 
Staff in Fields of Supported Living. While person-centeredness is one of the core 
concepts in the current reform processes concerning the fi elds of supported living, the 
new federal law concerning self-determination and participation (Bundesteilhabegesetz, 
BTHG) rather remains vague in terms of practical implications of this new paradigm. As a 
consequence, those responsible for the implementation develop creative and constructive 
arrangements, but also feel insecurity and overburdening. In the course of a small-size 
research project on how employees consider and assess the ongoing changes, three 
comprehensive models of person-centeredness were reconstructed. Point-out factors
infl uencing these comprehensive models can be helpful in assessing and rearranging the 
further reform processes.

Herausforderung Personenzentrierung

Als eine der zentralen sozialpolitischen 
Reformen hat die Einführung des Bun-
desteilhabegesetzes (BTHG) ab dem 1. 
Januar 2017 bei den Einrichtungen der
Eingliederungshilfe zu einem grundle-
genden Systemwechsel geführt. Im  Er-
gebnis der Ratifi zierung der Behinderten-
rechtskonvention der Vereinten Nationen
(UN-BRK) und einer menschenrechtli-
chen Ausrichtung der Eingliederungs-
hilfe sichert das BTHG einen Rechts-
anspruch auf Selbstbestimmung und so-
ziale Teilhabe. Beide Rechtsdokumente
stellen die personenzentrierte Ausrichtung
und ganzheitliche Bedarfsermittlung
für die Unterstützung von Menschen mit 
Beeinträchtigung in den Mittelpunkt.

Doch auf welche institutionalisierte
Praxis trifft das BTHG im Teilhabe-
bereich Wohnen? Was bedeutet es, dauer-
hafte, sich wiederholende Handlungs-

muster zugunsten einer personenzen-
trierten Leistungserbringung in Frage 
zu stellen? Wie werden internalisierte 
Normvorstellungen von Beziehungs-
verhältnissen oder guter Praxis hinter-
fragt? Was geschieht, wenn Selbstver-
ständlichkeiten durch neue Konzepte 
der Assistenz zu einer selbstbestimmten 
Lebensführung die eigenen Routinen 
und Zuständigkeiten in Frage stellen? 
Im welchem Zusammenhang steht eine 
personenzentrierte Leistungserbringung
mit dem Sozialraum? Wie kann das 
Fachkonzept als Denkfigur einer per-
sonenzentrierten Leistungserbringung 
gestärkt werden? Letztlich: Wie greifen
Fachkräfte, abhängig vom eigenen Pro-
fessionsverständnis und den individu-
ellen Erfahrungshorizonten, den Para-
digmenwechsel hin zur Personenzen-
trierung auf und was beeinfl usst den 
konstruktiven Umgang mit organisations-
bezogenen Veränderungen (vgl. SCHIL-
LER-MERKENS 2008, 29–45)?

Mit diesen Fragen hat sich das Projekt 
Mensch im Mittelpunkt im Rahmen 
einer wissenschaftlichen Begleitung der
BTHG-Reformprozesse bei einem großen
Träger der Eingliederungshilfe im städ-
tischen Raum von April 2019 bis Sep-
tember 2020 beschäftigt. Das Projekt 
umfasste verschiedene Wohnformen 
unterschiedlichen Charakters in ver-
schiedensten Stadtteilen und Sozial-
räumen. Die ausgewählten Standorte 
stehen für eine organisationsinterne 
Varianz an Strukturen und Prozessen 
z. B. im Hinblick auf Altersstruktur 
und Pfl egebedarfe der Leistungsemp-
fänger*innen. Ziel der Studie war es, 
die Perspektiven der Fachkräfte in der 
Wahrnehmung und Gestaltung der Um-
setzung des BTHG im Bereich des Woh-
nens zu erfassen und im Spiegel der 
jeweiligen Sichtweisen zu untersuchen. 
Neben den organisationsinternen Erkennt-
nissen wurden auch verallgemeinerbare 
Ergebnisse erzielt, die von beteiligten Ak-
teuren, auch in anderen Bundesländern 
in der Umsetzung des BTHG nutzbar 
gemacht werden können.

Veränderungen durch das BTHG

Die Personenzentrierung als Konzept 
verweist auf eine der vielen BTHG-in-
duzierten Veränderungen, die sich auf 
struktureller Ebene, vor allem aber mit 
Blick auf Beziehungsverhältnisse im 
Wohnen auswirken. Mit der Neuaus-
richtung auf eine personenzentrierte 
Eingliederungshilfe und die Trennung 
der Leistungen zum notwendigen Le-
bensunterhalt (SGB XII), wie Miete, 
Lebensmittel und Waren des alltägli-
chen Bedarfs, von den Fachleistungen 
der Eingliederungshilfe (SGB IX) wer-
den die Leistungsempfänger*innen zu 
Kund*innen der Eingliederungshilfe. 
Die bisherige Unterscheidung zwischen 
ambulanten, teilstationären und sta-
tionären Leistungen ist zugunsten einer 
grundsätzlichen personenzentrierten 
Leistungserbringung aufgelöst worden. 
Damit einher gehen Anforderungen an 
die Fachkräfte in der Eingliederungs-
hilfe und das eigene professionelle 
Selbstverständnis, den Blick auf die 
Bewohner*innen als Leistungsemp-
fänger*innen und Prämissen der eigenen 
Leistungserbringung zu refl ektieren so-
wie konzeptionell zu revidieren. Auch 
die Finanzierung der bisherigen sta-
tionären und künftigen „besonderen 
Wohnformen“ ist auf eine neue Grund-
lage gestellt worden, womit Prozesse 
der Bedarfserhebung durch Teilhabe-
planungsinstrumente neu zu erheben 
und zu strukturieren sind. Aus diesen 
grundsätzlich der Ratifi zierung der UN-
BRK Rechnung tragenden positiven 
Entwicklungen ergibt sich aber nicht 
nur ein angestrebter Paradigmenwechsel 

Personenzentrierung
Drei Verstehensmodelle von Fachkräften
im Bereich des Wohnens

Ute Volkmann Vera Munde
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im Verständnis von Behinderung, son-
dern auch Herausforderungen für die 
Akteure

	> auf der Mikroebene der Beziehungs- 
verhältnisse,

	> auf der Mesoebene der Organisa-
tionen und

	> auf der gesellschaftlichen Makro-
ebene.

Menschen mit Beeinträchtigung sind 
herausgefordert, Selbstbestimmung zu 
lernen und zu leben. Organisationen 
und Unterstützer*innen von Menschen 
mit Beeinträchtigung sollen ihre Leis-
tungsempfänger*innen in diesem Lern-
prozess unterstützen, während sie sich 
selbst mit einem veränderten Profes-
sionsverständnis auseinandersetzen, in 
eine neue Rolle hineinfinden und lieb 
gewordene Routinen hinter sich lassen 
müssen. Sie werden von Betreuer*in-
nen zu Assistent*innen. Und nicht zu-
letzt muss sich die Gesellschaft diesem 
Wandel öffnen und die Vielfalt der Ge-
sellschaft sowie die Teilhabe von Men-
schen mit Beeinträchtigungen in allen 
Teilbereichen des gesellschaftlichen Le-
bens ermöglichen (vgl. THEUNISSEN, 
KULIG 2011, 269–284).

Methodisches Vorgehen

Wie bereits skizziert, wirkt das BTHG 
auf unterschiedlichen Ebenen in die 
Ausgestaltung von Wohn- und Unter-
stützungsverhältnissen hinein. Daher 
wurden für die Untersuchung der Ver-
änderungsprozesse drei Wohnformen  
mit ihren jeweiligen Settings und Modell- 
standorten in unterschiedlichen Stadt-
teilen innerhalb des Stadtgebiets ausge-
wählt. Sie stehen repräsentativ für:

	> Wohngemeinschaften (WGs) 
für Leistungsempfänger*innen mit 
vorwiegend kognitiver Beeinträch- 
tigung, die mit drei oder vier anderen 
Leistungsempfänger*innen zusam- 
men in einer Wohnung wohnen. 
Insgesamt bezieht sich die vorlie-
gende Studie auf elf Wohnungen in 
vier Gebäudekomplexen. Die päda- 
gogischen Fachkräfte bieten eine  
stundenweise Unterstützung, zu der 
u. a. auch eine einfache Behand- 
lungspflege wie die Medikamenten- 
vergabe  gehört. Einzelne Leistungs-
empfänger*innen werden bei der 
Körperpflege durch einen Pflege-
dienst unterstützt.

	> Apartmentwohnen 
für Leistungsempfänger*innen mit 
kognitiver Beeinträchtigung und zu- 
sätzlichem Unterstützungsbedarf.

Die Leistungsempfänger*innen wohnen 
zu zweit in eigenen Apartments, die 
sich in einem Gebäudekomplex mit 
weiteren Wohneinheiten befinden. 
Neben den insgesamt zehn Apartments 
des Trägers der Eingliederungshilfe 
gibt es auch eine Treffpunktwohnung 
(analog zu Wohngemeinschaften), in 
dem 24 Stunden pro Tag Fachkräfte 
für die Unterstützung verfügbar sind.

	> Besondere Wohnformen (ehemals 
Wohnstätten)
für Leistungsempfänger*innen mit 
kognitiver Beeinträchtigung und um- 
fassendem Unterstützungsbedarf. In 
Wohngruppen von 5–8 Personen hat 
jede*r Leistungsempfänger*in ein 
eigenes Zimmer und teilt sich Küche 
und Badezimmer mit den anderen 
Leistungsempfänger*innen. In  den  
zwei teilnehmenden Wohnstätten gibt 
es zwei und fünf Gruppen.

Die Wohnformen befinden sich in 
unterschiedlichen Stadtteilen innerhalb 
des Stadtgebiets und sind somit Teil unter- 
schiedlicher sozialräumlicher Strukturen 
(Anbindung an ÖPNV, Einkaufsmög-
lichkeiten, Nachbarschaftsbebauung, 
soziokulturelle und freizeitbezogene 
Angebote etc.) und gleichzeitig heterogen 
in ihrer individuellen bautechnischen 
und konzeptionellen Gestaltung. Wäh-
rend beispielsweise der Pflegeaufwand 
in den besonderen Wohnformen höher 
als in den WGs ist, besteht in Letzteren 
mehr Kontakt in den Sozialraum.

Im Zentrum der Studie stehen Grup-
pendiskussionen nach LAMNEK (2005), 
in denen die Mitarbeiter*innen zum Ist-
Stand der Leistungserbringungen nach 
Einführung des BTHG befragt wurden. 
Im Zentrum des Interesses standen die 
veränderten Angebotsstrukturen und 
Zielstellungen sowie deren persönliche 
Wahrnehmung. Darauf aufbauend wur-
den die Mitarbeiter*innen zu ihrem 
Verständnis von Personenzentrierung1 
befragt. Ein besonderer Fokus lag dabei 
auf den je eigenen Zielstellungen in der 
Umsetzung des Konzepts sowie auf 
dem Grad der Beteiligung an diesen 
Veränderungen. Im Zuge dessen sollten 
auch hinderliche und förderliche Ein-
flussfaktoren benannt werden.

Insgesamt nahmen 35 Mitarbeiter*in-
nen an fünf verschiedenen Gruppendis-
kussionen teil, die Zeitfenster von 1,5 
bis 2 Stunden umfassen. Die Gesprä-
che liegen in vollständig transkribier-
ter Form vor und wurden mit Hilfe von 
computergestützten Programmen (f4 
und MaxQDA) kategorisiert und aus-
gewertet.

Der Auswertung liegt ein methodisch 
qualitativ-rekonstruktiver Ansatz des 
Nachzeichnens der Motive, der Logiken 
und der Sinnhaftigkeit des jeweiligen 
Handelns der Mitarbeiter*innen unter 
den gegebenen strukturellen Bedin-
gungen und im Wechselspiel mit den 
Lebenslagen und Bedürfnissen der Leis- 
tungsempfänger*innen zugrunde. Im 
Sinne von Alfred SCHÜTZ (1971) lag 
der Fokus auf eben diesen alltäglichen 
Sinngebungsprozessen, die anhand der 
zugrunde liegenden Daten in ihrer 
Komplexität erfasst wurden. Dabei 
lag der Fokus auch auf den impliziten 
Wissensbeständen, den professions-
spezifischen Prägungen sowie den teils 
unausgesprochenen Regeln sozialen 
Handelns innerhalb der Institutionen.

Aus den vorliegenden Daten wurden 
drei unterschiedliche Verstehensmodelle 
von Personenzentrierung abgeleitet, die 
im Folgenden im Spiegel des BTHG 
vorgestellt werden. Zusätzlich werden 
mögliche Einflussfaktoren auf die Sinn- 
formierung eines bestimmten Verstehens- 
modells, wie z. B. die Qualifikation, das  
Professionsverständnis, vorhandene Res- 
sourcen und die die Fachkräfte umge-
benden Strukturen herausgearbeitet. 
Abschließend werden Implikationen 
für die weitere Umsetzung des BTHGs 
mit den unterschiedlichen Beteiligten 
formuliert.

Personenzentrierung im BTHG

Das Konzept der Personenzentrierung 
wendet sich ab von einer an institutio-
nellen und organisatorischen Rahmen-
bedingungen ausgerichteten und auf 
Gruppen fokussierten Unterstützungs-
leistung. Das professionelle Handeln 
soll sich an den Lebensvorstellungen  
der leistungsberechtigten Personen orien- 
tieren und die Leistungen sollen un-
abhängig von der Wohneinrichtung 
gewährt sowie bedarfsentsprechend 
zusammengestellt werden. Bei dieser 
Bedarfserhebung und Teilhabeplanung 
soll die leistungsberechtigte Person im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten, ggf. ver-
treten durch eine Vertrauensperson, 
stets beteiligt sein. Im Folgenden werden 
drei Verstehensmodelle von Personen-
zentrierung vorgestellt, die anhand der 
Erhebung in der Praxis ermittelt wer-
den konnten.

Verstehensmodelle von 
Personenzentrierung in der Praxis

Generell charakterisieren die Mitarbei-
ter*innen ihr professionelles Handeln 
standortunabhängig und auch vor Ein-

1 �Zusätzlich wurden auch das Verständnis von Assistenz sowie die Umsetzung von Sozialraumorientierung thematisiert. 
Diese Themen werden hier jedoch nicht weiter ausgewertet. 
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führung des BTHG als personenzen-
triert. Es wird deutlich, dass strukturelle 
Reformen der Eingliederungshilfe und 
individuelle Veränderungen der Leis-
tungsempfänger*innen wie deren Ver-
jüngung und Emanzipationsbestrebun-
gen, Umzüge in andere Wohnformen 
und konzeptionelle Veränderungen be- 
reits vor dem BTHG dazu beigetragen 
haben, dass nicht nur kollektive Funk-
tionsmechanismen und damit die Grup-
pe, sondern das Individuum und dessen 
individuelle Bedürfnisse nach Selbstbe-
stimmung und Teilhabe im Fokus der 
Leistungen stehen. Konsens besteht 
darin, dass man nicht mehr versucht, 
die Leistungsempfänger*innen pädago-
gisch auf „ein Level“2 zu bringen und 
kollektiv im Sinne einer institutionellen 
und gesellschaftlichen Funktionalität 
zu vereinheitlichen. Trotz dieser stand-
ortübergreifenden Feststellung zeigt sich, 
dass Willensorientierung, Selbstbestim-
mung und Personenzentrierung unter-
schiedlich (radikal) ausgelegt werden 
und verschiedene Verstehensmodelle 
von Personenzentrierung existieren. Im 
Folgenden werden drei Verstehensmo-
delle anhand der jeweiligen Sicht auf  
die Leistungsempfänger*innen, des Bezie- 
hungsverständnisses, der Handlungslogik 
der Fachkräfte sowie ihres professio-
nellen Selbstbilds dargestellt.

Fürsorge-Ansatz

Beim Verstehensmodell von Personen-
zentrierung als Fürsorge-Ansatz stehen 
die Leistungsempfänger*innen als zu 
betreuende Personen im Fokus. Sie 
werden durch die Mitarbeiter*innen als 
Personen mit einem starken Bedürfnis 
nach Orientierung und Routine durch 
die Gruppenstruktur beschrieben. Die 
kollektive Identität vieler Leistungs-
empfänger*innen wird festgemacht an 
einer gering ausgeprägten Fähigkeit, 
den eigenen Willen zu formen und zu  
äußern, Interessen, Bedürfnisse zu arti- 
kulieren oder „Eigensinn“ (HINTE 2009, 
20 ff.) zu artikulieren. Diese Fähigkeiten  
sind jedoch bei der Personenzentrie- 
rung und der Sozialraumorientierung  
fachlich-konzeptionell verankert. Leis-
tungsempfänger*innen wird hier bei-
spielsweise wegen ihrer mitunter inten-
siven Sozialisation in Institutionen die 
Fähigkeit abgesprochen, sich außerhalb 
der professionellen Bezugspersonen, den 
Mitbewohner*innen und verbleibenden 
Angehörigen sozial zu orientieren. Da-
bei wird in Frage gestellt, ob die Leis-
tungsempfänger*innen hinreichend in 
der Lage oder generell interessiert daran 
sind, Beziehungen außerhalb des Betreu-

ungssystems einzugehen. Gerade bei 
älteren Leistungsempfänger*innen mit 
hoher Komorbidität oder Personen mit  
komplexen Beeinträchtigungen oder psy- 
chischen Erkrankungen werden die für 
eine hohe Personenzentrierung notwen- 
digen Entwicklungsfenster in Richtung 
Ich-Identität und individueller alltäg- 
licher Handlungsspielräume nicht mehr  
für möglich erachtet (vgl. BECK, FRANZ 
2019, 149).

Daraus entsteht ein Beziehungsver- 
ständnis von familienanaloger Sozial- 
partnerschaft und Fürsorge. Die Fach-
kräfte bemühen sich, den Alltagsrou-
tinen entsprechend für die Leistungs-
empfänger*innen da und verlässlich 
ansprechbar zu sein. Charakterisiert 
als eher passive und nur bedingt hand-
lungsfähige Individuen werden die Leis-
tungsempfänger*innen zu Objekten der 
professionellen Fürsorge. Die Mitarbei-
ter*innen erläutern die Relevanz ihrer 
Person als stets verfügbare und vertraute  
Ansprechpartner*innen bzw. Seelsor-
ger*innen – gerade zu Nachtzeiten.  
Darüber hinaus wird auf die zentrale 
Bedeutung der Beziehungsarbeit und 
des professionellen Hintergrundwissens 
verwiesen (z. B. Wissensbestände hin-
sichtlich der Biografie, Diagnosen, insti-
tutionellen Erfahrungen), um beispiels-
weise in Krisen handlungsfähig zu sein.

Aus dem Verstehensmodell der Per-
sonenzentrierung als Fürsorge-Ansatz 
sehen die Fachkräfte über die Versor-
gung hinaus ihre Verantwortung darin, 
bei den Leistungsempfänger*innen für 
ein individuelles Wohlgefühl zu sorgen. 
Die eigene Handlungslogik ist davon 
geprägt, die Leistungsempfänger*innen 
einerseits zu „bespaßen“3, andererseits 
über persönliche und räumliche Fak-
toren zu einer entspannenden Atmo-
sphäre beizutragen. Das Wohlbefinden 
und die gefühlte Sicherheit werden als 
Voraussetzungen für notwendige Ent-
wicklungsschritte in Richtung Indivi-
dualisierung und Personenzentrierung 
erachtet. Nur da, wo das Individuum 
sich selbst wahrnehmen und sich sicher 
fühlen darf, eröffnen sich aus dieser 
Warte die Entwicklungsfenster und das 
Bewusstsein für das eigene Selbst in-
mitten der Gruppe.

Dieses Verstehen von Personenzen-
trierung sieht kleinere Veränderungen 
in Richtung Selbstbestimmungs- und 
Teilhabeprozesse vor. Dazu zählen Ab-
weichungen von der Gruppenstruktur, 
z. B. die Mahlzeit in einer anderen 
Gruppe bzw. im eigenen Zimmer ein-
zunehmen oder Freunde außerhalb des 
Stadtgebiets zu besuchen. Die Fachkräfte 
sind bemüht, die Leistungsempfänger*in-
nen im Sinne von Individualisierung zu 

ermutigen, eigene Interessen zu äußern 
und Entscheidungen zu treffen z. B. mit 
welchen Unterstützer*innen bestimmte 
Aktivitäten unternommen werden. Wenn 
Willensäußerungen aber folgenreichere 
Implikationen nach sich ziehen, wie 
beispielsweise der Wunsch nach einem 
Umzug, verweist man auf andere Zu-
ständigkeiten, wie die gesetzliche Ver- 
tretung, oder tendiert zu paternalisti-
schen Reaktionsmechanismen. Eigen-
sinn und individuelle Äußerungen wer-
den dann als unangepasstes Verhalten 
oder „Schrulligkeiten“4 betrachtet, die 
es auszuhalten oder handhabbar zu 
machen gilt.

Bei den Fachkräften, die zum Verste-
hensmodell von Personenzentrierung 
als Fürsorge-Praxis tendieren, bestehen 
auch hinsichtlich des Teilhabeplanver- 
fahrens Verunsicherungen. Diese be-
treffen den Ablauf, die Personenkon-
stellation und die Kriterien des Verfah-
rens. Es wird kritisch in Frage gestellt, 
inwiefern gesetzliche Betreuer*innen 
einerseits und Fallmanager*innen an-
dererseits mit einem distanzierten Be-
ziehungsverhältnis die Leistungsemp-
fänger*innen befähigen können, eigene 
Bedarfe zu artikulieren. Im Sinne des 
Fürsorge-Ansatzes wird vorausgesetzt, 
dass die Leistungsempfänger*innen 
sich im Rahmen der Teilhabeplanung 
nur bestärkt durch und in der Rück-
kopplung mit vertrauten Bezugspersonen 
im Sinne subjektiver Bedürfnisse und 
Ziele äußern können.

Empowerment-Ansatz

Das Verstehensmodell der Personen-
zentrierung als Empowerment-Ansatz 
hingegen impliziert eine radikale Orien-
tierung am Willen und an den je eigenen 
Lebensvorstellungen der Leistungsemp- 
fänger*innen. Sie stehen unter den Be- 
dingungen des institutionalisierten Woh- 
nens als Subjekte ihrer Lebenswirk-
lichkeit mit ihren individuellen Sinn-
horizonten und Selbstbestimmungs- 
potenzialen im Zentrum. Die daraus 
resultierende Handlungslogik ist eine 
ermutigende und bestärkende Logik des 
Empowerments. Sie achtet die Frei-
heit und Fähigkeit der Leistungsemp-
fänger*innen, eigene Entscheidungen  
treffen zu können und beinhaltet die 
pädagogisch motivierte Unterstützung 
von Empfindungs- und Willensbildungs- 
prozessen. Dabei fokussiert sie das be-
wusste Denken, Fühlen, Handeln und 
die individuelle Verantwortungsüber-
nahme der Leistungsempfänger*innen. 
Diese Logik des Empowerments beginnt 
bei kleineren Konsumentscheidungen  
und reicht bis hin zu individuellen 
Wohnvorstellungen. Die Entwicklung 
von Selbstbestimmungsfähigkeit wird 

2 �Zitat aus einer der Gruppendiskussionen.

3 �Zitat aus einer der Gruppendiskussionen.

4 �Zitat aus einer der Gruppendiskussionen.
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prozesshaft betrachtet. Leistungsemp-
fänger*innen ziehen beispielsweise in 
individuelle Wohnungen, werden aber 
darin bestärkt, den Kontakt zur Wohn-
stätte, zu den anderen Leistungsemp-
fänger*innen und Mitarbeiter*innen wei-
terhin zu pflegen. Treffpunktwohnungen 
ermöglichen einen niedrigschwelligen 
Weg der Aufrechterhaltung von sozialer 
Unterstützung und Vernetzung.

Dabei wird unter Berücksichtigung 
dessen, dass das Wohl der Leistungs-
empfänger*innen nicht immer deckungs-
gleich mit ihrem Willen ist, eine kri-
tisch-reflexive Haltung kultiviert, die 
sich bemüht abzuwägen, wann aus 
Sicht der Personenzentrierung als Em-
powerment-Ansatz eine pädagogisch 
motivierte Intervention eigentlich eine 
Entmündigung ist (vgl. KOPYCZINS-
KI 2020, 73). So wird unter offensicht-
licher Beachtung der den Leistungs- 
empfänger*innen innewohnenden Würde 
und Autonomie abgewogen, wie viel 
Personenzentrierung man im Verhältnis 
zur eigenen fachlichen Verantwortung 
zulassen können muss, z. B. bei Fragen  
der Gesundheitsprävention oder der 
Zimmerhygiene, ohne sich fürsorgend-
erziehend, entmündigend oder manipu-
lativ zu verhalten. Es besteht an dieser 
Stelle ein reflexives Bewusstsein darü-
ber, wann Verantwortungsübernahme 
paternalistische oder übergriffige Züge 
annimmt und wann individuelle Wunsch- 
und Wahlrechte der Leistungsempfän-
ger*innen unbedingt offeriert und er-
möglicht werden sollten.

Das sozialprofessionelle Selbstbild ent- 
spricht hier vor allem einem Facilitator, 
einer ermöglichenden und ermutigen-
den Person. Als solche verstehen sich  
die Fachkräfte als Brückenbauende zu 
inklusiven Erfahrungsräumen, in denen 
die Selbstwirksamkeit der Leistungs-
empfänger*innen erfahrbar und Selbst-
bestimmungsprozesse ermöglicht werden. 
Übergeordnetes pädagogisches Ziel der 
Mitarbeiter*innen ist es, die eigenen 
pädagogischen oder aktivierenden Im-
pulse sukzessive zurückzunehmen und 
sich selbst entbehrlich zu machen.

Aus einem empowernden Verständnis 
von Personenzentrierung und mit ei-
nem professionellen Selbstverständnis 
als ermöglichende Person empfinden 

Fachkräfte das geplante Teilhabeverfah-
ren als eine Chance. Teilhabeerhebungen, 
die ohne Anwesenheit der Fachkräfte als 
Bezugspersonen durchgeführt werden, 
eröffnen Möglichkeitsräume für eine 
tatsächlich selbstbestimmte und von 
eigenen Bedürfnissen der Leistungs-
empfänger*innen getragene Bedarfs-
ermittlung. Situationen der Teilhabe-
erhebung ohne Fachkräfte können den 

Leistungsempfänger*innen die Chance 
bieten, Bedarfe frei von den durch die 
Mitarbeiter*innen oktroyierten norma-
tiven und pädagogischen Vorstellungen 
zu kommunizieren. Teilhabeplanungen, 
die ohne Fachkräfte durchgeführt wer-
den, setzen allerdings, so die fachliche 
Einschätzung, in der Anbahnung und 
Gesprächsführung voraus, dass die 
Leistungsempfänger*innen sich mit 
ihrer Lebenssituation und ihren sub-
jektiven Bedürfnissen aktiv und reflexiv 
auseinandergesetzt haben. Es gilt, die 
Artikulation der eigenen Standpunkte 
und Ziele in der Praxis pädagogisch zu 
begleiten und Sicherheit darin zu ge- 
winnen. Die Vertreter*innen des Em- 
powermentansatzes sehen ihre zentra-
len Aufgaben in dieser pädagogischen 
Begleitung (z. B. in Form von Planspie-
len) und in der Befähigung zu unabhängi-
gen und individuell geführten Teilhabe- 
erhebungen ohne die Fachkräfte.

Zwischen Fürsorge- und  
Empowerment-Ansatz

Ein drittes Verstehensmodell von Per-
sonenzentrierung bewegt sich zwischen 
den beiden Polen einer paternalisti-
schen Fürsorge und eines kritisch-re-
flektierten Empowerments. Hier wird 
die konzeptionelle Idee und die hinter 
dem BTHG stehende Absicht, Men-
schen mit Beeinträchtigung zum Recht 
auf eine selbstbestimmte Lebensführung 
zu verhelfen und den hohen Grad der 
Institutionalisierung der Behinderten-
hilfe zu überwinden, grundsätzlich be- 
grüßt. Man ist der Meinung, dass lange 
genug Fürsorge geleistet wurde. Ange-
sichts ihrer vielfältigen und langjährigen 
Erfahrung reflektieren Mitarbeiter*in-
nen aus dieser Warte aber die Praxis-
ferne eines politischen Willens, der die 
Realität und die Lebenswelt der Men-
schen mit Beeinträchtigung mit teils 
jahrelanger bis hin zu lebenslanger Er-

fahrung in Institutionen und die Aus-
gangslage derer mit geistiger und kom-
plexer Beeinträchtigung verkennt. Es 
wird pragmatisch festgestellt, dass sich 
die Arbeit und die Leistungsempfän-
ger*innen nicht von heute auf morgen 
verändern werden.

Neben den nach wie vor gegebenen 
Strukturzwängen der besonderen Wohn-
formen als kollektive Institutionen ver-
orten die befragten Mitarbeiter*innen 
Hindernisse und Widerstände in den 
Leistungsempfänger*innen selbst. Viele 
Leistungsempfänger*innen seien Zeit 
ihres Lebens in institutionelle Funktions- 
mechanismen sozialisiert. Einige von 
ihnen weisen im Ergebnis dieser Erfah-
rungen einen hohen Grad an Hospitalis-
mus auf, der im fortgeschrittenen Lebens-
alter nur noch bedingt reversibel ist. 
Sozialkontakte und Beziehungen dieser 
Leistungsempfänger*innen beschränken 
sich maßgeblich auf das professionelle 
Netzwerk und die Mitbewohner*innen. 
Gerade bei älteren Personen gibt es 
häufig keine Angehörigen mehr. Wie in 
anderen sozialen Gefügen auch, sind 
es daher die Mitarbeiter*innen als die 
sozial nahestehenden Bezugspersonen, 
mit denen richtungsweisende und zen- 
trale Lebensentscheidungen im Gespräch 
erörtert und abgewogen werden. Dar-
aus ergibt sich aus Sicht dieses dritten 
Verstehensmodells von Personenzent-
rierung die Notwendigkeit eines profes-
sionellen Handelns, das intensive Bezie- 
hungsarbeit mit Empowerment verbindet.

Das Verständnis von Personenzen-
trierung zwischen Fürsorge und Em-
powerment ist voraussetzungsvoll und 
wird daher vor allem an zeitliche und 
personelle Ressourcen geknüpft. Aus 
Mitarbeiter*innensicht sind die Selbst-
bestimmungs- und Teilhabeprozesse vor 
allem langjährig institutionell soziali- 
sierter Leistungsempfänger*innen dar-
an geknüpft, in kleinschrittiger, enger, 
höchst individualisierter und kontinu-
ierlicher Beziehungsarbeit neue Erfah- 
rungsräume zu erschließen und sie mit 
ihren Selbstbestimmungs- und Teilha-
bemöglichkeiten vertraut zu machen. 
Abhängig von Alter, Art und Grad der 
Beeinträchtigung wird aus diesem Ver-
stehensmodell heraus auch auf das Be-
dürfnis vieler Leistungsempfänger*innen  
nach Orientierung durch wiederkeh- 
rende Routinen und verlässliche Struk-
turen verwiesen. Daraus ergeben sich 
Einschätzungen, dass eine personen- 
zentrierte Leistungserbringung sich zu-
mindest in der Begleitung und Unter-
stützung älterer und teils hospitalisierter 
Leistungsempfänger*innen trotz neu-
er Terminologie und konzeptioneller 
Rahmung nicht maßgeblich verändern 
lassen wird.

Anhand der drei Verstehensmodelle von Personen- 
zentrierung können Diskrepanzen zwischen Strukturen 
und Handlungslogiken aufgedeckt werden.
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Die Ambivalenz von Fürsorge und 
Empowerment spiegelt sich auch in der 
Auseinandersetzung mit dem neu ein-
geführten Gesamtplanverfahren und der 
Ermittlung des sozialen Teilhabebedarfs 
wider. Es wird in der Gestaltung der 
Leistungserbringung auf bestehende 
Asymmetrien zwischen den Interessen 
von Institution und Mitarbeiter*innen 
und den Bedürfnissen der Leistungs-
empfänger*innen verwiesen, die einer 
Personenzentrierung gegenüberstehen. 
Diese auf diagnostischer Basis und an 
normativen Entwicklungszielen (Kom-
petenzerwerb) ausgerichtete Perspekti-
ve der Mitarbeiter*innen wird darüber 
hinaus ausgerichtet an Bewilligungs-
kriterien der jeweiligen Leistungsträger. 
Die Mitarbeiter*innen beschreiben die 
Schwierigkeiten, ein von den Funktions-
mechanismen des Kollektivs, von Prag-
matismus und Bewältigungshandeln 
geprägtes Alltagshandeln zugunsten 
von Personenzentrierung zu überwinden. 
Im Dienste einer konsequenten Umset-
zung von Personenzentrierung im Pro- 
zess der Teilhabebedarfsbestimmung 
werden daher unterschiedliche Heraus-
forderungen genannt bzw. Forderungen 
laut. Selbstkritisch fragt man sich im 
Spiegel der langjährigen beruflichen Er-
fahrung, ob und wie weit die Leistungs-
empfänger*innen (fortgeschritteneren 
Alters) befähigt und empowert werden 
können, um hinreichend Selbst- und 
Sozialkompetenz aufzubauen und ein 
solches Verfahren bestreiten zu können. 
Hinzu kommt die Frage, wie man sich 
in einem Rollenkonflikt zwischen ins-
titutionellem Interesse, personenzent-
rierter Haltung und persönlicher Iden-
tifikation ethisch korrekt und fachlich 
kompetent verhält. Es wird der Wunsch 
laut, gemeinsam mit den Leistungs-
empfänger*innen und anderen Unter-
stützer*innen ins Gespräch zu gehen und 
Bedarfe prozesshaft entfalten zu können.

Fazit und Implikationen

Die Ergebnisse der Studie haben aufge-
zeigt, dass mit drei Verstehensmodellen 
von Personenzentrierung in verschie-
dener Intensität und Dynamik an einer 
Umsetzung von Personenzentrierung im 
Bereich des Wohnens gearbeitet wird.

Aus den vorliegenden Ergebnissen 
lassen sich abschließend die folgenden 
Aspekte ableiten: Strukturelle Verände-
rungen, aber auch Prozesse im Wandel 
von Einstellungen und Haltungen haben 
sich in den Versuchen abgezeichnet, 
neue Formen des individuellen Woh-
nens zu finden, andere Formen von  
Teamsitzungen auch unter Beteiligungen 
von Leistungsempfänger*innen zu ent-
wickeln oder Rollenspiele zur Übung 
von Teilhabegesprächen anzuwenden.  

Dort, wo Mitarbeiter*innen und Leis-
tungsempfänger*innen in diese Um-
strukturierungen einbezogen und mit- 
genommen wurden, schienen die Offen- 
heit und das Engagement für neue For-
men der Personenzentrierung, aber auch 
die Zufriedenheit mit dem eigenen 
Arbeitsplatz größer zu sein. Ein Behar-
rungsvermögen hingegen erschien dort 
deutlicher, wo es weniger Bewusstsein 
für das eigene Professionsverständnis 
und eine geringere Bereitschaft zu kri-
tischreflexiver Beziehungsgestaltung 
zwischen Leitungen und Fachkräften 
sowie zwischen Fachkräften und Leis-
tungsempfänger*innen gab. Innovative 
organisationsoziologische Positionen, 
wie sie beispielsweise von LALOUX 
(2015) vertreten werden, unterstrei-
chen die Relevanz der Handlungs- und 
Partizipationsräume auf allen Ebenen 
einer Organisation. Nur da, wo Mit-
arbeiter*innen in sozialprofessionellen 
Handlungsfeldern nicht Top-down-
Entscheidungen ausagieren müssen, 
sondern selbst die Möglichkeit zur Par-
tizipation und zur eigenverantwortli-
chen Gestaltung von Arbeitsprozessen 
erhalten, ergeben sich auch Möglich-
keitsräume für die Veränderung ihrer 
(hier hin zu personenzentrierten) Ein-
stellungen und Haltungen. Gerade im 
Handlungsfeld der Eingliederungshilfe, 
wo es mit dem BTHG darum gehen wird,

	> die Selbstbestimmung und die 
individuellen Besonderheiten 
der Leistungsempfänger*innen 
anzuerkennen,

	> ihnen Wahlfreiheiten in Wohn- und 
Freizeitfragen zu eröffnen,

	> ihnen Entscheidungen zuzutrauen 
und auch zuzumuten,

	> sie dazu auf der Basis von Vertrauen 
und Wertschätzung pädagogisch zu 
ermächtigen,

können diese elementaren Fragen von 
Haltung und Handlung nur dort reali-
siert werden, wo die Organisationskul-
tur partizipativ ist und der Leitungsstil 
Selbstorganisationsprozesse zulässt und 
fördert (vgl. LALOUX 2015, 63–72).

Zudem benötigen Institutionen und 
Organisationen für die Umsetzung des 
BTHG mehr forschungsbezogene und 
fachliche Unterstützung, um ihre insti-
tutionelle Sicht zu reflektieren und Va-
rianten anderen Arbeitens denken und 
erproben zu können. Dies setzt voraus, 
dass den Fachkräften auf der Mikro-
ebene ihres Handelns und im Rahmen 
von Supervision, Coaching und Weiter-
bildung die Möglichkeit geboten wird, 
sich dem eigenen Professionsverständ-
nis sowie dessen Handlungsprämissen 
in der alltäglichen Praxis bewusst zu 
werden. Die zuvor dargestellten Verste-

hensmodelle von Personenzentrierung 
können die Grundlage dafür bieten, im 
Rahmen von Fort- und Weiterbildung, 
Leitungs- oder Teamsitzungen über die 
Kernaussagen ins Gespräch zu kom-
men. Gleichzeitig dienen sie als Hinter- 
grundfolie bzw. richtungsweisender roter 
Faden für weitere Umsetzungsschritte 
in Richtung BTHG.

Personenzentrierung, die ausschließ-
lich von innerhalb der Organisation 
bzw. Institution her gedacht wird, bleibt 
auf der institutionellen Ebene in Form 
von individuumsbezogener Betreuung 
stehen. Die Fachkräfte als Leistungser-
bringer*innen ermöglichen innerhalb 
der Institution möglichst individuali-
sierte und personenzentrierte Leistun-
gen, aber eine Öffnung zum regionalen 
Sozialraum als Möglichkeitsraum neuer 
Identitätsarbeit und zum Aneignen 
neuer Erfahrungen ist kaum gegeben 
(vgl. DEINET 2014). Damit bleibt eine 
gelingende soziale Teilhabe der Men-
schen mit Beeinträchtigungen unter-
bunden, ihre vielfältigen Facetten des 
Mensch-Seins werden kaum sichtbar. 
Daher braucht es eine pädagogische 
Unterstützung dabei, Räume zu ver-
binden, sie als Orte sozialer Entwick-
lungsaufgaben zu erschließen und in 
größeren Relationen als denen der Institu- 
tion und des sozialen Nahraums zu den-
ken, um den Gedanken der Personen- 
zentrierung im Sinne des Empowerment- 
Ansatzes gerecht zu werden (vgl. HER-
RIGER 2005, 2–9; DEINET 2014, o. S.).

In der aktiven und partizipativen Aus-
einandersetzung mit den Verstehens- 
modellen von Personenzentrierung liegt 
ein Weg, bestehende Diskrepanzen zwi-
schen Strukturen, Handlungslogiken 
und den Vorgaben durch die Personen-
zentrierung aufzudecken und zu lösen. 
Gleichzeitig lässt sich statuieren, dass 
das BTHG und die damit einherge-
henden Handlungsparadigmen bislang 
nicht feststellbar in einem gesellschaft-
lichen Bewusstsein angekommen sind. 
Daher setzt dieser alle relevanten Ak-
teur*innen umfassende Arbeitsprozess 
hin zu mehr Personenzentrierung nicht 
nur die organisationsinterne Ausei-
nandersetzung auf der Meso-Ebene, 
sondern ebenso eine sozialräumliche 
Vernetzung und eine aktive gesamt- 
gesellschaftliche Auseinandersetzung 
mit Fragen sozialer Teilhabe und Di-
versität auf der Makro-Ebene voraus. 
Die im Zuge von Gentrifizierungspro-
zessen mit Blick auf soziokulturelle 
Milieus in sich immer homogener und 
untereinander heterogener werdenden 
Sozialräume müssen dabei genauso in 
den Blick genommen werden wie die 
Bewohner*innen mit ihren je eigenen 
Interessen und Sinnhorizonten, um 
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konstruktiv miteinander in Beziehung 
treten können. Dabei kommt die von  
KESSL und REUTLINGER thematisierte 
reflexive räumliche Perspektive zum 
Tragen, die raumbezogene und personen-
zentrierte Arbeit immer auch als eine 
aktive (sozial)politische Arbeit versteht, 
die Barrieren sowie Ein- und Aus-
schlüsse aktiv thematisiert (vgl. KESSL, 
REUTLINGER 2007, 121–129) und das 
Thema der Selbstbestimmung und Teil-
habe nicht nur dem System der Einglie-
derungshilfe überlässt.
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 | Teilhabe 3/2021, Jg. 60, S. 128 – 131

 | KURZFASSUNG Aufgrund vielfältiger Wechselwirkungen ist die Teilhabe im digitalen 
Raum für Personen mit kognitiven Beeinträchtigungen aus besonderen Wohnformen nur 
erschwert möglich. Basierend auf der ICF (Internationale Klassifi kation der Funktions-
fähigkeit, Behinderung und Gesundheit) stellt dieser Artikel mögliche hemmende umwelt-
bezogene und personenbezogene Faktoren bezüglich der digitalen Teilhabe dar, die sich 
gegenseitig verstärken können. Außerdem werden Handlungsansätze aufgezeigt, wie 
beispielsweise das Schaffen inklusiver Fortbildungsangebote und Räume zum gemein-
samen Ausprobieren.

 | ABSTRACT Are You Still Living or Are You Already Surfi ng? Interdependencies 
between Cognitive Impairment, Residential Living and Opportunities for Digital 
Participation. Regarding the on-going digital change, the remaining digital gaps need 
to be considered. People living in residential homes are at risk to be socially excluded 
due to less opportunities to participate digitally than those living with their families or 
in their own apartment. Based on the ICF (International Classifi cation of Functioning, 
Disability and Health) it is distinguished between the environmental and person-related 
factors that can hinder digital participation. The author shows possible interdependencies 
in the context of residential living based on statistics. Moreover she presents implications 
such as advanced training for both care givers and residents, interdisciplinary networking 
and offering spaces for trying out new technologies at eye level.

Einleitung

In den vergangenen Monaten hat sich der 
Stellenwert digitaler Medien aufgrund 
der Maßnahmen zur Eindämmung der 
COVID-19-Pandemie spürbar verstärkt.
Aktuelle Erhebungen bestätigen  diesen 
Verdacht: „Gegenüber dem Vorjahr zeigt 
das von Corona geprägte Jahr 2020 über 
fast alle Medien hinweg einen Anstieg 
der Nutzungshäufi gkeit“ (Medienpäda-
gogischer Forschungsverbund Südwest 
2020, 15). So kommt digitalen Medien 
zunehmend „eine Schlüsselstellung zu, 
was den  gleichberechtigten Zugang zu
Information und Kommunikation sowie
die Teilhabe am politischen und öffent-
lichen Leben angeht“ (HAAGE 2020, 11). 

Im Jahr 2021 gelten 88 % der Deut-
schen als „online“ und somit 12 % als 
„offl ine“ (vgl. Initiative D21 2021, 10). 
Zu Letzteren gehören Personengruppen, 
die die Vorteile und Möglichkeiten im vir-

tuellen Raum nicht oder nur erschwert 
für sich nutzen können (vgl. PELKA 
2018, 57 ff.). Diese Sachlage wird als 
digitale Spaltung (VILAIN, KIRCH-
HOFF-KESTELL 2018, 21) bezeichnet. 
Als Betroffene gelten hier mitunter Men-
schen mit Beeinträchtigungen und ins-
besondere jene mit intellektuellen Beein-
trächtigungen (vgl. ZAYNEL et al. 2020, 
120). Dies wird auch als digital disabi-
lity divide bezeichnet (vgl. JOHANS-
SON, GULLIKSEN & GUSTAVSSON 
2021, 116). Besonders geringe Teilhabe-
chancen ließen sich für Personen mit ko-
gnitiven Beeinträchtigungen in beson-
deren Wohnformen (ehemals stationärer 
Einrichtungen) feststellen (vgl. HEIT-
PLATZ, SUBE 2020, 28 f.). Dies ist vor 
allem vor dem Hintergrund gravierend, 
da diese Personen zusätzlich „durch die
Kontakt- und Ausgangsbeschränkungen
während der Pandemie […] Einschrän-
kungen ihrer Teilhabemöglichkeiten [er-
leben]“ (BÖSSING et al. 2021, 70).

Vor dem Hintergrund der aktuellen 
Situation sowie des steigenden Stellen-
werts digitaler Anwendungen ist es von 
Bedeutung, die digitalen Teilhabemög-
lichkeiten von Personen in besonderen 
Wohnformen vermehrt zu berücksichti-
gen. Dieser Beitrag behandelt die Frage-
stellung, welchen Interdependenzen Per-
sonen mit kognitiven Beeinträchtigun-
gen in besonderen Wohnformen bezüg-
lich ihrer digitalen Teilhabechancen 
gegenüberstehen. Hierfür werden mög-
liche Hemmfaktoren im Wohnkontext
basierend auf der ICF (vgl. World Health 
Organization [WHO] 2005) vorgestellt. 
Im Anschluss daran werden praktische
Implikationen abgeleitet, um die Hemm-
faktoren abbauen und die Teilhabechan-
cen der Zielgruppe im digitalen Raum 
verbessern zu können.

Kontextfaktoren

Für die Einschätzung, ob eine Behin-
derung vorliegt, ist der Blick auf die 
Kontextfaktoren wesentlich (vgl. WHO 
2005). Bei den Kontextfaktoren werden 
personenbezogene und Umweltfaktoren 
unterschieden, die als „Förderfaktoren 
oder als Barrieren wirken“ können 
(HAAGE 2020, 13). In diesem Beitrag 
soll herausgestellt werden, welche dieser
Faktoren die digitale Teilhabe von Per-
sonen mit kognitiven Beeinträchtigungen 
in besonderen Wohnformen erschweren 
können und welche Wechselwirkungen 
sich andeuten.

Umweltbezogene Faktoren
in Bezug auf digitale Teilhabe

Die umweltbezogenen Faktoren unter-
scheiden zwischen der Ebene des In-
dividuums und der Ebene der Gesell-
schaft. Laut HAAGE (2020) sind „auf 
der Ebene der Gesellschaft […] soziale 
Strukturen, Systeme und Handlungs-
grundsätze gemeint, etwa das Medien-
system und Gesetze sowie Regelungen 
zur Barrierefreiheit von Mediendiensten“ 
(ebd., 12 f.). Auf gesellschaftlicher Ebene 
wird die umfassende Teilhabe von Men-
schen mit Beeinträchtigung anhand unter-
schiedlicher Gesetze verbindlich geregelt.
Unter anderem fordern die UN-Behin-
dertenrechtskonvention, das Deutsche
Grundgesetz, das Bundesgleichstellungs-
und das Bundesteilhabegesetz eine Ver-
meidung von Diskriminierung durch 
eine aktive Ausgestaltung der Teilha-
bemöglichkeiten für Menschen unter-
schiedlicher Bedarfe. Um zudem die 
Teilhabe im digitalen Raum zu ermög-
lichen, stehen öffentliche Stellen in der 
Pfl icht, den eigenen Internetauftritt bar-
rierefrei zu gestalten und Auskunft über 
Mängel diesbezüglich zu geben (vgl. Bun-
desfachstelle Barrierefreiheit 2021, o. S.). 
Die Barrierefreie-Informationstechnik-

Wohnst du noch oder surfst du schon?
Wechselwirkungen zwischen kognitiver Beeinträchtigung, 
besonderen Wohnformen und Möglichkeiten der digitalen
Teilhabe
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Verordnung (BITV 2.0) regelt die barriere- 
freie Gestaltung des digitalen Raums 
verbindlich. Politische Handlungspläne 
und Zielvereinbarungen stützen die Be-
mühungen um digitale Teilhabe auf gesell-
schaftlicher Ebene, wie z. B. der  Digital- 
Pakt Schule (Bundesministerium für 
Bildung und Forschung [BMBF] 2021).

Einen wesentlichen Hemmfaktor auf 
dieser Ebene stellt die fehlende techni-
sche Infrastruktur wie z. B. der fehlende 
Breitbandausbau auf dem Land dar. 
Diese technischen Hürden erschweren 
einigen Einrichtungen die Ausgestal-
tung der digitalen Teilhabe (vgl. HEIT-
PLATZ, SUBE 2020, 29; ZAYNEL et al. 
2020, 120 ff.).

Weitere mögliche hemmende Um-
weltfaktoren finden sich auf der Ebene 
des Individuums. Als Faktoren gelten 
laut WHO (2005) hier „die unmittel-
bare, persönliche Umwelt eines Men-
schen einschließlich häuslicher Bereich 
[…]. Diese Ebene umfasst auch die phy- 
sikalischen und materiellen Gegeben-
heiten der Umwelt, denen sich eine 
Person gegenübersieht, sowie den per-
sönlichen Kontakt zu anderen […]“ 
(ebd., 22).

Außerdem betrifft „die Ebene des Indi-
viduums […] die unmittelbare Umwelt 
einer Person wie Wohnung, Arbeits-
platz, Schule, aber auch zur Verfügung 
stehende Medien und Technologien“ 
(HAAGE 2020, 12). Die „unmittelbare, 
persönliche Umwelt“ meint in diesem 
Beitrag den Wohnort von Personen mit 
kognitiven Beeinträchtigungen.

THIMM et al. (2019, 226) stellten in 
einem quantitativen Vergleich von Alters-
gruppen für Westfalen-Lippe dar, dass 
rund 41 % der Menschen mit kognitiven 
Beeinträchtigungen in besonderen Wohn- 
formen leben. Demgegenüber leben 
rund 37 % dieser Menschen im fami-
liären Umfeld oder selbstständig und 
18,9 % wohnen ambulant betreut. Die 
„dargestellten Daten zu den Leistungs-
berechtigten aus der Region Westfa-
len-Lippe [sind] ähnlich den Durch-
schnittsdaten für Gesamtdeutschland“ 
(vgl. ebd. 220). Mit zunehmendem Alter 
nimmt das Wohnen in besonderen Wohn-
formen zu (vgl. ebd., 225). 

Es wird deutlich, dass der Großteil des 
Lebens von Menschen mit kognitiven 
Beeinträchtigungen von besonderen  
Wohnformen geprägt ist, in denen Woh-
nen an die „Bedingung der Angebots-
nutzung“ (MEUTH 2017, 17) geknüpft 
ist und Erwartungen über die Einhal- 
tung bestimmter Regeln bestehen (vgl. 
ebd., 16). Teilweise werden solche Wohn- 
formen mit eingeschränkten Teilhabe- 

chancen und eingeschränkter Selbst-
bestimmung, sozialer Isolation, Stigma-
tisierungen sowie eingeschränkten Le-
bensqualitäten und einem verminderten 
Selbstbewusstsein für die Bewohnen-
den assoziiert (vgl. HEITPLATZ et al. 
2019, 100 ff.).

Verschiedene Studien stellen heraus,  
dass der Wohnort einen entscheidenden  
Einfluss auf die Zugangs- und Nut-
zungsmöglichkeiten des Internets hat. 
HEITPLATZ et al. (ebd., 104 ff.) zeigen, 
dass es Unterschiede beim Zugang und 
der Nutzung des Internets zwischen 
ambulanten und besonderen Wohn-
formen gibt, die von den jeweiligen 
Rahmenbedingungen und Einstellungen 
der Einrichtungsleitungen beeinflusst 
werden. Auch HAAGE (2020) sowie  
HAAGE und BOSSE (2019) konnten  
belegen, dass die unterschiedlichen  
Wohnformen sich fördernd oder hem-
mend auf die digitale Teilhabe der Be-
wohner*innen auswirken können. HEIT-
PLATZ und SUBE (2020) zeigten auf, 
dass die digitalen Teilhabemöglichkeiten 
in besonderen Wohnformen aufgrund 
hemmender Strukturen deutlich gerin-
ger ausgeprägt sind. Mögliche Gründe 
dafür sind ein Mangel an personellen und 
materiellen Ressourcen. HEITPLATZ 
formuliert dies folgendermaßen: „Feh-
lende Einarbeitungszeit, fehlender Rück-
halt der Einrichtungsleitungen oder als 
schwierig empfundene Bedienung kön-
nen sich als Barrieren der Nutzung mani- 
festieren und die Akzeptanz [der Fach-
kräfte] gegenüber der Technologie min-
dern“ (HEITPLATZ 2021, 11).

Personenbezogene Faktoren 
für die digitale Teilhabe

Neben den umweltbezogenen Faktoren 
können personenbezogene Faktoren 
die digitale Teilhabe erschweren. „Per-
sonenbezogene Faktoren sind der spe-
zielle Hintergrund des Lebens und der 
Lebensführung eines Menschen. […]  
Diese Faktoren können Geschlecht,  
ethnische Zugehörigkeit, Alter, […] 
Lebensstil, Gewohnheiten, Erziehung, 
Bewältigungsstile, sozialer Hintergrund, 
Bildung und Ausbildung, Beruf […] 
umfassen“ (WHO 2005, 22). Hinsicht-
lich des Faktors Alter ist zu berück-
sichtigen, dass Senior*innen ebenfalls 
zu „von digitaler Exklusion bedrohten 
Zielgruppen“ zu zählen sind (PELKA 
2008, 60). So ist davon auszugehen, 
dass sich für Personen mit kognitiven 
Beeinträchtigungen in besonderen Wohn-
formen das Alter zusätzlich erschwe-
rend auf die Teilhabemöglichkeiten im 
digitalen Raum auswirken kann. Als 
mögliche Gründe sieht die Verfasserin 
des vorliegenden Beitrags den zuneh-
menden Bedarf an einer barrierearmen 

Gestaltung des digitalen Raums im Alter 
sowie die zunehmenden Schwierigkeiten, 
neue Handlungsabläufe zu erlernen.

Neben dem Alter kann als zusätzli-
cher Nachteilsfaktor der sozioökono-
mische Status hinzukommen, der vom 
eigenen Bildungsstand abhängig ist. Ein 
Blick in die Statistik zeigt, dass Perso-
nen mit Beeinträchtigung häufiger kei-
nen Schulabschluss haben als Personen 
ohne Beeinträchtigung (vgl. DESTATIS 
2017, 16). Ein ähnliches Bild zeigt sich 
bezüglich der Beschäftigungsquote von 
Menschen mit Beeinträchtigung (vgl. 
ebd., 16). Über verschiedene Alters-
gruppen hinweg beziehen Menschen 
mit Beeinträchtigung deutlich häufiger 
Arbeitslosengeld I und Pensions- oder 
Rentenzahlungen (vgl. ebd., 25). Wie 
bereits erwähnt, leben sie häufig in 
besonderen Wohnformen, für die der 
Empfang von Sozialhilfe oftmals eine 
Voraussetzung darstellt. Vor diesem 
Hintergrund stellt sich die Frage nach 
den finanziellen Ressourcen für digitale 
Endgeräte sowie für die Finanzierung 
von Internetzugängen seitens der Be-
wohner*innen.

Als weitere personenbezogene Fak- 
toren gelten „Lebensstil, vergangene 
oder gegenwärtige Erfahrungen“ (WHO 
2005, 22). Aus der Akzeptanzforschung, 
insbesondere der Forschung zur Tech-
nologieakzeptanz, zeigt sich die Be-
deutsamkeit von eigenen Erfahrungen.

Sind die Freiräume für Erfahrungen 
im digitalen Raum strukturell nicht ge- 
geben oder liegen überwiegend nega- 
tive Erfahrungen vor, kann sich dies 
erschwerend auf die weitere Absichts-
bildung sowie die tatsächliche Nut-
zung digitaler Medien auswirken (vgl. 
VENKATESH, BALA 2008, 277 ff.). 
Verschiedene Studien weisen auf ei- 
nen Mangel an Erfahrungsräumen und 
selbstständige Nutzung durch die Be-
wohner*innen hin (BÖSSING et al. 
2021, 72; ZAYNEL et al. 2020, 120). 
So können hier wesentliche Erfahrun-
gen nicht gesammelt werden, obwohl 
„die Motivation von Menschen mit Lern- 
schwierigkeiten zum Erlernen einer kom- 
petenten Computer- und Internetnut-
zung und auch die Bereitschaft, sich 
mit Schwierigkeiten im Zusammenhang 
damit auseinanderzusetzen, als hoch 
eingeschätzt werden kann“ (BÖSSING 
et al. 2021, 72).

Anhand der verschiedenen Darstel-
lungen wird deutlich, dass sich ver-
schiedene umwelt- und personenbezo-
gene Faktoren auf die digitale Teilhabe 
auswirken können. Zusammenfassend 
sind hier folgende mögliche Nachteils-
faktoren zu nennen:
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> Mangel an technischer Infrastruktur,
> hinderliche Strukturen in besonderen

Wohnformen,
> zunehmendes Alter der Bewoh- 

ner*innen,
> niedriger Bildungsstand und niedriger

sozioökonomischer Status,
> fehlende Erfahrungsräume und Tech- 

nologieerfahrungen.

Implikationen für die Praxis

Um diesen Interdependenzen entgegen-
wirken zu können, müssen vielfältige 
Aspekte beachtet werden. Das Verän-
dern von Strukturen ist ein umfangrei-
ches Unterfangen und kann hier nicht 
in Gänze diskutiert werden. Dennoch 
sollen im Folgenden Implikationen für 
die Praxis weitergegeben werden.

Bezüglich der Umweltfaktoren sind 
die Verantwortungsträger*innen in 
politischen Handlungsfeldern auf den 
Bedarf an technischer Infrastruktur 
aufmerksam zu machen und auf die 
Gefahren der digitalen Exklusion für 
ländlich gelegene Einrichtungen hin-
zuweisen. Dies betrifft dort insbeson-
dere Personengruppen in besonderen 
Wohnformen. Pädagogische Fachkräfte 
nehmen in diesen Einrichtungen eine 
Schlüsselfunktion hinsichtlich der di-
gitalen Teilhabe ein (vgl. HEITPLATZ 
et al. 2019, 112). Ihre Technologieak- 
zeptanz und Erfahrungen bezüglich 
digitaler Medien beeinflussen die Nutz- 
ungsmöglichkeiten der Bewohner*in-
nen maßgeblich (vgl. BOSSE et al. 
2018; HEITPLATZ et al. 2019; HEIT-
PLATZ, SUBE 2020). Um für die Bewoh- 
ner*innen eine „Assistenzinfrastruk-
tur“ (STUBBE et al. 2019, 13) aufbauen 
zu können, sollten die Fachkräfte ihre 
Haltung reflektieren (vgl. BÖSSING 
et al. 2021, 73). An dieser Stelle sei auf 
die Reflexionsfragen nach BÖSSING 
et al. für diesen Kontext verwiesen (ebd., 
74). Des Weiteren sollten die Fachkräfte 
in den Veränderungsprozess involviert 
und entsprechend geschult werden (vgl. 
PELKA 2018; SUBE 2021). Daraus er-
gibt sich eine weitere politische Forde-
rung, und zwar jene nach Anpassung 
von Studien- und Ausbildungsinhalten 
für die Medienkompetenz von päda-
gogischen Fachkräften (vgl. SCHULZ 
2019, 98).

Neben der Schulung der pädagogi-
schen Fachkräfte ist es für den Ver-
änderungsprozess in sozialen Einrich-
tungen wesentlich, dass der Mehrwert 
der digitalen Neuerung sowie klare 
Zuständigkeiten kommuniziert werden  
(vgl. BOSSE et al. 2018; KUSTER et al. 
2011; SUBE 2021). Oftmals liegen Un-
sicherheiten und Skepsis seitens der pä-
dagogischen Fachkräfte vor (vgl. BOSSE 

et al. 2018; HEITPLATZ, SUBE 2020). 
Um diesen zu begegnen, sind interdiszi-
plinäre Kooperationen mit Beratenden 
aus dem Betreuungsrecht im Rahmen 
von Workshops empfehlenswert. Zudem 
können „Experimentierräume“ (Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales 
2021) oder „Interneterfahrungsorte“ 
(PELKA 2018, 62) für alle Beteiligten 
geschaffen werden, um erste Erfahrungen 
sammeln und Berührungsängste abbauen 
zu können. Die PIKSL-Labore sind ein 
Bespiel dafür: Sie bieten insbesondere 
für Bewohner*innen niedrigschwellige 
Angebote und Schulungen an (In der 
Gemeinde leben gGmbH 2020; ZAY-
NEL et al. 2020, 121). BÖSSING et al. 
(2021) verweisen zudem auf die „wich-
tige Rolle [von Peers], wenn es um die 
Vermittlung von Medien- und Internet-
kompetenzen geht“ (ebd., 74).

Auch auf der personenbezogenen 
Ebene können Implikationen abgeleitet 
werden, um die digitale Teilhabe in 
besonderen Wohnformen stärken zu 
können. Mitunter können beispiels-
weise Fördermittel zum Erwerb von 
digitalen Endgeräten für die Einrich-
tungen eingeworben werden. Darauf 
aufbauend können interne, barriere-
freie und inklusive Schulungsangebote 
den Bewohner*innen und Fachkräften 
die Möglichkeit bieten, eigene Kompe-
tenzen für die verantwortungsbewusste 
Nutzung digitaler Medien zu erwerben. 
Dabei „bedarf es einer didaktischen 
Ausarbeitung entsprechend komplexer  
Lehr-Lern-Arrangements, die an aktu-
ellen Lernanlässen unter Berücksich-
tigung der Lebenswelt auszurichten ist“ 
(KOPPEL, KARSTEN 2021, 195). Durch 
das gemeinsame Lernen können Hie-
rarchien abgebaut und die Verbunden-
heit zwischen den Fachkräften und Be-
wohner*innen kann gestärkt werden. 
Möglichkeiten zum gemeinsamen Ken-
nenlernen digitaler Anwendungen bietet 
z. B. auch das vom BMBF geförderte
miTAS-Verbundprojekt (multimediales,
individuelles Trainings- und Arbeitsas-
sistenzsystem). In diesem Projekt kön-
nen Fachkräfte und Bewohner*innen
gemeinsam digitale Checklisten ent-
wickeln und auf diese Weise digitale
Medien in den Alltag einbinden und
nötige Kompetenzen erwerben (Projekt
miTAS – multimediales individuelles
Trainings- und Arbeitsassistenz-System
2021). Generell sollten die Möglichkei-
ten zur Internetnutzung sowie digitale
Endgeräte barrierefrei und altersgerecht
gestaltet werden. Orientierung bietet
dabei die Barrierefreie-Informations-
technik-Verordnung (BITV) 2.0. Browser-
Erweiterungen, wie sie im Rahmen des
Easy-Reading-Projekts entwickelt wur- 
den, können hier ebenfalls unterstüt-
zend wirken und zu einer selbststän-

digeren Nutzung durch die Bewoh-
ner*innen beitragen (vgl. Easy Reading 
Project 2020).

Für weitere Praxisimpulse sei an dieser 
Stelle auch auf das „Praxishandbuch 
Inklusion“ der Aktion Mensch hinge-
wiesen (vgl. Aktion Mensch e. V. 2020), 
das Informationen zur Planung, Umset-
zung und Verstetigung von Projekten 
zum Thema „Inklusion“ bietet.

Fazit

Die Digitalisierung ist ein wesentlicher 
Bestandteil des Alltags geworden und 
stellt Möglichkeiten zur Teilhabe dar. 
Es zeigt sich jedoch, dass verschiedene 
Kontextfaktoren sich wechselseitig be-
einflussen und die digitale Teilhabe für 
Bewohner*innen erschweren können. 
Um Nachteilsfaktoren in besonderen  
Wohnformen entgegenzuwirken, sollten 
verschiedene Stellschrauben bewegt 
werden. So sind politische Akteur*innen, 
Einrichtungsleitungen, Fachkräfte und 
Bewohner*innen zu einem gemeinsa-
men Austausch bezüglich der Teilhabe- 
situation aufgefordert. In einem gemein- 
samen Prozess sollten Ansätze zur tech-
nischen Ausstattung sowie zum Erwerb 
digitaler Kompetenzen entwickelt und 
umgesetzt werden. Grundsätzlich sollten 
die Bewohner*innen unabhängig von 
Alter und sozioökonomischen Status 
für die Teilhabe befähigt und auf Augen- 
höhe begleitet werden. Gemeinsame 
Lern- und Experimentierräume, inter-
disziplinäre Vernetzung und Koope- 
rationen mit bestehenden Projekten  
können dabei mögliche Anknüpfungs-
punkte bieten.
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„Migration – Behinderung – Selbst-
hilfe“, das ist nicht nur der Pro-

jektname des im September 2020 been-
deten Projekts der Bundesvereinigung 
Lebenshilfe, sondern auch ein Thema 
der Zukunft. Denn sowohl in der Praxis  
als auch in der Wissenschaft werden 
Schnittstellen und damit fächer- und 
bereichsübergreifendes Denken, For-
schen und Zusammenarbeiten immer 
notwendiger, um die vielfältigen Men-
schen in unserer Gesellschaft in ihren 
speziellen Lebenslagen besser zu ver-
stehen und zu unterstützen. So findet 
beispielsweise erst seit einigen Jahren 
eine systematische Forschung im Kon-
text der Disability Studies in Verbin-
dung zur Intersektionalitätsforschung 
statt (vgl. RAAB 2012).

„Im Zeitalter von Globalisierung, Mig-
ration, Neoliberalismus, Mediatisierung 
und Informatisierung des Sozialen als 
auch die sie begleitenden vielfältigen 
emanzipatorischen Kämpfe von Mino-
risierten (Frauen, Lesben, Schwule, 
Behinderte, MigrantInnen und sozial 
Deprivilegierten), in den allermeisten 
Ländern dieser Welt, scheint der Inter-
sektionalitätsgedanke die hohe Kom-
plexität, gegenseitige Bedingtheit und 
wechselseitige Abhängigkeit der nun-
mehr global-neoliberalen Weltordnung 
und deren neuen In-/Exklusionspro-
zessen – buchstäblich – widerzuspiegeln“ 
(RAAB 2012, 1).

Auch in der Praxis zeigt sich, dass eine 
Zusammenarbeit beispielsweise zwi-
schen Migrationsdienst und Behinder-
tenhilfe/-beratung notwendig ist, weil 
die Bereiche in sich eine hohe Kom-
plexität aufweisen und die Zusammen-
arbeit den einzelnen Menschen und Fa-
milien eine adäquatere Unterstützung 
ermöglicht.

Das beendete, gleichnamige Praxis- 
Projekt „Migration – Behinderung –  
Selbsthilfe“ der Bundesvereinigung Le-
benshilfe, das vom Bundesverband der 

AOK und der AOK Baden-Württemberg 
finanziert wurde, hatte die Förderung 
der Selbsthilfe von Angehörigen von 
Menschen mit Behinderung und Mi-
grationshintergrund zum Ziel. Damit 
wurde ein Projekt für Menschen mit 
mindestens zwei Differenzkategorien 
(Migration und Behinderung) konzipiert 
und durchgeführt. Anhand einer tür-
kisch-deutschen Selbsthilfeplattform 
(www.kendimiz.de) und drei modell-
haften Standorten von reellen Selbst-
hilfegruppen konnte aufgezeigt werden, 
dass der Bedarf an Informationen und 
Austausch auch unter Menschen mit 
Migrationshintergrund groß ist. Aller-
dings findet ein Austausch zwischen 
den Betroffenen nicht auf der Online-
plattform, sondern bei den reellen Tref-
fen statt. Offensichtlich sind bei einem 
Austausch über schwierige Themen Zu-
rückhaltung und Hemmschwellen auf 
Internetplattformen größer als in einem 
überschaubaren Rahmen während reeller 
Treffen. Außerdem wurde während der  
reellen Selbsthilfetreffen festgestellt, dass 
der Informationsbedarf bei den Ange-
hörigen von Menschen mit Behinderung 
und Migrationshintergrund sehr hoch 
ist und die Lebenslagen sehr komplex 
sind. So ist eine professionelle Beglei-
tung der Selbsthilfetreffen zur Klärung 
existenziell wichtiger Fragen notwendig. 
Hier (zur Reduzierung der Informa-
tionslücken) sind Netzwerke zu spe-
ziellen Beratungsstellen für Menschen 
mit Migrationshintergrund als Koope-
rationspartner und gute Referenten zu 
migrantenspezifischen Themen (wie 
z. B. zu aufenthaltsrechtlichen Frage-
stellungen) hilfreich.

Ferner hat sich eine positive Wirkung 
des bundesweiten Austauschs der Be-
gleiter*innen von Selbsthilfegruppen 
gezeigt: So wurde während der Projekt-
laufzeit in den Kooperationstreffen nicht 
nur zu Fragestellungen, die in den kul- 
tursensiblen Selbsthilfegruppen relevant 
waren, diskutiert, sondern sich auch ge-
genseitig mit Projektanträgen und Ideen 

Tipps für die Gründung  
kultursensibler Selbsthilfegruppen

Infos und Download:
https://www.lebenshilfe.de/ 
informieren/familie/ 
migration-und-behinderung

 

Anzeige

Migration – Behinderung – Selbsthilfe 

http://www.kendimiz.de
https://www.lebenshilfe.de/informieren/familie/migration-und-behinderung


133

Teilhabe 3/2021, Jg. 60 INFOTHEK

i Weitere Informationen:                                                 

Dr. Silva Demirci                                                                     

Projektleiterin, Referentin im Referat 
Konzepte der Bundesvereinigung Lebens-
hilfe e. V.

Silva.Demirci@lebenshilfe.de

www.lebenshilfe.de/informieren/familie/
migration-und-behinderung

@

zur Gewinnung von Teilnehmenden 
unterstützt. Durch den offenen Aus-
tausch – auch zu Schwierigkeiten und 
Konflikten – konnten gemeinsame hilf-
reiche Tipps entwickelt werden. Die pro- 
jektinterne Kooperationsgruppe hat dazu 
eine kommentierte Checkliste zur Grün-
dung von kultursensiblen Selbsthilfe- 
gruppen erstellt. Diese Checkliste kön-
nen Sie auf der Homepage der Bundes-
vereinigung Lebenshilfe herunterladen.

Aufgrund der Erkenntnisse des be-
endeten Projekts startet nun das neue 
Projekt „Für uns mit uns“ zur Stärkung 
von Angehörigen von Menschen mit  Mi- 
grationshintergrund. Das Projekt wird 
durch die Stiftung Aktion Mensch ge- 

fördert. Es läuft seit dem 1. November 
2020 und geht bis zum 31. Dezember 
2023. Neben 20 neuen kultursensiblen 
Selbsthilfegruppen, die bundesweit ge-
schaffen werden sollen, entsteht ein 
innerverbandliches Netzwerk „kultur- 
sensible Arbeit“. An den Netzwerktref-
fen nehmen sowohl Begleiter*innen 
von Selbsthilfegruppen als auch Bera-
ter*innen zum Thema Migration und 
Behinderung teil. Alle interessierten 
Mitarbeitenden von Lebenshilfeorga-
nisationen sind jederzeit willkommen 
mitzuwirken.

Mehr Information zum Thema oder 
zum neuen Projekt erhalten Sie über 
unsere Homepage.
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Bei den Disability Studies (DS) handelt 
es sich um ein neues und im deutsch-
sprachigen Raum „noch immer eher un-
bekannte[s] Forschungsfeld“ (11) zum 
Thema gesellschaftliche Behinderung/
persönliche Beeinträchtigung.

Die DS analysieren das Phänomen 
der „Behinderung von Menschen“ aus 
verschiedenen Blickwinkeln – nämlich  
aus sozialwissenschaftlicher, historischer 
und kulturwissenschaftlicher Sicht. 
Bewusst kritisch setzen sich die DS 
damit ab von der traditionell individua- 
lisierenden „Behinderten- bzw. Sonder- 
pädagogik“ und den damit verbunde- 
nen „vorherrschenden, einseitig me-
dizinischen, (heil-)pädagogischen, psy- 
chologischen und rehabilitationswissen- 
schaftlichen Sichtweisen auf Behinde-
rung“ (177).  Zentrales Anliegen der DS 
ist es, Behinderung als gesellschaftliche 
Konstruktion zu kennzeichnen und zu 
verdeutlichen, wie Menschen behindert 
werden und welche Gegenstrategien es 

dazu gibt (24 ff.). Die DS erkennen an, 
dass Menschen z. B. körperliche oder 
kognitive Beeinträchtigungen haben 
können. Diese sind zwar nicht direkt 
wünschenswert, als Ausdruck mensch-
licher Vielfalt aber anzuerkennen, und 
es kann ihnen ggf. durch Barrierefreiheit 
und Gestaltung der Umwelt in einem 
Design für alle, durch Förderangebote 
und/oder Nachteilsausgleiche begegnet 
werden, damit aus einer Beeinträchti- 
gung keine Behinderung wird. Die DS  
bieten der „Selbstbestimmt-Leben-Bewe- 
gung“ von beeinträchtigten Menschen in 
Deutschland quasi einen wissenschaft-
lich-theoretischen Hintergrund für ihre 
eingängigen Slogans „Wir sind nicht 
behindert. Wir werden behindert!“ oder 
„Es ist normal, verschieden zu sein!“

Der Band ist durch acht Kapitel klar 
gegliedert. Im Anhang findet sich eine 
umfassende Liste aktuellster deutscher 
und internationaler Literatur, die eine 
fachliche Vertiefung von im Rahmen einer 
Einführung zwangsläufig nur komprimiert 
gegebener Information ermöglicht.

In Kapitel 1, „Vorbemerkung“, wer-
den einleitend Ecksteine und eine grobe 
Einordnung der DS skizziert. Das Anlie-
gen des Bandes sei es, „einen systema-
tischen Einblick in das Forschungsfeld 

und in die ihm eigene Perspektivierung 
von (Nicht-)Behinderung zu geben“ (12). 
Kritisch wird schon hier der traditionelle 
Gebrauch des Begriffs „Behinderung“ 
erwähnt: „Ähnlich wie mittlerweile die 
Begriffe ,Ausländer‘ und ‚Flüchtling‘ 
vermieden oder ‚Neger‘ als rassistische 
Äußerung angesehen werden, gilt der 
Ausdruck ‚die Behinderten‘ aus der 
Sicht der Disability Studies als veraltet 
und inakzeptabel“ (13).

In der „Einladung zu den Disability 
Studies“ in Kapitel 2 werden die histo-
rischen Entwicklungslinien v. a. in den 
angloamerikanischen Ländern vorge-
stellt. Das „distanzierte Verhältnis […] 
zur Heil- und Sonderpädagogik“ wird 
genannt, „die bei der Institutionalisie-
rung von Aussonderung und Stigmati-
sierung eine treibende Kraft war und 
Zurückhaltung zeigt, wenn es um die 
Umsetzung der schulischen Inklusion 
geht“ (20). Positiv werden die aktuellen 
Inklusions- und Teilhabeforschungen 
vor dem Hintergrund der UN-Behin- 
dertenrechtskonvention genannt. Schließ-
lich entfaltet dieses Kapitel nachvoll-
ziehbar, was „Behinderung als soziale 
und analytische Konstruktion“ meint.

In Kapitel 3, „Internationale Disabi-
lity Studies – eine Bestandsaufnahme“, 
werden synoptisch die sozialwissen-
schaftlichen, historischen- und kultur-
wissenschaftlichen Ansätze v. a. in den 
angloamerikanischen Ländern (45) 
dargelegt. Aber auch im deutschspra-
chigen Raum haben sich die DS mittler-
weile etabliert (53). Einen großen Stel-
lenwert hatte dazu die im Jahr 2018 an 
der Alice-Salomon-Hochschule durch-
geführte Tagung „Disability Studies im  
deutschsprachigen Raum“ (vgl. BREHME 
2020). Neben Anne Waldschmidt lehren 
weitere Wissenschaftlerinnen die DS an 
Hochschulen in Berlin, Bochum, Ham-
burg und Innsbruck.
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Kapitel 4., „Modelle von Behinde-
rung in den Disability Studies“, grenzt 
sechs Menschenbilder voneinander ab:

1. Im individuellen Modell wird die
Behinderung ausschließlich in der
biologischen Ausstattung des Men-
schen verortet.

2. Im relationalen Modell aus Skandi-
navien wird Behinderung als eine miss-
glückende Interaktion zwischen Um-
welt und Beeinträchtigung gesehen.

3. Im US-amerikanischen Minderhei-
ten- oder Randgruppenmodell wird
Behinderung als gesellschaftliche
Diskriminierung gesehen, ähnlich
anderer benachteiligter Gruppen.

4. Im sozialen Modell der britischen
Disability Studies wird ebenfalls un-
terschieden zwischen der individu-
ellen Beeinträchtigung und der gesell-
schaftlich zu verantwortenden Behin-
derung mit der Schlussfolgerung,
dass sich „nicht der Einzelne, son-
dern die Gesellschaft“ zu ändern
habe (80).

5. Das menschenrechtliche Modell be-
tont die Bedeutung von Grundrechten
und fordert dazu auf, alle Menschen
mit Beeinträchtigungen als Rechts-
subjekte anzuerkennen.

6. Das kulturelle Modell sieht „behin-
derte Menschen nicht als zu inte-
grierende Minderheit, sondern als
‚integralen‘ Bestandteil der Gesell-
schaft“ (87).

Im 5. Kapitel werden verschiedene
Theorieansätze in den DS miteinander 
verglichen und abgegrenzt. Die Arbeiten
von Erving Goffman und Michel Fou-
cault bilden die Grundlagen, auf denen 
die kultur- und sozialwissenschaftlichen 
Studien aufbauen.

In Kapitel 6, „Wissenschaftskritik und 
Forschungsansätze der Disability Stu-
dies“, werden methodologische Debatten  
in der „Behindertenbewegung“ skiz-
ziert. Es wird unterschieden und abge-
wogen zwischen parteilich-emanzipa-
torischer und partizipativer Forschung.

Kapitel 7 berichtet über den aktuellen 
Forschungsstand der internationalen 
und interdisziplinären DS. Wenn Anne 
Waldschmidt hier wiederum auf die 
Sozial-, Geschichts- und Kulturwissen-
schaften rekurriert, so mag das der Leser-
schaft nun redundant und zu wissen-
schaftstheoretisch erscheinen. Allerdings 
ist der Stil des Buches so gehalten, dass 
immer wieder anschauliche Beispiele, 
Erkenntnisse und Bezüge aus anderen 
Wissenschaftsdisziplinen anregend sind. 
Die DS sind als intersektional und 
interdisziplinär angelegte Forschungs-
richtung in keinem Fall auf ein eng be-
grenztes Forschungsobjekt reduziert.

Im 8. und abschließenden Kapitel über 
„Stand, Kontroversen und Perspektiven 
der Disability Studies“ wird das Gesagte
noch einmal kompakt zusammenge-
fasst und rekapituliert: Es geht den DS 
darum, „das hegemoniale Wissen zu Be-
hinderung zu destabilisieren und die 
gesellschaftlichen Praktiken der Aus-
grenzung zu überwinden“ (182).

Anne Waldschmidt hat eine stilistisch 
ansprechende Einführung und Synopse 
zu den Disability Studies international 
und v. a. im deutschsprachigen Raum 
geschrieben. Die Themen werden in einer 
ansprechenden Form erklärt und mit 
aktuellen Literaturverweisen beendet. 
Das Buch ist mit 180 Seiten Text plus 
45 Seiten Literaturangaben ausführlich 

und bildet den Kern des aktuellen Wis-
sens ab. Die Lektüre ist gut verständ-
lich, prägnant und interessant.

Anne Waldschmidt beschreibt, dass 
die DS in Deutschland immer noch ver-
gleichsweise neu seien. Nach Einschät-
zung des Rezensenten werden sie v. a. in 
der „Selbstbestimmt-Leben-Bewegung“ 
der körper- und sinnesbeeinträchtigten 
Menschen rezipiert – viel zu wenig aber 
noch in der Community der Menschen, 
die sich fachlich und wissenschaftlich 
mit Fragen der kognitiven Beeinträch-
tigung beschäftigen. Eine weitere sehr 
spannende Frage ist, wie der Ansatz der 
anspruchsvollen und komplexen DS 
Menschen mit kognitiver Beeinträchti-
gung vermittelt werden kann und welche 
alltagsrelevante Bedeutung er in Folge 
bekommen kann.

Die Einführung in die DS von Anne 
Waldschmidt bietet eine gute Möglich-
keit, sich über den Ansatz und den 
Stand dieser wissenschaftlichen For-
schungsrichtung zu informieren und –
als Desiderat – in der Community ge-
meinsam daraus abzuleiten, welche Po-
tenziale in diesem Ansatz für die Eman-
zipation von heute noch in vielerlei Hin-
sicht behinderten und marginalisierten 
Menschen liegen. Dieser Effekt ist dem 
Buch sehr zu wünschen.

Ulrich Niehoff, Berlin
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Diversität in der Sozialen Arbeit

Theorien, Konzepte, Praxismodelle 

2021. Stuttgart. Kohlhammer. 301 Seiten. 34,00 €

Baumann, Benno; Bolz, Tijs; Albers, Viviane

Verstehende Diagnostik 
in der Pädagogik

Verstörenden Verhaltensweisen begegnen 

2021. Weinheim. Beltz. 224 Seiten. 29,95 €

Becker, Silke; Otto-Albrecht, Manfred

Inklusive Führung

So gelingt Inklusion von Menschen mit 
Behinderung im Unternehmen 

2019. Plauen. BAG abR e.V. 172 Seiten. 
E-Paper. Kostenlos

Beddies, Andrea 

CHANGE STORIES 

Die Tücken des Bewahrens. Oder: Veränderung 
muss für alle Sinn ergeben 

2021. Gevelsberg. EHP. 128 Seiten. 19,99 €

BFF Frauen gegen Gewalt e.V.

Zugang zu Strafverfahren 
für Frauen mit Behinderung bei 
geschlechtsspezifischer Gewalt

Ein Handbuch für die Praxis 

2021. Berlin. bff:Suse. 162 Seiten. 20,00 €

Deutsche Heilpädagogische Gesellschaft (DHG)

Standards zur Teilhabe 
von Menschen mit kognitiver 
Beeinträchtigung und komplexem 
Unterstützungsbedarf

2021. Stuttgart. Kohlhammer. 121 Seiten. 29,00 €

Düber, Miriam

Behinderte Elternschaft und 
ihre Bewältigung

Perspektiven von Eltern mit Lernschwierigkeiten 
auf (nicht) professionelle Unterstützungsnetzwerke 
und allgemeine familienspezifische Angebote 

2021. Weinheim. Beltz Juventa. 252 Seiten. 31,99 €

Ellinger, Stephan; Hechler, Oliver

Entwicklungspädagogik

Erzieherisches Sehen, Denken und Handeln 
im Lebenslauf 

2021. Stuttgart. Kohlhammer. 196 Seiten. 34,00 € 

Erdin, Gisela

Gestützte Kommunikation 
mit nichtsprechenden Menschen

Eine empirische Untersuchung  

2021. Gießen. Psychosozial Verlag. 256 Seiten. 

32,90 €

Esslinger-Hinz, Ilona

Kultursensible Didaktik

Eine Einführung in Theorie und Praxis. 
Mit Onlinematerialien 

2021. Weinheim. Beltz. 237 Seiten. 24,95 €

Fischer, Jörg; Tuider, Elisabeth (Hg.)

Sozialer Zusammenhalt

4. Sonderband Sozialmagazin 

2021. Weinheim. Beltz Juventa. 201 Seiten. 24,95 €

Franzheld, Tobias; Walther, Andreas (Hg.)

„Vermessung“ der Kinder- und 
Jugendhilfe

Versuch einer Standortbestimmung 

2021. Weinheim. Beltz Juventa. 281 Seiten. 29,95 €

Greving, Heinrich; Scheibner, Ulrich (Hg.)

Werkstätten für Behinderte Menschen

Sonderwelt und Subkultur behindern Inklusion 

2021. Stuttgart. Kohlhammer. 379 Seiten. 39,00 €

Hammerschmidt, Peter; Sagebiel, Juliane; 
Hill, Burkhard; Beranek, Angelika (Hg.)

Big Data, Facebook, Twitter & Co. 
und Soziale Arbeit

2021. Weinheim. Beltz Juventa. 191 Seiten. 19,95 €

Hammerschmidt, Peter; Pötter, Nicole; 
Stecklina, Gerd (Hg.)

Der lange Sommer der Migration

Die Teilhabechancen der Geflüchteten und die 
Praxis der Sozialen Arbeit 

2021. Weinheim. Beltz Juventa. 155 Seiten. 19,95 €

Hartwig, Susanne (Hg.)

Behinderung

Kulturwissenschaftliches Handbuch 

2020. Stuttgart. J.B. Metzler. 444 Seiten. 99,99 €

Hehn-Oldiges, Martina

Wege aus Verhaltensfallen

Pädagogisches Handeln in schwierigen 
Situationen 

2021. Weinheim. Beltz. 202 Seiten. 24,95 €

Inthorn, Julia; Seising, Rudolf (Hg.)

Digitale Patientenversorgung

Zur Computerisierung von Diagnostik, 
Therapie und Pflege  

2021. Bielefeld. transcript. 264 Seiten. 30,00 €

Jelinek-Menke, Ramona

Religion und Disability

Behinderung und Befähigung in religiösen 
Kontexten. Eine religionswissenschaftliche 
Untersuchung.  

2021. Bielefeld. transcript. 356 Seiten. 45,00 € 
(PDF open access)

Joél, Torsten

Die Anwendung von Intelligenztests 
im sonderpädagogischen Kontext

2021. Weinheim. Beltz Juventa. 276 Seiten. 39,95 €

Kizilhan, Jan Ilhan, Klett, Claudia

Psychologie für die Arbeit 
mit Migrant*innen

2021. Weinheim. Juventa. 215 Seiten 20,60 €

Kluge, Annette

Arbeits- und Organisationspsychologie

2021. Stuttgart. Kohlhammer. 432 Seiten. 58,00 €

Medienprojekt Wuppertal

Kinderlos Eltern sein

Ein Film über Herkunftseltern von Kindern in 
Pflegefamilien  

2020. Wuppertal. Medienprojekt. DVD. 40 Min. 
und 30 min. Bonusmaterial. 32,00 €

Melter, Klaus (Hg.)

Diskriminierungs- und 
rassismuskritische Soziale Arbeit 
und Bildung

2021. Weinheim. Juventa. 312 Seiten. 24,95 €

ogsa AG Migrationsgesellschaft (Hg.)

Soziale Arbeit in der 
Postmigrationsgesellschaft

Kritische Perspektiven und Praxisbeispiele 
aus Österreich  

2021. Weinheim. Beltz Juventa. 450 Seiten. 39,95 €

Schuppener, Saskia; Schlichting, Helga; 
Goldbach, Anne; Hauser, Mandy

Pädagogik bei zugeschriebener 
geistiger Behinderung

2021. Stuttgart. Kohlhammer. 268 Seiten. 39,00 €

Theunissen, Georg

Basiswissen Autismus und 
komplexe Beeinträchtigungen

Lehrbuch für die Heilerziehungspflege, 
Heilpädagogik und (geistig-)Behindertenpflege  

2021. Freiburg. Lambertus. 378 Seiten. 26,00 €

BIBLIOGRAFIE
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VERANSTALTUNGEN

23. September 2021, digital

Schule:digital  

https://beb-ev.de/wp-content/uploads/2021/ 
05/Tagungsprogramm-Bildung-2021-final.pdf

24.–25. September 2021, Bad Sassendorf

Bundesfachkongress: Sicherung 
von Teilhabe an Bildung Fokus: 
Autismus-Spektrum und ADHS

www.verband-sonderpaedagogik.de/termine/ 
2021-09-24-25-autismus-adhs.html

25. September 2021, Hamburg

Seminartag für Erwachsene 
Geschwister „Buch des Lebens“

https://anthropoi.de/angebote/termine/ 
1/termin/615/

25. September 2021, Düren 

Unterstützte Kommunikation bei 
Menschen mit Sehbeeinträchtigung 
und komplexer Behinderung – 
Möglichkeiten und Grenzen

www.isar-projekt.de/termine/unterstuetzte- 
kommunikation-bei-menschen-mit-sehbeein-
traechtigung-und-komplexer-behinderung- 
moeglichkeiten-und-grenzen--9173.html

27. – 28. September 2021, Münster

Das bio-psycho-soziale Modell 
und die ICF im Berufsalltag

www.bar-frankfurt.de/service/fort-und-weiter-
bildung/bar-seminare/details/210105-02.html

5. – 6. Oktober 2021, Heigenbrücken

„Förderplanung und Dokumentation“ 
personenzentriert, zielgerichtet und 
transparent

https://daten2.verwaltungsportal.de/dateien/
seitengenerator/2dfbfa463a4d7f71be425968c-
fed6a22203482/20211005_06_foerderplanung_
und_dokumentation.pdf

6. – 9. Oktober 2021, Düsseldorf 

REHACARE 2021  

www.rehacare.de/

15. – 19. Oktober 2021, Echzell-Bingenheim 

12. Arbeitstage für Musik
als soziale Kunst in Heilpädagogik
und sozialer Arbeit

https://anthropoi.de/angebote/termine/1/ 
termin/648/

27. Oktober 2021, digital

5. BTHG-Fachtag 2021

www.cbp.caritas.de/fortbildungen/5.-bthg-fach-
tag-2021/1796191/

30. Oktober 2021, Düren

Einsatzmöglichkeiten des iPads in 
der Arbeit mit Schüler*innen mit 
Sehbeeinträchtigung und Komplexer 
Behinderung 

www.isar-projekt.de/termine/einsatzmoeglich-
keiten-des-ipads-in-der-arbeit-mit-schuelerinnen- 
mit-sehbeeintraechtigung-und-komplexer-behin-
derung-9178.html

2. – 3. November 2021, online

Forum Teilhabe am Arbeitsleben

www.inform-lebenshilfe.de/inform/veranstal-

tungen/termine/bv/211154-bv-Forum-Teilhabe.php

2. – 4. November 2021, Heigenbrücken

Professionelle Arbeitsplatzakquisition – 
Basisseminar

https://daten2.verwaltungsportal.de/dateien/
seitengenerator/2dfbfa463a4d7f71be425968cfe-
d6a22203482/20211102_04_basisseminar_prof_
akquise.pdf

3. November 2021, Stuttgart 

Umfassende Bedarfsermittlung 
in der Praxis 

www.dvfr.de/veranstaltungen/detail/event/ 
umfassende-bedarfsermittlung-in-der-praxis/

5. – 7. November 2021, Kassel 

Fachbereich Heilpädagogische 
Schulen: Fachtagung 2021

https://anthropoi.de/angebote/termine/1/
termin/611/ 

10. – 11. November 2021, Nürnberg

ConSozial Messe & Kongress 
in Nürnberg 

www.consozial.de 

17. – 19. November 2021, Suhl

BAG UB Jahrestagung „VISION 
INKLUSION – Wenn nicht jetzt, 
wann dann!?“

www.bag-ub.de/veranstaltungen/2236397/2021/ 
11/17/save-the-date-bag-ub-jahrestagung-vom- 
18.-19.11.21-in-suhl-bag-ub-mitgliederversamm-
lung-am-17.11.21-ebenfalls-in-suhl.html

18. – 19. November 2021, Marburg

3. Fachtag für Mitarbeiter*innen
aus der Verwaltung

www.inform-lebenshilfe.de/inform/veranstal-
tungen/termine/bv/210757-bv-Fachtag-Verwal-
tung.php

29. November – 1. Dezember 2021, Bovenden

Menschen kreativ bei ihrer 
individuellen Berufswegeplanung 
unterstützen

https://daten2.verwaltungsportal.de/dateien/
seitengenerator/2dfbfa463a4d7f71be425968cfe-
d6a22203482/2021_11_pzp.pdf

9. Dezember 2021, online

Forum Wohnen

www.inform-lebenshilfe.de/inform 
veranstaltungen/termine/bv/211251- 
bv-Forum-Wohnen.php

Anzeige

Unterstützen Sie die Arbeit der 
Bundesvereinigung Lebenshilfe!

Infos zum Mitmachen, Spenden und Fördern:  
www.lebenshilfe.de/mitmachen/spenden

Dabei sein, damit alle dabei sein können. 

©
 L

eb
en

sh
ilf

e 
/ D

av
id

 M
au

re
r

https://beb-ev.de/wp-content/uploads/2021/05/Tagungsprogramm-Bildung-2021-final.pdf
http://www.verband-sonderpaedagogik.de/termine/2021-09-24-25-autismus-adhs.html
https://anthropoi.de/angebote/termine/1/termin/615/
http://www.isar-projekt.de/termine/unterstuetzte-kommunikation-bei-menschen-mit-sehbeein-traechtigung-und-komplexer-behinderung-moeglichkeiten-und-grenzen--9173.html
http://www.bar-frankfurt.de/service/fort-und-weiter-bildung/bar-seminare/details/210105-02.html
https://daten2.verwaltungsportal.de/dateien/seitengenerator/2dfbfa463a4d7f71be425968c-fed6a22203482/20211005_06_foerderplanung_und_dokumentation.pdf
http://www.rehacare.de/
https://anthropoi.de/angebote/termine/1/termin/648/
http://www.cbp.caritas.de/fortbildungen/5.-bthg-fach-tag-2021/1796191/
http://www.isar-projekt.de/termine/einsatzmoeglich-keiten-des-ipads-in-der-arbeit-mit-schuelerinnen-mit-sehbeeintraechtigung-und-komplexer-behin-derung-9178.html
http://www.inform-lebenshilfe.de/inform/veranstal-tungen/termine/bv/211154-bv-Forum-Teilhabe.php
https://daten2.verwaltungsportal.de/dateien/seitengenerator/2dfbfa463a4d7f71be425968cfed6a22203482/20211102_04_basisseminar_prof_akquise.pdf
http://www.dvfr.de/veranstaltungen/detail/event/umfassende-bedarfsermittlung-in-der-praxis/
https://anthropoi.de/angebote/termine/1/termin/611/
http://www.consozial.de
http://www.bag-ub.de/veranstaltungen/2236397/2021/ 11/17/save-the-date-bag-ub-jahrestagung-vom-18.-19.11.21-in-suhl-bag-ub-mitgliederversammlung-am-17.11.21-ebenfalls-in-suhl.html
http://www.inform-lebenshilfe.de/inform/veranstal-tungen/termine/bv/210757-bv-Fachtag-Verwal-tung.php
https://daten2.verwaltungsportal.de/dateien/seitengenerator/2dfbfa463a4d7f71be425968cfe-d6a22203482/2021_11_pzp.pdf
http://www.inform-lebenshilfe.de/informveranstaltungen/termine/bv/211251-bv-Forum-Wohnen.php
http://www.lebenshilfe.de/mitmachen/spenden


Mit vielen Artikeln 
aus Werkstätten 
für behinderte 

Menschen

Das Versandgeschäft
der Bundesvereinigung

Lebenshilfe

Jetzt gleich bestellen!

www.lebenshilfe-shop.de

Wildbienenhotel 

Armband mit HerzEngelskette aus Vulkangestein Ton-Herz „Alles Gute“

Mandala-Kissen Ewiger Kalender

Kindertasche „Piepmatz“ Holz-Buch „Bauernhof“

Hirsemond mit Lavendel

Legespiel „Meerestiere“
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Neueste Technik und frisches Aussehen
Superschnelles Internet dank Glasfaserkabel, neueste ClickShare-Technologie, 
die sekundenschnell die eigene Präsentation auf die Bildschirme zaubert, egal ob 
Apple- oder Windows-Computer, und ein Farbkonzept, das zum Verweilen einlädt. 

Mitten in Berlin, aber nicht mitten im Trubel
Wir sitzen direkt am Berliner S-Bahn-Ring. In nur einer halben Stunde sind 
Sie am Hauptbahnhof oder am Flughafen. Durch die ruhige Lage können Sie 
konzentriert arbeiten und nach der Veranstaltung in nur fünf Minuten im 
trendigen Friedrichshainer Kiez sein.

Raumkonzept für gelebte Inklusion
Bei uns sollen sich alle wohlfühlen: Haptische Wegweisung, breite Gänge, 
Parkmöglichkeiten für große Autos direkt vor der Tür und eine „Toilette für Alle“ 
samt Duschmöglichkeit sorgen für ein barrierefreies Event. 

Mehr R A U M  für 
Ihre Veranstaltung!
Sie wollen einen Workshop, eine Sitzung oder ein Seminar 
abhalten? Sie brauchen Raum für Ihre hybride Veranstaltung? 
Kommen Sie zu uns! 

Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. 

raumbuchung@lebenshilfe.de

www.lebenshilfe.de/raumbuchung

(030) 20 64 11 - 150

• neueste Technik
• moderne Räume
• zentrale Lage
• barrierefrei
• offenes Raumkonzept

Storkower Straße

Lansberger Allee

Hbf
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BER
30
min

  Auf 700 m2 ist Platz für alle Ihre Pläne! 

Hermann-Blankenstein-Straße 30, 10249 Berlin

205x199mm_Veranstaltung_Teilhabe_U4_3Q2021.indd   1205x199mm_Veranstaltung_Teilhabe_U4_3Q2021.indd   1 09.08.2021   13:19:4109.08.2021   13:19:41

ANZE IGE

ISSN 1867-3031 Postvertriebsstück zkz 79986

Werden Sie Fan!
www.facebook.com/lebenshilfe

Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V.

Hermann-Blankenstein-Straße 30
10249 Berlin

Tel.: (0 30) 20 64 11-0 
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